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Klaus Bullan

Wer bremst die 
Schuldenbremser?

Bei Erscheinen dieser Ausga-
be der hlz hat die Bürgerschaft 
vermutlich gerade den Haus-
halt 2013/14 beschlossen. Es 
ist der erste Haushalt der SPD-
Alleinregierung, der unabhän-
gig von der Vorgängerregierung 
eigene Akzente für die weitere 
Entwicklung der öffentlichen 
Ausgaben und Einnahmen setzt. 
Allerdings: Bei den öffentlichen 
Einnahmen werden keine neuen 
Akzente gesetzt, d.h. steuerliche 
Mehreinnahmen, die von Ham-
burg selbst zu regeln wären, sind 
praktisch nicht vorgesehen, auch 
Maßnahmen zur Austrocknung 
des Steuerparadieses Hamburg 
für Vermögende und Unterneh-
men etwa durch massiven Aus-
bau der Steuerprüfungen wird es 
nicht geben.

Im Bereich der Ausgaben ist 
das Bild zweigeteilt: Für frag-
würdige bzw. risikoreiche In-
vestitionen (Elbphilharmonie, 
Hapag-Loyd, HSH-Nordbank, 
Hafencity) wurden und werden 
Haushaltsrisiken eingegangen, 
deren Folgen für die Stadt in den 
kommenden Jahren unabsehbar 
sind. In den Bereichen der so-
zialen Infrastruktur, des Woh-
nungsbaus, der Kultur und der 
Bildung wird rabiat gespart, im 
öffentlichen Dienst wird weiter 
Personal abgebaut. Hamburgs 
Erster Bürgermeister will sich 
als Musterschüler bei der Um-
setzung der Schuldenbremse in 
Hamburg zeigen. 

Das Rotstift-Bündnis von Trä-
gern der offenen Kinder- und 
Jugendhilfe, der Sozialverbände, 
verdi, der GEW, attac und ASTA 
hat in einer Demonstration am 

23. November deutlich gemacht, 
wohin diese rigide Sparpolitik 
führt. 

Die massiven Raumprobleme 
an Hamburgs Schulen mit feh-
lenden Pausen, Kantinen- und 
Küchenräumen beim Umbau 
auf den Ganztagsbetrieb sollen 
durch Schulbau Hamburg so 
„gelöst“ werden, dass Fläche 
pro Schüler reduziert wird, die 
dann vermietet oder verkauft 
werden kann. Statt am Landes-
institut für Lehrerbildung und 
Schulentwicklung eine Fortbil-
dungsoffensive zu starten, um 
die Umsetzung der Inklusion 
und des Ganztagsbetriebs an 
Hamburgs Schulen professionell 
zu begleiten, werden bis 2014 
zunächst 22 Stellen eingespart, 
um die behördliche Sparquote zu 
erbringen.

Die Berufsschulreform – in 
großen Teilen ebenso wie Ganz-
tagsschule und Inklusion von der 
GEW als richtige pädagogische 
Maßnahmen unterstützt – ist 
bisher nur ein guter Plan und hat 
noch nicht zu einer Verbesserung 
der Ausbildungschancen der 
Jugendlichen geführt. Immer-
hin kommt der Bildungssenator 
selbst zu der Erkenntnis, dass 

aufgrund der erhobenen Daten 
zum Schulabgängerjahrgang der 
9. und 10. Klassen in diesem 
Jahr deutlich ist, dass nur ein 
Viertel der Jugendlichen einen 
betrieblichen oder schulischen 
Ausbildungsplatz erhalten hat, 
mithin die Jugendarbeitslosig-
keit in Hamburg bei 37,5% liegt.
(So der Senator auf einer KMK-
Tagung am 28.11. 2012 in Ham-
burg). Auch hier läge also ein 
hoher Investitionsbedarf. Die 

Zukunft der Stadtteilschulen ist 
nicht nur dadurch gefährdet, dass 
sie die Inklusion fast allein im 
Sekundarbereich schultern müs-
sen, dafür aber viel zu schlecht 
ausgestattet sind, sondern auch 
dadurch, dass sie als Lücken-
büßer für die durch das Turbo-
Abitur an den Gymnasien durch 
den Rost fallenden SchülerInnen 
herhalten müssen. In ihrer Not 
richten viele Stadtteilschulen 
reine Rückläuferklassen aus 
den Gymnasien nach Klassen 6 
ein und nun beschließt die Bür-
gerschaft auch noch auf Antrag 
der FDP, dass GymnasiastInnen 
nach Klasse 10 in die 11. Klas-
se der Stadtteilschule wechseln 
können, was angesichts der Ver-
dichtung des Unterrichts einem 
Sitzenbleiben durch die Hinter-
tür gleicht. Statt also dafür zu 
werben, dass die Eltern, die zu 
Recht Bedenken gegen das Tur-
bo-Abitur haben, ihr Kind auf 
der Stadtteilschule anmelden, 
wird das Signal gegeben: Ver-
sucht es erst mal auf dem Gym-
nasium, wenn das nicht klappt, 
könnt ihr immer noch die Ober-
stufe an der Stadtteilschule in 
drei Jahren machen. So wird die 
Stadtteilschule nicht gestärkt!

Dass es an allen Ecken und 
Enden fehlt, zeigt auch die Tat-
sache, dass immer mehr Mittel 
aus dem Vertretungs- und Orga-
nisationsmitteltopf (VOrM) für 
regulären Unterricht verwendet 
werden – durchgeführt von Lehr-
amtstudenten oder Lehrkräften, 
die keine feste Stelle erhalten 
und die zu geringen Stundensät-
zen und ohne Bezahlung in den 
Ferien arbeiten müssen. 
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LeserInnenbriefe an: hlz@gew-hamburg.de
(wir belassen ggf. alte Schreibung)

Die Redaktion behält sich das Recht auf Kürzungen vor
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Was wird da 
gemessen?
hlz 10-11/12, S. 14 und 38

Endlich ein Artikel, der eini-
ges zusammenstellt und analy-
siert, was tatsächlich geschieht. 

Allerdings erfährt der Leser 
nicht, welche Interessen hinter 
all diesen „neuen“ Drangsa-
lierungen stehen. Man muss 
bis auf Seite 40 gehen, wo 
Marc Erang hochinteressant 
in „schneller-bunter-dümmer“  
Ross und Reiter nennt:

Beschäftigt man sich etwas 
eingehender mit den Hintermän-
nern aktueller Reform- und Bil-
dungspolitik im In- und Ausland, 
fällt auf, dass die momentan 
hoch im Kurs stehenden neuen 
Akteure meist die alten sind. Ich 
denke hier in erster Linie an die 
Bertelsmann-AG.  

Peter Klemm

Nicht interessen-
geleitet
hlz 10-11/12, S. 50

Lieber Hans-Peter de Lorent,
wir können Dir über Deine 

historisch fundierten Ausführun-
gen über die "braunen Lehrer" 
in der hlz 10-11/2012 dankbar 
sein aus Gründen, aus denen ich 
zwei heraushebe:

Es wird deutlich, wie grausig 
das Wirken von Nazilehrern und 
Nazirektoren war!

Meine Generation hat solche 
Typen und ihre in höchstem 
Grade verderblichen Einflüsse 
auf die Grundeinstellungen der 
Jugend noch hautnah erlebt 
- ohne allerdings den Mut aufzu-
bringen, dagegen anzugehen, da 
das lebensgefährliche Folgen 
gehabt hätte. Schlimm aber 

auch, dass es noch nach dem 
8.Mai 1945 bis in die 6oer Jahre 
hinein nicht wenige Lehrende 
in Hamburg gab, die himmler-
hörige SS-Leute als "anständige 
Kerle" bezeichneten. U.a. dass 
ich 1955 den französischen 
KZ-Film "Nacht und Nebel" 
in unsere Schule brachte, war 
Anlass für ehemalige Parteige-
nossen, noch später gegen mich 
zu stimmen.

Es ist sehr schön und hat 
mich sehr berührt, wie deutlich 
Du am Beispiel Johann Kinau/
Gorch Fock und Hinrich Wriede 
machst, dass man Vorgänge 
oder Personen der Geschichte 
mit Bemühen um Objektivität 
und wirklichem Verstehen und 
nicht "interessengeleitet" zu 
sehen und darzustellen hat! 

 
In meiner Generation haben 

wir als Kinder in Hamburg noch 
fast alle Gorch Focks "Seefahrt 
ist not" mit großer Begeisterung 
gelesen und uns darüber ausge-
tauscht. Ich erinnere noch, wie 
mein damaliger bester Freund, 
der es noch nach dem 30. Januar 
1933 wagte, einer hiesigen 

Einheit der Hitlerjugend Prügel 
anzudrohen, entsetzt war, als 
später Gorch Fock zum NS-
Wegbereiter erklärt wurde.

Die Einstellung, frühere 
Sichtweisen, Gefühle und Hand-
lungen nicht einfach nur aus 
heutiger Sicht zu beurteilen oder 
gar zu verurteilen, erinnere ich 
noch aus deinem vor Jahrzehn-
ten geschriebenen excellenten 
Buch über die Mitbestimmung 
der Lehrerkollegien in Hamburg 
in der Weimarer Republik.

Mit herzlichem Gruß
und guten Wünschen

Hermann Schwarz

Migranten: Bildung 
ist das Problem

Ein neuer OECD-Bericht 
zeigt: Migranten sind in Deutsch-
land weniger häufig von Armut 
und Arbeitslosigkeit bedroht als 
in anderen Ländern. Doch wenn 
es um die Bildung von Zuwan-
dererkindern geht, schneidet 
Deutschland schlecht ab. Dabei 
hängt von ihr hierzulande mehr 
als anderswo der Erfolg auf dem 

Die Post war schuld
Leider wurde die Auslieferung der letzten Ausgabe durch die 

Post verschlampt, so dass die Einladung zu unserem Fest auf 
der Rückseite, anlässlich des 100-jährigen Bestehens des Curio-
Hauses euch zu spät erreichte. Wir bedauern dies sehr, weil wir 
gerne mit euch, die ihr aus welchen Gründen auch immer im Vor-
hinein nichts von dem Fest wusstet (Einladungen waren per Mail 
an alle Mitglieder verschickt worden), zusammen gefeiert hätten. 
Redaktion, Satz, Druckerei und Etikettierer hatten sich alle Mühe 
gegeben, die Zeitung per Eilpost noch rechtzeitig vor dem Fest in 
eure Briefkästen zu bringen.  Aber dann ist Christel wohl einge-
schlafen…

Nun steht ein anderes Fest an, das einem auf jeden Fall die Post 
nicht vernageln kann.

Eine schöne Zeit wünscht die hlz-Redaktion
…und rutscht nicht aus!
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Rekord über Rekord?
Steuereinnahmen nach aktueller Schätzung   

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

aktuelle 
Steuerschätzung
Oktober 2012

Vor-Krisen-Schätzung 
(Mai 2008)

Quellen: Steuerschätzungen

tatsächliche 
Steuereinnahmen

 

Steuerrekord!? 
„Rekordeinnahmen!“, „Erstmals über 
600 Milliarden Steuern“, „So viel wie 
noch nie!“ Mit diesen Schlagzeilen stellte 
die Presse die Ergebnisse der aktuellen 
Steuerschätzung vor.  

Falsch ist das nicht. Aber an Einfältigkeit 
kaum zu überbieten. Wenn die Wirt-
schaft wächst und die Preise steigen, 
steigen normalerweise Löhne, Gewinne 
und eben auch die Steuereinnahmen. 
Daher erreichen sie in jedem Jahr einen 
neuen Rekord.  

Daraus eine Schlagzeile zu machen wäre 
so, als ob bei jeder Lohnerhöhung ein 
neuer Lohnrekord zu feiern wäre. Selbst 
dann, wenn die Löhne langsamer steigen 
als die Preise und Beschäftigte real weni-
ger auf dem Konto haben. 

Die große Finanz- und Wirtschaftskrise 
hinterlässt noch lange ihre Spuren bei 
den Steuereinnahmen. Erst 2011 hatten 
sie wieder das Vorkrisen-Niveau erreicht. 
Sie liegen aber noch über 40 Milliarden 
Euro niedriger, als die Steuerschätzer vor 
der Krise für 2012 erwartet haben.  

Auch die Steuergeschenke von Schröder 
und Merkel an Reiche und Unternehmen 
wirken weiter. Trotz Mehreinnahmen 
reicht es kaum für laufende Ausgaben. 

Geschweige denn für nötige zusätzliche 
Ausgaben wie ausreichend Kitas, gute 
Bildung, attraktive und lebenswerte 
Städte und Gemeinden oder gar Schul-
denabbau. Dafür brauchen wir mehr 
Steuereinnahmen von Vermögenden und 
Spitzenverdienern. Geld ist genug da!  

VER.DI  BUNDESVORSTAND 
BERE ICH WIRTSCHAFTSPOL IT IK  

WIRTSCHAFTSPOL IT IK@VERD I .DE  
WWW.WIPO.VERDI .DE 

NR. 18 – November 2012 

Die jüngste Steuerschätzung, die Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) gestern vorstellte, sagt Bund, Ländern und Gemeinden für 2012 ein Plus 
von 5,9 Milliarden Euro im Vergleich zur Mai-Prognose voraus. Hamburg hatte 
zum 30. September mit gut 6,5 Milliarden Euro bereits 418 Millionen oder 6,8 
Prozent mehr Steuern eingenommen als im Vergleichszeitraum 2011. Kalkuliert 
worden war nur mit einem Zuwachs von 0,7 Prozent. Sollte sich die Entwicklung 
bis zum Jahresende fortsetzen, was die aktuelle Steuerschätzung 
voraussagt, könnte die Stadt in die glückliche Lage 
kommen, die von der Bürgerschaft bewilligte 
Nettokreditaufnahme von 600 Millionen 
Euro gar nicht antasten zu müssen. 
(HA v. 1.11.12). Diese Information 
dürften für die anstehenden 
Urteile in Sachen Streichung bzw. 
Kürzung des Weihnachtsgeldes nicht 
unbedeutend sein. Heißt es doch in 
der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, dass unter den 
hergebrachten Grundsätzen im Sinne des 
Art.33 Abs.5 GG Folgendes zu verstehen ist: 
„…dass den Beamten nach ihrem Dienstrang, 
nach der in ihrem Amt verbundenen Verantwortung und nach Maßgabe der 
Bedeutung  des Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend der 
Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse (sic! 
JG) und des allgemeinen Lebensstandards ein angemessener Lebensunterhalt zu 
gewähren ist. Diesen Grundsatz hat der Gesetzgeber zu beachten.“ BVerfGE 8, 1-28
(Siehe auch Seite 28)

Arbeitsmarkt ab. Der Bericht 
umfasst alle 34 OECD-Länder 
und basiert auf Arbeitsmarktzah-
len, die die OECD in den vergan-
genen Jahren in elf Teilnehmer-
ländern erhoben hat.

Deutsche auf der 
Flucht vor Migranten

Ein hoher Ausländeranteil un-
ter den Schülern veranlasst El-
tern zunehmend dazu, ihr Kind 
nicht auf die Grundschule in der 
Nachbarschaft zu schicken. Dies 
ist das Ergebnis eines Berichts, 
den der Forschungsbereich beim 
Sachverständigenrat deutscher 
Stiftungen für Integration und 
Migration (SVR) vorgestellt hat. 
In Berlin gehen demnach schon 
fast zwei Drittel aller Migranten-
kinder auf eine Grundschule, in 
der Mitschüler mit ausländischer 
Herkunft die Mehrheit stellen. 
Im Gegenzug lernen sechs von 
sieben einheimischen Kindern 
Lesen und Rechnen überwiegend 
unter Deutschen. Dies sei, so die 
Forscher, eben nicht nur durch 
den Einzugsbereich einer Schule 
zu erklären - sondern durch eine 
Flucht aus vermeintlich schlech-
ten Einrichtungen. (Leider liegen 
für Hamburg keine diesbezügli-
chen Zahlen vor – es ist aber zu 
erwarten, dass sich ein ähnliches 
Bild zeigt. JG)

Deutsche: Geld 
schafft Aufstieg

Ob junge Menschen den so-
zialen Aufstieg – gemessen an 
Beruf und Einkommen – schaf-
fen oder nicht, hängt in Deutsch-
land, Schweden und den USA zu 
einem beträchtlichen Teil vom 
Vermögen der Eltern ab. Bisher 
waren sich die Bildungsforscher 
einig, dass vor allem die Bildung 
der Eltern, ihr beruflicher Status 
und ihr Einkommen den Bil-
dungsweg und späteren berufli-
chen und wirtschaftlichen Erfolg 
der Kinder prägen. Der Bericht 
konnte jetzt erstmals anhand von 

Daten aus drei repräsentativen 
Langzeitstudien belegen, dass 
darüber hinaus auch das Vermö-
gen der Eltern den Bildungser-
folg und sozialen Aufstieg ent-
scheidend erleichtert.  

Klatsche für Senator
In der letzten Ausgabe dieser 

Zeitung konnten wir an dieser 
Stelle noch berichten, dass Sena-
tor Ties Rabe dem Ansinnen der 
FDP, allen Gymnasiasten den 
Übergang von Klasse 10 auf die 

Stadtteilschule – und zwar nach 
Klasse 11 – zu ermöglichen, 
deutlich widersprach. In der 
Zwischenzeit hat die SPD-Frak-
tion, zusammen mit FDP und den 
Grünen dies verabschiedet. Dies 
ist faktisch eine Teilrücknahme 
des G8-Modells. Welche Konse-
quenzen dies hat, kann man sich 
ausmalen: Die Gymnasien mu-
tieren weiter in Richtung ‚eine 
Schule für alle‘. Auch so kann 
das 2-Säulen-Modell faktisch ad 
absurdum gestellt werden.
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Wer diese unsere Zeitung re-
gelmäßig liest, weiß, dass wir 
unser besonderes Augenmerk 
auch auf die ökonomische Ent-
wicklung richten. Bildungsbe-
nachteiligung hängt nun einmal 
unmittelbar auch mit der mate-
riellen Ausstattung der Familien 
zusammen, in denen die Kinder 
aufwachsen. Die schreiende 
Ungerechtigkeit, wie sie sich 
in den Statistiken über die Ein-
kommens- und Vermögensent-
wicklung widerspiegeln, will die 
Bundesregierung, allen voran 
die Rösler-Fraktion der FDP, der 
Öffentlichkeit vorenthalten. Das 
saturierte Bürgertum hat es nun 
mal nicht so gern, wenn man 
das Licht auf die Teile der öko-

nomischen Entwicklung richtet, 
an denen erkennbar wird, wer in 
diesem Land sich trotz oder ge-
radezu wegen der Krise die Ta-
schen vollgestopft hat. So wurde 
dann der Entwurf des Armuts- 
und Reichtumsberichts des Ar-
beitsministeriums kurzerhand 
‚geglättet‘, „gebotoxt“, wie die 
Süddeutsche Zeitung schrieb. 
In diesem Entwurf hieß es: 
„Während das Nettovermögen 
des deutschen Staates zwischen 
Anfang 1992 und Anfang 2012 
um über 800 Milliarden Euro zu-
rückging, hat sich das Nettover-
mögen der privaten Haushalte 
von knapp 4,6 auf rund 10 Billi-
onen Euro mehr als verdoppelt.“ 
Und ergänzend: „Die Schere 

zwischen arm und reich klafft 
immer weiter auseinander. Der 
private Reichtum in Deutschland 
wird insgesamt immer größer. 
Davon profitieren in erster Linie 
die Reichen. Sie werden immer 
reicher und besitzen 53 Prozent 
des Gesamtvermögens.“ Die 
unteren 40 Prozent der Vollzeit-
beschäftigten hätten jedoch nach 
Abzug der Inflation Verluste hin-
nehmen müssen. Diese Passagen 
wurden kurzerhand gestrichen.

Aus Sicht der Regierung 
war dies alles der bundesdeut-
schen Öffentlichkeit wohl nicht 
zuzumuten, schafft es doch 
Begehrlichkeiten in Sachen 
Vermögensabgabe. Dazu der 
Generalsekretär der FDP Döring 
über Twitter unverblümt: Es sei 
„das Verdienst der FDP, dass 
diese Bundesregierung keine 
weitere Belastung der Betriebs-
vermögen und des Ersparten 
vorschlägt“. 

Auch Aussagen zur Lohn-
entwicklung wurden gestrichen 
oder kurzer Hand ins Positive 
gewendet. In der ersten Vari-
ante hatte noch gestanden, dass 
„die Lohnentwicklung im obe-
ren Bereich positiv steigend 

Titel

Es kann nicht sein, 
was nicht sein darf
Die „Korrektur“ des aktuellen Entwurfs des 
Armuts- und Reichtumsberichts durch die Bundes-
regierung trägt auch theatralische Züge
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Bruttomonatseinkommen

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung Wochenbericht 45-2011
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war“, die unteren Löhne in den 
vergangenen zehn Jahren aber 
„preisbereinigt gesunken“ seien. 
Die Einkommensspreizung habe 
demnach zugenommen, verletze 
somit „das Gerechtigkeitsemp-
finden der Bevölkerung“ und 
könne „den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt gefährden“. In 
der neuen Variante heißt es statt-
dessen, sinkende Reallöhne sei-
en „Ausdruck struktureller Ver-
besserungen“ am Arbeitsmarkt, 
da zwischen 2007 und 2011 im 
unteren Lohnbereich viele neue 
Vollzeitjobs entstanden seien, 
durch die Erwerbslose eine Ar-
beit bekommen hätten. Das ist 
wie „to make candy from shit”, 
wie es in England heißen würde.

Auch der Satz: „Allerdings 
arbeiteten im Jahr 2010 in 
Deutschland knapp über vier 
Millionen Menschen für einen 
Bruttostundenlohn von unter sie-
ben Euro“ hatte keinen Bestand 
vor den Augen der Regierung. Er 
wurde gestrichen. Gemeint sind 
damit die Niedriglohn-JobberIn-
nen, die in der Regel von ihrem 
Lohn nicht leben können und 
deshalb vom Staat alimentiert 
werden müssen (sog. Aufsto-
cker). Vielleicht sollte man der 
Regierung vorschlagen, dieses 
Geld direkt den Unternehmen zu 
geben, damit diese den Schein 
waren können, sie zahlten nor-
male Löhne. Allerdings würde 

dann umso deutlicher erkennbar 
sein, dass es hier schlicht um 
Subventionen geht, die nach EU-
Recht ja wettbewerbsverzerrend 
und somit verboten sind.

Die Beschönigungen des Be-
richts dürften aber nicht nur den 
kritischen deutschen Bürger em-
pören, skandalöser ist diese Zen-
sur eigentlich gegenüber den in 
die Krise geratenen Südeuropä-
ern. Durch die Subventionierung 
der Unternehmen – und nichts 
anderes ist die staatliche Bezu-
schussung der NiedriglöhnerIn-
nen – bleiben die Lohnstückkos-
ten Deutschlands wieder einmal 
stabil. Die Exportstärke nimmt 
weiter zu, flankiert von einem 
relativ niedrigen Eurokurs, der 
ohne die Schwäche der anderen 
viel höher sein müsste. Insofern 
kann Deutschland seinen ‚Er-
folgskurs‘ fortsetzen. Anders 
als die Schweiz bspw., die gro-
ße Mengen an Fremdwährungen 
aufkaufen muss, um den Fran-
ken auf einem Niveau zu halten, 
damit die Exportwirtschaft und 
Tourismusbranche nicht erdros-
selt wird, profitieren die Deut-
schen noch auf zweierlei Weise 
von der Krise: Vom – an der 
nationalen Wirtschaftskraft ge-
messen – niedrigen Außenwert 
des Euro sowie von den extrem 
niedrigen Zinsen, die auf alle zu 
refinanzierende Staatsschulden 
zu zahlen sind.

‚Noch‘, weil es alles ande-
re als klar ist, ob diese Art der 
Wettbewerbslogik in Verbin-
dung mit der restriktive Haltung 
der Bundesregierung in Sachen 
finanzieller Hilfen nicht einen 
Kollaps der südeuropäischen 
Länder heraufbeschwört, der das 
ganze europäische Projekt mit 
dann unabsehbaren Folgen für 
alle Beteiligten in den Abgrund 
zu reißen droht. 

Corriger la fortune nennen die 
Deutschen betrügen – mit dieser 
Wendung versucht ein abge-
brannter Spieler und entlassener 
Soldat sich bei Lessings Minna 
von Barnhelm frisches Geld für 
neue Spieleinsätze zu verschaf-
fen. Dass der Regierungsspre-
cher diese Änderungen als „ganz 
normalen Vorgang bezeichnet“, 
ist nicht nur ein Armutszeugnis 
für das, was bislang unter De-
mokratie verstanden wurde, son-
dern wohl auch taktisch unklug. 
Ohne dieses ‚Corriger‘ hätte der 
Bericht sicherlich weit weniger 
Resonanz in der Öffentlichkeit 
gefunden. 

Abschließend sei deshalb eine 
Frage an Radio Eriwan erlaubt: 
„Stimmt es, dass es in Deutsch-
land keine Armut gibt?“ Ant-
wort: „Im Prinzip ja, es kommt 
aber darauf an, wer den Armuts-
bericht schreibt.“

Joachim Geffers
 

 V.i.S.d.P.: VER.DI BUNDESVORSTAND – RESSORT 1 – FRANK BSIRSKE – PAULA-THIEDE-UFER 10 – 10179 BERLIN 

 

aktuell 
WIRTSCHAFTSPOLITIK 

aktuell 
WIRTSCHAFTSPOLITIK 

 

Her damit!
Seit fünf Jahren durchläuft Europa einen 
Krisenmarathon. Kanzlerin Merkel be-
hauptet, die angeblich laxe Haushaltspo-
litik sei der Grund. Europa habe über 
seine Verhältnisse gelebt. So begründet 
sie immer weitere Kürzungsprogramme. 

Das ist eine dreiste Lüge. Unkontrollierte 
Finanzmärkte und eine falsche Konstruk-
tion der Währungsunion haben Europa 
in die Krise getrieben. Um die Folgen zu 
bekämpfen und Banken zu retten, haben 
sich die Staaten verschuldet. Jetzt dienen 
die neuen Schulden als Grund für drasti-
sche Sparprogramme. 

Dieses Sparen heißt in Wirklichkeit Strei-
chen und Kürzen bei Löhnen, Renten, 
Sozialleistungen und öffentlichen Inves-
titionen. Eine Politik, die eine soziale Ka-
tastrophe verursacht und Länder immer 
tiefer in die Krise treibt. Damit muss 
Schluss sein! 

Nur Aufbaupro-
gramme mit mehr 
Investitionen in 
Bildung, Gesund-
heit und Umwelt 
helfen Europa aus 
der Krise. Das 
Geld dafür muss 
dort geholt wer-
den, wo es reichlich vorhanden ist. Den 
10 Billionen Euro Staatsschulden in Euro-
pa stehen heute 27 Billionen Geldvermö-
gen gegenüber. Allein die Millionäre – 
das reichste ein Prozent – besitzt davon 
etwa ein Drittel. 

Wir wollen Steuergerechtigkeit und 
Umfairteilung. Mit unseren Schwester-
gewerkschaften, GPA djp aus Österreich 
und Unia aus der Schweiz fordern wir in 
gemeinsamen Aktionswochen einen poli-
tischen Kurswechsel in Europa. 

VER.DI  BUNDESVORSTAND 
BERE ICH WIRTSCHAFTSPOL IT IK  

WIRTSCHAFTSPOL IT IK@VERD I .DE  
WWW.WIPO.VERDI .DE 

NR. 17 – November 2012 

„Geld ist genug da, das haben nur die anderen“, Uli Thöne – GEW-Bundesvorsitzender
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Die AG „Fair Childhood“ der GEW Hamburg lädt ein:

Informationsveranstaltung
mit Ulrich Thöne, GEW Vorsitzender

am Donnerstag, 10.1.2013
von 18.30 bis 20.00 Uhr 
GEW Geschäftsstelle,
Rothenbaumchaussee 15, Raum A 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das macht die GEW aus! Sie erschöpft sich 
nicht in der Wahrnehmung der beruflichen und 
wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder 
und der Einflussnahme auf Bildungspolitik in 
Deutschland. Mit ihrer Stiftung „Fair Child-
hood - Bildung statt Kinderarbeit“ will die 
GEW tatkräftig helfen, dass überall auf der 
Welt, wo Kinder leben, ihnen auch tatsächlich 
Menschenwürde zukommt. Bislang gibt es vier 
Projekte der Stiftung zur Befreiung von Kindern 
aus menschenverachtender Ausbeutung.
 
So wichtig die finanzielle Unterstützung der Stif-
tung durch Spenden der GEW - Mitglieder auch 
ist, für die dauerhafte  Verankerung von Fair 
Childhood in der gesamten GEW sind Fair 
Childhood - Arbeitsgruppen in den Landesver-
bänden unverzichtbar. Über diesen Weg soll es 
auch gelingen, in unseren Bildungseinrichtungen 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene für 
eine engagierte Auseinandersetzung mit Kinder-
arbeit zu gewinnen.
 
Zusammen mit Euch und Ulrich Thöne wollen 
wir auf dieser Veranstaltung überlegen, wie 
wir Fair Childhood in den Landesverbänden 
etablieren und uns zwischen den Landesver-
bänden und dem Bund vernetzen können. 
 
Außerdem wollen wir genau über den Stand der 
Stiftung informieren. 

Wir erhoffen uns einen Gedankenaustausch 
über den GEW Ideenwettbewerb „Kinderar-
beitsfreie Zone“, der dazu dient, über das The-
ma Kinderarbeit zu informieren und Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene für die Proble-
matik der Kinderarbeit zu sensibilisieren.

Und wir hoffen auf eure Anregungen für die 
Planung der Arbeitschwerpunkte 2013.

Volker Peters

childh   d
fair

GEW-Stiftung 
Bildung statt Kinderarbeit

Kindern 
eine
Kindheit 
geben
Jetzt mitmachen 
und spenden:
Spendenkonto: 
Bank für Sozialwirtschaft
BLZ 700 205 00
Konto-Nr. 9 840 000

www.fair-childhood.eu

Anzeige_FCH_21_8_12_RZ_107x300_Anzeige_FCH_  04.10.12  14:03  Seite 2
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Mario* ist ein stiller, eher 
eigentlich schweigsa-

mer Schüler. Das gilt gegenüber 
LehrerInnen wie MitschülerIn-
nen. Er redet nur auf Anspra-
che. Seine Antworten sind meist 
reduziert auf ja und nein. Ja, 
zur Schule sei er eigentlich seit 
der 7. Klasse nicht mehr regel-
mäßig gegangen. Nein, es hätte 
auch nie jemand nachgefragt. 
Sein Abgangszeugnis von ei-
ner Hauptschule attestiert ihm 
durchgehend ‚n.b.‘, nicht be-
wertbar – wegen Fehlzeiten. 

Die Produktionsschule bricht 
er jäh ab, nachdem er sich ge-
weigert hatte, die Toiletten zu 
putzen. Es ist nicht einfach, so 
jemanden in ein Praktikum zu 
vermitteln. Es gelingt in einem 
Hausmeisterbetrieb, der auch 
Wohnungen renoviert. Ein paar 
Wochen hält Mario durch, ist ar-
beitsam und stellt sich geschickt 
an. Er wird morgens von dem 
Gesellen, mit dem er tagsüber 
arbeitet, mit dem Auto abgeholt. 
Banal, aber dies ist die Voraus-
setzung, dass er das Praktikum 
überhaupt machen kann. Denn 
wäre dies nicht der Fall, Mario 
könnte das Praktikum nicht ma-
chen. Er hat kein Fahrgeld! 

So banal wie es klingt: dies ist 
für Mario die Hürde, über die er 
nicht rüber kommt. Seine Mut-

ter ist Hartz-IV-Bezieherin und 
in dem Unterstützungssatz ist 
rechnerisch das Fahrgeld enthal-
ten. Rechnerisch, faktisch kriegt 
Mario aber kein Geld von der 
Mutter. Und sie, die schon jahre-
lang durch einen Unfall körper-
lich eingeschränkt ist und dazu 
alleinerziehend, beteuert, dass 
sie das Geld nicht habe.

Also kann Mario kein Prakti-
kum machen, zu dem er nicht 
zu Fuß hinkommt. Nachdem er 
zu dem Schluss gekommen ist, 
dass Maler nicht das Richtige für 
ihn ist, möchte er als Koch sein 
Glück versuchen. Pech nur, dass 
es in seiner Wohngegend kaum 
Restaurants gibt. 

Mario kommt übrigens aus 
dem gleichen Grund – kein Fahr-
geld – nur sporadisch zur Schule, 
so dass unsere Kontakte haupt-
sächlich telefonisch laufen. Und 
Anspruch auf eine Fahrkarte 
hat er nicht! Zunächst hieß es, 
dass, wenn die Praktikumsstel-
le weiter als 7,5 km entfernt 
sei, die Behörde eine Fahrkar-
te bezahle. Aber dies gelte nur 
für Nicht-Hartz-IV-Empfänger, 
wurde ich belehrt, weil ja, wie 
oben erwähnt, das Fahrgeld in 
den   ‚Geldleistungen des SGB 
II    zur Sicherung des Lebensun-
terhalts‘ , wie Hartz-IV offiziell 
heißt, schon enthalten sei.

Gut, dass Mario und auch sei-
ne Mutter keine Zeitung lesen. 
So kriegt er nicht mit, dass der 
Spitzenkandidat der Sozen für 
das Amt des Bundeskanzlers auf 
Staatskosten 1. Klasse zu seinen 
z.T. mit Steuern finanzierten Vor-
trägen fährt, bei denen er allein 
in einem Jahr mehr kassiert, als 
Mario, sollte er jemals in Arbeit 
und Brot kommen, sein ganzes 
Leben verdienen wird.

Die im Schatten sieht man 
nicht, gut, dass man wenigstens 
noch sehen kann, was im Lichte 
passiert. So haben zumindest 
diejenigen eine Chance, die Zei-
tung lesen (können), sich mora-
lisch zu ereifern. Vielleicht er-
wächst daraus ja sogar hier und 
da ein Handeln, das es besagtem 
Kandidaten schwer macht, sei-
ne Karrierepläne, dieser würde 
wahrscheinlich ‚zielführend‘ sa-
gen, zu realisieren.

Joachim Geffers

*Name geändert

Diese Rubrik haben wir neu 
eingerichtet. Wenn jemand hier-
zu einen Beitrag liefern möchte, 
ist er herzlich eingeladen. Ein-
fach an: hlz@gew-hamburg.de
Stichwort Neiddebatte

ARMUT

Geschichten aus 
dem sozialen 
Brennpunkt
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Seniorenangebote, Suchthil-
feeinrichtungen, Jugendzentren, 
Bücherhallen, Universitäten und 
Bezirksämter. Die Liste der Ein-
richtungen und Angebote, die 
von der Rotstift-Politik des Se-
nats betroffen sind, ist lang. Vie-
le Einrichtungen stehen vor einer 
ungewissen Zukunft. Im Dezem-
ber entscheidet die Bürgerschaft 
über den Haushalt der Stadt. Die 
weiteren geplanten massiven 
Kürzungen entziehen vielen Ein-
richtungen die Grundlage.

Rund 2000 DemonstrantIn-

nen aus sozialen Einrichtungen, 
Wohlfahrts- und Sozialverbän-
den, Gewerkschaften und Nicht-
regierungsorganisationen setzen 
ein deutliches Zeichen für ein 
soziales und gerechtes Ham-
burg. Das Bündnis gegen Rot-
stift fordert den Senat und die 
Bürgerschaft auf, die Kürzungs-
pläne zurückzunehmen, den 
Sozialstaat zu stärken und eine 
Erhöhung der Steuereinnahmen 
(für Reiche, Vermögende und 
Kapitalgesellschaften) durchzu-
setzen.

Hamburg ist eine reiche Stadt 
und nimmt zurzeit viel mehr 
Steuern ein als erwartet.   Alle 

Sparpolitik

Rote Karte für 
Rotstift
Lautstark wehren sich Betroffene aus allen 
Bereichen sozialer Bildungseinrichtungen gegen 
die massiven Kürzungen durch den Senat

2000 DemonstrantInnen für den Erhalt der Vielfalt sozialer Angebote

Armes reiches Hamburg
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diese Mittel sollen der Bevölke-
rung zugutekommen, indem so-
ziale Arbeit, Bildung und Kultur 
ausgebaut werden. Wir fordern 
und treten ein für eine lebens-
werte Stadt, in der ein gleichbe-
rechtigtes Leben garantiert ist.

Klaus Bullan, Vorsitzender der 
GEW Hamburg, in seiner Rede: 

„Der Bildungsbereich in Ham-
burg ist massiv von der Politik 
der Schuldenbremse betroffen. 
Reales Absinken der Haushalts-
mittel für Schulen, Kitas und 
Hochschulen in den kommenden 
8 Jahren wird das Angebot an 
Bildung für die Kinder und Ju-
gendlichen sowie die Studieren-

den in dieser reichen Stadt weiter 
verringern und die Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen in 
allen Bildungsbereichen   wei-
ter verschlechtern. Wir zeigen 
heute mit vielen Menschen auf 
der Straße, dass der Senat diese 
Politik nicht in unsrem Namen 
machen kann!“

Nachhilfe-Unterricht für Sparpolitiker

Bedroht – aber nicht klein zu kriegen: RAP aus SteilshoopWir werden nicht leise
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hlz: Hältst du die von der BSB 
verkündete Entlastung für einen 
Fortschritt?

Claudia Thiel: Sicher stellen 
die Entlastungen einen kleinen 
ersten Schritt dar, insofern als 
damit eingestanden wird, dass 
Lehrkräfte zu stark belastet sind. 
Meiner Meinung nach ist der 
Schritt aber viel zu klein und 
führt kaum zu einer spürbaren 
Entlastung für alle LehrerInnen; 
ich meine, dass eine wirkliche 
Entlastung nur möglich ist, wenn 
mehr Geld in den Bereich Bil-
dung investiert wird.

hlz: Welche Entlastung wür-
dest du als echte Verbesserung 
spüren?

 
Claudia Thiel: Die Liste mög-
licher Entlastungen ist sehr lang 
und hängt auch von der jeweili-
gen Schule ab, an der man un-
terrichtet. So sind viele Schulen 
einfach völlig unzureichend mit 
Räumlichkeiten, Medien usw. 
ausgestattet. Auch die Klas-
sengröße ist natürlich trotz der 
angekündigten Senkung der 
Klassenfrequenzen weiterhin 
ein Faktor, der sich auf die Be-
lastung auswirkt. Das grund-
sätzliche Problem aber, welches 
alle gleichermaßen betrifft, ist 
das Arbeitszeitmodell. Wie wir 

alle wissen, sind seit der Ein-
führung diverse Aufgaben dazu-
gekommen, die alle nicht in der 
Berechnung unserer Arbeitszeit 
berücksichtigt werden. Allein 
so schwerwiegende Aufgaben 
wie die Inklusion werden an den 
meisten Schulen einfach mal so 
mit erledigt, ohne dass sie ver-
WAZt werden. Meines Erachtens 
muss an der Berechnung unserer 
Arbeitszeit so grundlegend et-
was geändert werden, dass die 
diversen Anforderungen, die wir 
täglich bewältigen (d.h. auch 
solche Dinge wie Konfliktma-
nagement, einem hohen Lärm-
pegel ausgesetzt sein etc.) viel 
stärker berücksichtigt werden!

 
hlz: Siehst du Möglichkeiten, 
die Arbeitsbelastung von Leh-
rerInnen allgemein und speziell 
deiner Schule öffentlich anzu-
greifen? 

Claudia Thiel: Ich sehe auf 
jeden Fall die Möglichkeit dies 
zu tun; ich denke, wir müssen die 
Öffentlichkeit viel mehr darüber 
aufklären, wie die Bedingungen 
wirklich sind - ich glaube, dass 
dazu Demonstrationen weiter-
hin ein sinnvolles Mittel sind. 
Ich glaube aber auch, dass wir 
uns mehr vernetzen müssen, um 
Aktionen wie „Dienst nach Vor-
schrift“ oder die „gläserne Schu-

le“ wiederzubeleben. An unse-
rer Schule haben wir im letzten 
Schuljahr zusammen mit den 
SchülerInnen und Eltern einen 
Aktionstag zu unserer „Raum-
not“ auf die Beine gestellt; das 
war sehr medienwirksam und 
hat sicher dazu beigetragen, dass 
die Aufmerksamkeit auf die Zu-
stände an vielen Schulen gelenkt 
wurde. Solche Aktionen müssten 
aber an mehreren Schulen statt-
finden, um einen Thies Rabe und 
Co zu beeindrucken. (Seine Re-
aktion auf unsere Aktion im O-
Ton: „Wer am lautesten schreit, 
kriegt noch lange nichts.“) 
Letztlich bin ich der Meinung, 
dass wir auch darüber nachden-
ken sollten, ob wir streiken; die 
Belastungen spitzen sich immer 
mehr zu – es gibt immer weni-
ger LehrerInnen, die Vollzeit 
arbeiten, junge KollegInnen 
werden schon am Berufsein-
stieg verheizt, der Krankenstand 
steigt immer weiter... Ich glaube, 
es ist an der Zeit, deutlich zu 
zeigen, dass es so nicht weiter-
gehen kann! Ziel eines Streiks 
muss eine deutliche Senkung 
der wöchentlichen Unterrichts-
verpflichtung und eine deutliche 
Entlastung der Lehrkräfte sein.

Interview

Aufgaben verWAZen
Junge KollegInnen sind voll belastbar? 
Pustekuchen: Sie werden beim Berufseinstieg 
verheizt – die vielen neuen Aufgaben sind im Ar-
beitszeitmodell nicht berücksichtigt. Eine spürbare 
Entlastung mahnt Claudia Thiel im hlz-Gespräch an

Neue Aufgaben
fordern
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hlz: Was erwartest du in die-
sem Fall von Deiner Gewerk-
schaft, der GEW?

Claudia Thiel: Die GEW- 
Zentrale, also Geschäftsstelle 
und Vorsitzende, haben uns bei 
unserer Raumnot-Aktion so-
wohl finanziell als auch bera-
tend unterstützt - das war eine 

große Hilfe. Ich glaube, dass 
wir GEWlerInnen   dafür sorgen 
müssen, dass die Basis derer 
breiter wird, die bereit sind, sich 
zu wehren. Nur dann können wir 
ernsthaft über Streikaktionen 
nachdenken. Konkret heißt das, 
dass man über die Fachgrup-
pen an die KollegInnen an den 
Schulen herantreten muss, um 

sie für gemeinsame Aktionen zu 
werben. Wichtig erscheint mir, 
dass Anfang des nächsten Jahres 
weitere Demonstrationen statt-
finden, für die noch viel stärker 
geworben werden muss.

Claudia Thiel
 STS Blankenese

Neue Aufgaben
fordern

Ihr wisst, dass wir seit knapp 
einem Jahr mit der GEW-Kam-
pagne „Lehrkraft stark machen“ 
Verbesserungen bei der Arbeits-
belastung und den Arbeitsbedin-
gungen in den Schulen erreichen 
wollen und dafür kämpfen. Vie-
les haben wir schon getan  (sie-
he auch www.gew-hamburg.de/
mitmachen/aktionen/arbeitsbe-
lastung-an-schulen/umfrage):
- �online Umfrage zu den größten 

Belastungen und Entlastungs-
forderungen

- �Aktionen an einzelnen Schulen 
z.B. zum Thema Raumbedarf

- �Pressearbeit
- �Forderungen an die Behörde 

gestellt
- �Plakatkampagne „Lehrkraft 

stark machen“ in U- und S-
Bahnen
Anfang September hat die Be-

hörde ihre Reaktion verkündet: 
Im Rahmen der Aufgabenkritik 
wird eine Reihe von Vorschlägen 
aus den Kollegien aufgegrif-
fen. Die Entlastungen beziehen 
sich ausschließlich auf außer-
unterrichtliche Aufgaben wie 
Prüfungen und Korrekturen, 
Lernentwicklungsgespräche und 
Lehrplanarbeit. Einer der drei 

verbindlichen Präsenztage wird 
abgeschafft. Weitere Entlastun-
gen sind angekündigt. 

Unser GEW-Kommentar 
dazu: „Gemessen an den Vorstel-
lungen unserer KollegInnen zur 
Arbeitsentlastung, die wir in ei-
ner großen online-Befragung im 
Frühjahr erhoben haben, bleiben 
die Ankündigungen des Senators 
hinter den Erwartungen zurück. 
Eine grundsätzliche Überprü-
fung des Arbeitszeitmodells fin-
det nicht statt. Damit bleibt das 
Hauptübel der großen Belastung 
der LehrerInnenarbeit erhalten. 
Den vielen neuen Aufgaben, 
die noch immer ständig auf die 
Schulen einprasseln, stehen 
nicht die entsprechenden Entlas-
tungen gegenüber.“

Mit anderen Worten: Ein sehr 
kleines Schrittchen, ein Tropfen 
auf den heißen Stein.
 Weiter kommen wir nur, wenn 
wir gemeinsam Druck machen 
und die gestiegenen Arbeitsbe-
lastungen nicht länger hinneh-
men und auch das Arbeitszeit-
modell – 10 Jahre sind genug! 
– noch einmal in den Fokus 
rücken. Seit Einführung dieses 
Modells hat sich Schule enorm 

verändert: Zwei Säulen Mo-
dell, Inklusion, Ganztagsschule 
und viele andere grundlegende 

Gemeinsam Druck machen
Im Kessel der Arbeitsbelastung steigt der Druck. 10 Jahre Arbeitszeitmodell: 
Eine Gelegenheit allen gemeinsam die Wut zu zeigen

Im Kampf mit Anforderungen von allen 
Seiten und eingeengt durch die Schlange 
des AZM geht auch ein pädagogischer 
Titan im Laufe der Zeit zu Bruch (zu 
sehen im Berliner Pergamon-Altar)
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Neuerungen mit großen Anfor-
derungen an die Koordination 
und Zusammenarbeit der Kol-
legInnen sind dazu gekommen. 
Nichts davon ist im Arbeitszeit-
modell berücksichtigt. Dieses 
Modell muss dringend überar-
beitet und der Arbeitsrealität an-

gepasst werden! Übrigens ist es 
bezeichnend, dass kein anderes 
Bundesland das AZM, das neue 
Anforderungen ausschließlich 
auf dem Rücken der KollegInnen 
austrägt, übernehmen wollte…

Daher bereiten wir einen Akti-
onstag am Aschermittwoch vor.: 

An diesem Tag sollten Schu-

len ihre speziellen Arbeitsbelas-
tungsprobleme vor Ort themati-
sieren. z. B.
- �zu hohe Unterrichtsstundenzahl
- �viele Konferenzen und stei-

gender Koordinierungsbedarf 
(ohne Anrechnung von Arbeits-
zeit)

- �zu viele Prüfungen, Korrektu-
ren, Vergleichsarbeiten

- �fehlende Räume
- �Ausstattungsmängel
- �zu große Klassen und Lern-

gruppen
- �fehlende Doppelbesetzung
- �keine Ressourcen für Teamar-

beit
- �zu große Klassen und Lern-

gruppen
- �Umsetzung der Inklusion ohne 

ausreichende Ressourcen
- �Umsetzung der Ganztagsschule 

ohne ausreichende Ressourcen
- �zu viel Verwaltungsarbeit und 

Bürokratie
- �hohe Lärmbelastung
- …
 

Die GEW unterstützt euch mit 
Know How, Finanzen, Personen, 
wenn ihr in eurer Schule vor Ort 
etwas machen wollt.
    Um 17 Uhr treffen wir uns 
am 13.2.2013 dann zu einer gro-
ßen gemeinsamen Demo, bei 

der auch die Karnevalskostüme 
noch einmal zum Einsatz kom-
men können und wir die gesam-
te Asche der Arbeitsbelastung 
deutlich machen können. Auch 

SchülerInnen als Betroffene un-
serer knappen Zeit sind gern ge-
sehen und selbstverständlich mit 
dabei, vielleicht mit Kostümen, 
Musik und kleinen Aktionen.

Damit wir weitermachen kön-
nen, wollen wir mindestens 2000 
KollegInnen zu dieser Demo 
mobilisieren. Bitte macht das 
in euren Schulen bekannt, fragt 
herum und werbt für die Teilnah-
me. 

Meldet uns „eure“ Zahlen bit-
te bis zum 31.12.2012 zurück. 
Wir rufen alle PädagogInnen an 
Schulen zur Teilnahme an den 
Aktionen auf; neben den Leh-
rerInnen auch das pädagogisch-
therapeutische Fachpersonal, das 
bisher noch nicht einmal die  er-
wähnten Tropfen auf den heißen 
Stein zur Entlastung angeboten 
bekommen hat. Im Fokus unse-
rer Aktionen stehen neben der 
Kritik des Arbeitszeitmodells 
auch andere Belastungen (siehe 
oben).

Die Öffentlichkeitsarbeit wol-
len wir fortsetzen und damit 
deutlich machen, dass schuli-
sche Qualität nur mit entlasteten 
Lehrkräften und guten Arbeits-
bedingungen zu haben ist und 
dafür die reale Arbeitszeit deut-
lich reduziert werden muss. 

Wir fordern in diesem Zusam-
menhang auch die Behörde auf, 
eine unabhängige Untersuchung 
über die reale Arbeitszeit von 
LehrerInnen in Hamburg in Auf-
trag zu geben. Das wäre z.B. eine 
sinnvolle Aufgabe für das Insti-
tut für Bildungsmonitoring und 
Qualitätsentwicklung (IfBQ), 
das bisher die Schulinspektionen 
durchführt. 

Beteiligt euch an der Kampa-
gne, sprecht mit KollegInnen, 
macht mit am Aschermittwoch!

Klaus Bullan 
Sigrid StrauSS.

„10 Jahre Arbeitszeitmodell
sind mehr als genug!“

Aschermittwochsaktionstag 
für bessere 

Arbeitsbedingungen
Demo am 13.2.2013 / 17 Uhr.

Die übergroße Arbeitsbelastung aus 
der Stadt verscheuchen

neue
Entlastung
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Unser Gast auf dem Ge-
werkschaftstag (vormals LVV), 
Andreas Keller vom Bundes-
vorstand, zuständig für Hoch-
schulpolitik und in dieser Rolle 
äußerst erfolgreich, was sich 
am Mitgliederzuwachs zeigt, 
äußerte Verwunderung über die 
Hamburger Verhältnisse in Sa-
chen Schulpolitik. Angesichts 
des Desasters im Bildungswe-
sen insgesamt und der Situation 
Hamburgs im Besonderen sei 
das Postulat eines Schulfriedens 
reine Augenwischerei. Was sich 
in der Spitze an den Hochschu-
len zeige, dass nämlich ledig-
lich 17% der Studierenden aus 
Arbeiterhaushalten stamme, sei 

ein bildungspolitischer Skandal, 
der seine Ursachen im Wesent-
lichen im gegliederten Schul-
wesen habe. Ergänzt durch das 
längst noch nicht eingelöste Ver-
sprechen, flächendeckend eine 
gezielte Sprachförderung von 
Anbeginn, d.h. in den Kitas, ein-
zuführen und dies in den Schu-
len fortzuführen, sei es nicht 
absehbar, dass der Trend zu ei-
ner immer tieferen Spaltung in 
unserer Gesellschaft aufzuhalten 
sei. Wie könne man also einen 
Schulfrieden verlangen, wenn 
klar sei, dass Deutschland zu den 
Ländern in der Welt zähle, in der 
die soziale Ungleichheit durch 
das Bildungssystem zu- statt ab-

nehme. 
Eine der Ursachen liege darin, 

dass es durch die Förderalismus-
reform dem Bund unmöglich ge-
worden ist, den Ländern Finanz-
hilfen zu gewähren. Ergebnis: 
Jeder Bereich sei unterfinanziert. 
Alle schönen Absichtserklärun-
gen seien nichts wert, solange 
hier keine Änderung erfolge, so 
Keller resümierend. Hier müsse 
der Hebel angesetzt werden, was 
sich in der Schwerpunktsetzung 
des Bundesgewerkschaftstages 
im Juni 2013 in Düsseldorf wi-
derspiegele:* „Gute Bildung 
– gute Arbeit“, so das Motto. 
Zwei Seiten einer Medaille, die 
nur zum Glänzen zu bringen sei, 

HAMBURGER GEWERKSCHAFTSTAG (vormals LVV)

Kein Frieden mit dem 
Schulfrieden
Bundesvorstandsmitglied Andreas Keller referierte über Absichten und 
Ziele der GEW auf dem Bundesgewerkschaftstag in Düsseldorf im Juni 
kommenden Jahres

Andreas Keller: „Die Grenzen in Europa verlaufen nicht zwischen den Nationen, sondern zwischen oben und 
unten.”
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wenn dies grundsätzlich struktu-
rell angegangen werde, d.h. Auf-
hebung der Restriktionen, die 
durch die Föderalismusreform 
zustande gekommen seien. Die 
zum Gewerkschaftstag eingela-

denen Spitzenpolitiker, die für 
die Misere verantwortlich seien, 
taugten dazu, unseren Anliegen 
Publizität zu verleihen, so Kel-
lers Rechtfertigung. Letztlich 
sei der Erfolg der Durchsetzung 
unserer Forderungen von unse-
rer Bereitschaft zum Widerstand 
abhängig. Er hoffe, so Keller in 
seiner Verantwortung als Mit-
glied im Bundesvorstand, dass 
der Gewerkschaftstag hierfür 
den notwendigen Rückenwind 
schaffe. 

Neben (genuinen) Forderun-
gen nach besseren Arbeitsbe-
dingungen könne man aber die 
Rahmenbedingungen, in denen 
unsere Auseinandersetzungen 
stattfänden, nicht außer Acht 
lassen. Die europäische Wirt-
schaftskrise habe in vielen Län-
dern verheerende Auswirkungen 
auf die Beschäftigung. Insofern 
sei es unsere moralische Pflicht, 
uns mit den Betroffenen solida-
risch zu zeigen. Der Gewerk-
schaftstag solle deswegen unter 
dem übergreifenden Motto: „So-
ziale Gerechtigkeit im Zeichen 
der Krise“ deutlich machen, 
dass wir als Gewerkschafter 
nicht bereit sind, die Kosten der 
Krise zu tragen. Keller mahnte 
einmal mehr, dass die Grenzen 

in Europa nicht zwischen den 
Nationen, sondern zwischen 
unten und oben verliefen. Als 
Gradmesser für politisches Han-
deln hieße dies immer Solidari-
tät mit den Schwachen. Und dies 
gelte selbstverständlich auch 
für das eigene Land. Er verwies 
in diesem Zusammenhang auf 
das steuerpolitische Konzept 
der GEW, das es nicht bei einer 
abstrakten Forderung nach Um-
verteilung von oben nach unten 
belasse, sondern aufzeige, wer 
in welchem Maße zu einer ge-
rechteren Verteilung beizutragen 
habe. 

Der Leitantrages des Ge-
schäftsführenden Ausschusses 
„Baustelle Hamburger Bildungs-
wesen“ (s. Kasten) stellt eben-
falls die Finanzierbarkeit in den 
Fokus der Betrachtung. Es mag 
sein, so unser Vorsitzender Klaus 
Bullan in seiner Begründung des 
Antrages, dass das Geld zur Fi-
nanzierung in Bezug auf Bildung 
nicht alles sei, aber ohne eine 
ausreichende Finanzierung sei 
alles nichts. Die Schuldenbrem-
se hätte bereits jetzt markante 
Spuren hinterlassen. Obwohl die 
Anforderungen in allen Berei-
chen der Bildung massiv gestie-
gen seien, man beachte allein die 

Maulkorb?
Bernhard Nette warf dem 

Vorsitzenden einmal mehr 
Untätigkeit in Sachen Ro19 
vor. Er habe es versäumt, 
die Mitgliedschaft auf dem 
Laufenden zu halten, was die 
Verkaufsverhandlungen an-
ginge. Darüber hinaus sei der 
hlz-Redaktion im Geschäfts-
führenden Ausschuss (GA) 
ein Maulkorb in Sachen 
Ro19 verpasst worden, so die 
Behauptung.

Klaus Bullan verwies auf 
seine Stellungnahme auf dem 
Gewerkschaftstag im Früh-
jahr, die in der hlz 5/12, S.69 
abgedruckt war. Es habe, 
so der Vorsitzende, seitdem 
keine grundsätzlich anderen 
Fakten gegeben, über die zu 
berichten gewesen wäre.

Anschließend nahm der 
Verfasser dieser Zeilen Stel-
lung zu den Anwürfen, in-
dem er auf die Schwierigkeit 
hinwies, dass jede Veröffent-
lichung zu diesem Thema 
während der Verkaufsver-
handlung – auch und gerade 
aus der Sicht derjenigen, die 
unmittelbar mit den Ver-
handlungen betraut waren 
– die Gefahr des Scheiterns 
mit sich gebracht hätte. Die 
hieraus ableitbare Gesamt-
verantwortung der Organi-
sation gegenüber gebot für 
den Zeitraum der Verhand-
lungen Stillschweigen. Die-
se Entscheidung wurde von 
allen Redaktionsmitgliedern 
getragen. Da bis zum Re-
daktionsschluss die Eigen-
tumsübertragung noch nicht 
abgschlossen war, fühlen wir 
uns an die Entscheidung ge-
bunden.                           JG

Auf der Galerie: Stimmenauszählung zur Bundesdelegiertenwahl
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Mehrbelastungen durch die Ein-
führung der Inklusion und der 
ganztägigen Betreuung an Schu-
len (GBS), ohne dass die Politik 
hinreichend dafür gesorgt hätte, 
dass dies mit einer adäquaten 
Personalausstattung einhergehe. 
Überfüllte Klassen an Gym-
nasien, die Konzentration der 
SchülerInnen mit auffälligem so-
zialen Verhalten vornehmlich an 
Stadtteilschulen und desaströse 
Verhältnisse an den Hochschu-
len in Hinblick auf überfüllte 
Seminare mit unterbezahltem, ja 
letztlich mit überwiegend prekär 
beschäftigtem Personal.

Sigrid Strauss ergänzte diese 
negative Bilanz, indem sie die 
jüngsten arbeitsentlastenden 
Maßnahmen, die die Bildungs-
behörde auf Druck der GEW den 
LehrerInnen zugebilligt hatte, 
einen Tropfen auf den heißen 
Stein nannte. Die große Mehr-
heit der KollegInnen sei leer 
ausgegangen und dass, obwohl 
alle Gespräche mit ihnen im-
mer wieder zeigen würden, dass 
die Arbeitsbelastung das größte 
Problem sei. Das, was nun zu-
gesagt worden sei, könne also 
nicht alles gewesen sein. „Wir 
müssen weitermachen. Weniger 
Unterrichtsstunden für alle, Zeit 
für Koordination für alle“, so Si-
grids Credo. Man erwarte, dass 
hier nachgelegt werde. Solange 
dies nicht geschehe, werde man 
keine Ruhe geben, so die stell-
vertretende Vorsitzende.

Stefan Romey mahnte in der 
Diskussion zum Leitantrag (s. 
Kasten) das Fehlen konkreter 
Handlungsschritte an, wie z.B. 
Vorschläge für Aktionen, die 
unseren Forderungen Nach-
druck verleihen könnten. Sein 
Vorschlag, dies als Fragen in die 
Fachgruppen zu geben, wurde 
aufgenommen. Ergänzt wur-
de der Antrag durch die direkte 
Aufforderung an den Senat, die 
geplanten Schließungen in der 
‚Offenen Jugendarbeit‘ zurück-
zunehmen. (s. hierzu ‚Bündnis 
gegen Rotstift‘ auf Seite 12)

*Die Besetzung der 16 Man-
date, die der Landesverband 
Hamburg für den Bundes-Ge-
werkschaftstag zu vergeben hat 
(abhängig von der Zahl der Mit-
glieder), wurden per Wahl in der 
Versammlung entschieden. Hier-

bei war zu beachten, dass aus 
allen Bereichen Delegierte zur 
Wahl standen. Es gab eine Vor-
schlagsliste, die durch spontane 
Bewerbungen ergänzt wurde. 

Joachim Geffers

Beschluss des Hamburger Gewerkschaftstages am 5.11.2012 

Baustelle Hamburger Bildungswesen
Das Bildungswesen in Hamburg ist durch eine deutliche Un-

terfinanzierung gekennzeichnet. Verstärkt wird das durch die 
Schuldenbremse, wegen der die Regierung nur noch jährliche 
Kostensteigerungen von 0,88% zulassen will. Das wird allein 
durch Inflation übertroffen (von Tarifsteigerungen gar nicht zu 
reden).

Diese finanzpolitische Vorgabe wird zu Verschlechterung des 
Bildungsangebots, Personalabbau, zunehmender Arbeitsbe-
lastung, Ausweitung der prekären Arbeitsverhältnisse und 
Tarifflucht führen und hat das bereits getan. Diese Entwicklung 
betrifft alle Bildungsbereiche und muss durch die GEW Hamburg 
energisch bekämpft werden.

Vor allem in Schule und Hochschule setzt sich der Trend zum 
Abbau von Demokratie und zur Umwandlung der Bildungs-
einrichtungen in Betriebe fort. Die GEW tritt für die Demokra-
tisierung der Bildungseinrichtungen und Bildung in öffentlicher 
Hand ein. Bildung darf auch zukünftig keine Ware werden! (...)

Der Alte und der Neue
Nachdem unser Kollege Uwe Mertens über 20 Jahre ehren-

amtlich die Leitung der Rechtsschutzstelle inne hatte, wurde 
Andreas Hamm für 
diese Funktion ge-
wählt. Klaus Bullan 
sprach dem Kollegen 
Mertens im Namen 
der GEW vor den De-
legierten seinen Dank 
für sein außerordent-
liches Engagement 
aus. Andreas, der 
seine hauptamtliche 
Funktion als Referent 
der GEW-Hamburg 
wegen vorgezoge-
nem Altersruhestand 
aufgibt, bestritt sei-
ne letzte LVV (jetzt 
Gewerkschaftstag) in 
dieser Funktion. (s. 
Interview auf S. 40)
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Das Curiohaus wurde in den 
Jahren 1908 bis 1911 erbaut und 
am 4.11.1911 feierlich eröffnet. 
Vom Alter her steht es damit in 
einer Reihe mit dem Alten Elb-
tunnel, dem Thaliatheater oder 
dem Völkerkundemuseum. Die 
Vorläuferin der GEW-Hamburg, 
die Gesellschaft der Freunde 
des vaterländischen Schul- und 
Erziehungswesens, forcierte die 
Idee eines Lehrervereinshauses 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts. 

Dass der Bau ausgerechnet 

im renommierten Stadtteil Ro-
therbaum stattfand, sollte der 
Organisation der Hamburger 
Volksschullehrer mehr Aner-
kennung in der prosperierenden 

Metropole Hamburg bringen. 
Gleichzeitig versprachen sich 
die Verantwortlichen in der 
Gesellschaft bei dieser Grund-
stückslage höhere Erträge bei 

CURIOHAUS     100

Ein Grund 
zum Feiern
Am Abend vor dem 101. 
Geburtstag beging die GEW 
das 100-jährige Jubiläum des 
Curiohauses. Ein Rückblick 
auf die Anfänge

	
  

	
  

	
  

	
  

	
  

	
  	
  (…)	
  

	
  

(…)	
  

(Pädagogische Reform vom 8. November 1911)

Ein schönes Haus, ein Festessen, Kabarett und viel Musik zum 
genießen.
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4.11.1911
Einweihung des Curiohauses durch die Ge-
sellschaft der Freunde

1933-45
Nach dem bei nur wenigen Gegenstimmen 
beschlossenen Beitritt der Gesellschaft zum 
Nationalsozialistischen Lehrerbund Nutzung 
durch den Gau Hamburg des NSLB

1946-48
Der große Saal dient als Gerichtssaal für die 
Curiohaus-Prozesse der britischen Militärge-
richte; angeklagt sind SS-Angehörige wegen 
Verbrechen in den KZs Neuengamme und 
Ravensbrück (u. a. wegen der Ermordung von 
Kindern am Bullenhuser Damm).

1967-1997
Der Saal des Curiohauses dient als Mensa der 
Uni Hamburg.

1997
Umbau und Sanierung des Curiohauses

seit 2004
Nutzung des Vorderhauses durch das Cate-
ringunternehmen     Kofler für Veranstaltungen 
verschiedener Art

der geplanten Doppelnutzung 
des Hauses: Da sich ein Lehrer-
vereinshaus nicht durch eigene 
Beiträge erhalten lassen würde, 
sollte ein Teil des Gebäudes als 
Kontor- oder Mietshaus für Ein-
nahmen sorgen. 

Bei der Finanzierung des Cu-
riohauses kam der Gesellschaft 
zugute, dass der Lehrerverein 
Witwen- und Waisenkassen für 
die Hamburger Lehrerschaft 
aufgebaut hatte. Die Zuwen-
dungen an die sozialen Kassen 
wurden ausgesetzt, eine spätere 
Einzahlung zugesichert. Die Fi-
nanzkraft der Gesellschaft rührte 
jedoch auch aus dem jahrelangen 
Verkauf von Schulbüchern aus 
dem eigenen Verlag an den Se-
nat her.

Bei der feierlichen Ein-
weihung des Curiohauses am 
4.11.1911 befanden sich unter 
den etwa 2000 Anwesenden 
auch Ehrengäste aus Senat und 

Behörde – eine Genugtuung für 
die Gesellschaft, nachdem Se-
natsmitglieder sechs Jahre zuvor 
bei der 100-Jahr-Feier des unge-
liebten Volksschullehrervereins 
demonstrativ ferngeblieben wa-
ren. 

Dass die Zeichen nicht nur auf 
Harmonie standen, zeigte sich 
auf dem Fest in der Tischrede 
von Richard Ballerstaedt, dem 
1. Assistenten der Gesellschaft: 
Er betonte, dass die Lehrerorga-
nisation ihre Ziele verfolge, in-
dem sie ihre Forderungen durch 
„entschlossene, mit erfrischen-
der Opportunitätsverachtung 
gepaarte Formulierung“ erhebe, 
- „unbekümmert, ob das Ergeb-
nis ihrer Arbeit maßgebenden 
Kreisen einmal mißfalle“.

MANNI HEEDE

Literatur: Joist Grolle, Ein 
Lehrerhaus als Kulturdenkmal, 
Hamburg 1991

Tom Miller – ein Elvis mit Leib und 
Seele setzt den Saal in Bewegung.
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Die Jubelmeldungen des Bil-
dungssenators und KMK-Präsi-
denten Ties Rabe zur Vorstellung 
der Ergebnisse der KESS 12 
Studie sind voreilig und unge-
rechtfertigt. Die KESS 12 Stu-
die, in der die Kompetenzen und 
Einstellungen von SchülerInnen 
am Ende der Jahrgangsstufe 12 
untersucht wurden – allerdings 
nur an den Gymnasien – ist kei-
neswegs ein Beleg für den Erfolg 
der Schulzeitverkürzung. Die 
Behauptung, das Turboabitur 
als Instrument des Forderns und 
Förderns sei ein Erfolgsmodell, 
hält der Überprüfung durch die 
Studie nicht stand, auch wenn 
Ties Rabe das anders sehen will:

„…Dabei verlangen die Schu-
len jetzt mehr Anstrengung und 
Leistung als 2005. Doch gerade 
das – die Verdichtung der Lern-
zeit und die höheren Leistungs-
ansprüche – haben offensichtlich 
zum Erfolg beigetragen. Das 
zeigt: Wenn eine Schule Lei-
stung fordert und fördert, steigt 
der Bildungserfolg der Kinder.“ 
(Ties Rabe in der Pressemittei-
lung vom 27.November 2012)

Es entspricht nicht der Wahr-
heit, dass die Schulzeitverkür-
zung zum Abitur (G 8) zu besse-
ren Schulleistungen geführt hat.

Die Studie selbst formuliert 
bescheidener und differenzierter: 

„Der Vergleich der am Ende 
der gymnasialen Oberstufe er-
reichten mittleren Lernstände 
des KESS-Jahrgangs (G 8) mit 
den mittleren Lernständen des 
LAU-Jahrgangs (G 9) ergibt, 
dass die Einführung des G 8 in 
allen drei untersuchten Kompe-
tenzbereichen nicht zu einem 
Leistungseinbruch geführt hat 
(Hervorhebung K.B.). Im „Test 

of English as a Foreign Lan-
guage“ (TOEFL) liegen beide 
Jahrgänge gleichauf, wobei der 
KESS-Jahrgang im Untertest 
„Listening Comprehension“ ei-
nen leichten Leistungsvorsprung 
verzeichnet. Im Englisch C-Test, 
der das allgemeine Sprachver-
ständnis misst, verzeichnen die 
Abiturientinnen und Abiturienten 
des KESS-Jahrgangs einen Lei-
stungsvorsprung, der dem Lern-
zuwachs innerhalb eines Schul-
jahres annähernd entspricht. In 
Mathematik liegen die am Ende 
der gymnasialen Oberstufe er-

reichten mittleren Lernstände 
in den beiden eingesetzten Tests 
nahe beieinander mit einem 
leichten Leistungsvorteil des 
LAU-Jahrgangs im Bereich der 
mathematischen Grundbildung 
und einem leichten Leistungs-
vorteil des KESS-Jahrgangs im 
Bereich der voruniversitären 
Mathematik. Auch in den Natur-
wissenschaften ist der Leistungs-
unterschied zwischen beiden 
Jahrgängen am Ende der gym-
nasialen Oberstufe nur gering, 
wiederum verbuchen die Abitu-
rientinnen und Abiturienten des 
KESS-Jahrgangs einen leichten 
Leistungsvorsprung.“ (KESS 12 
Zusammenfassung,S. 12)

Im Klartext heißt das: bis auf 
einen Bereich des Englischun-
terrichts gibt es kaum signifikant 
unterschiedliche Ergebnisse in 
Englisch, Mathematik und Na-
turwissenschaften zwischen den 
LAU – Ergebnissen sieben Jahre 

zuvor mit G 9 und den KESS-
Ergebnissen mit G 8.

Aber immerhin, die Leistun-
gen sind im Durchschnitt nicht 
schlechter geworden. Ist die 
Schulzeitverkürzung an den 
Gymnasien unter Leistungs-
gesichtspunkten also doch ein 
Erfolgsmodell? Denn zu Recht 
wird darauf hingewiesen, dass 
die Zahl der AbiturientInnen 
gegenüber der LAU Studie vor 
sieben Jahren um ein Drittel zu-
genommen hat – und dies hat of-
fenbar nicht zu einem Leistungs-
einbruch geführt.

Auch wenn diese Aussage nur 
teilweise stimmt, weil festzu-
stellen ist, „dass der Anteil an 
Schülerinnen und Schülern mit 
niedrigen Lernständen deutlich 
zugenommen hat“ (KESS 12, 
S.12), so ist auch dies kein Er-
folgsnachweis der Schulzeitver-
kürzung.

Infolge der Reform der gym-
nasialen Oberstufe (Einführung 
der Profiloberstufe) hat sich der 
Anteil der SchülerInnen, die in 
Englisch und Mathematik Kurse 
mit erhöhtem Anforderungspro-
fil wählen (müssen), deutlich 
erhöht: In Englisch von 33% auf 
77%, in Mathematik von 12% 
auf 42%. Diese Reform hat mit 
der Schulzeitverkürzung nichts 
zu tun. Erwartungsgemäß stei-
gen die Gesamtleistungen eines 
SchülerInnenjahrgangs, wenn 
ein höherer Anteil Kurse mit er-
höhten Leistungsanforderungen 
wählt.

Ist also die Erfolgsbilanz des 
letzten Abijahrgangs an Gymna-
sien nur durch Ignoranz oder be-
wusste Täuschung als Erfolgsbi-
lanz von G 8 zu interpretieren, so 
wiegt viel schwerer, dass KESS 
12 eine reine Leistungsstudie 
ist. Unter welchen Bedingungen 
die Schülerinnen und Schüler 
diese Leistungen erbringen, ent-
zieht sich der Fragestellung der 
Studie. Gerade darauf zielt aber 
die in breiten Teilen der Öffent-
lichkeit geübte Kritik an G 8 ab. 
Zunehmender Zeitdruck beim 
Lernen und verdichtete Unter-

G8

Schulzeitverkürzung 
ist und bleibt falsch
GEW zur KESS 12 Studie in Hamburg

Der Anteil an SchülerInnen 
mit niedrigen Lernständen 
hat deutlich zugenommen
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richtstage und -wochen führen 
zu massivem Stress bei den 
SchülerInnen und ihren Fami-
lien. Freizeit kommt zu kurz, au-
ßerschulische Aktivitäten finden 
kaum noch statt, die Gymnasias-
tInnen haben Arbeitswochen, die 
weit über die Regelarbeitszeiten 
von ArbeitnehmerInnen hinaus-
gehen. Jüngste Untersuchungen 
kommen zu dem Ergebnis, dass 
massiver Schulstress inzwischen 
schon im Grundschulalter ein-
setzt. Die Angst vieler Familien 
um die Zukunft ihrer Kinder 
führt dazu, dass immer mehr in 
immer kürzerer Zeit gelernt wer-
den muss – eine fatale Entwick-
lung auch für die Gesundheit der 
jungen Menschen und für das 
Lernen in unserer Gesellschaft, 
das Suchbewegungen, Umwege 
und Fehler für die Entwicklung 
dringend benötigt.

Das zu erkennen bedeutet, 
dass es klug ist, wenn Eltern 
sich und ihren Kindern diesen 
Stress ersparen wollen, Stadt-
teilschulen zu wählen, in denen 
das gleiche Abitur wie an den 

Gymnasien in neun Jahren er-
reicht wird. Wir lehnen als GEW 
das Zwei-Säulen-Modell aus 
Stadtteilschulen und Gymnasien 
ab, weil es eine Chancengleich-
heit oder gar Gleichwertigkeit 
beider Säulen nur vorgaukelt. 
Die großen Schwierigkeiten, 
die viele Stadtteilschulen u.a. 
dadurch haben, dass sie fast 
allein die Inklusion schultern 
müssen (in Stadtteilschulen 
sind 1.440 SchülerInnen mit 
Sonderpädagogischem Förder-
bedarf gemeldet, in Gymnasien 
37!), werden dadurch verstärkt, 
dass Rückläufer aus Gymnasien 
aufgenommen werden müssen. 
Das geschieht längst nicht nur, 
wie regelhaft vorgesehen, nach 
Klasse 6, sondern ständig. Jetzt 
beschließt die SPD – Mehrheit in 
der Bürgerschaft auf Antrag der 
FDP und mit Zustimmung der 
Grünen, dass SchülerInnen nach 
der 10. Klasse des Gymnasiums 
in die 11. Klasse der Stadtteil-
schule wechseln können, wenn 
sie sich dafür entscheiden, die 
dreijährige gymnasiale Oberstu-

fe dort zu besuchen. Faktisch 
entspricht das einer Klassenwie-
derholung, denn der Lernstoff in 
den Gymnasien nach Klasse 10 
entspricht wegen der Verdich-
tung des Unterrichts durch G 8 
dem an Stadtteilschulen nach 
Klasse 11. Gleichzeitig wird das 
Signal an die Eltern gesendet: 
Versucht es erstmal am Gymna-
sium und wenn das nicht klappt, 
bleibt der Ausweg Stadtteilschu-
le erhalten. Fatal könnte sich das 
auf das Anmeldeverhalten in den 
5. Klassen der Stadtteilschulen 
auswirken, die ohnehin schon 
massive Konkurrenznachteile 
(s.o.) gegenüber den Gymnasien 
haben.

Wenn man SchülerInnen un-
nötigen Stress und Eltern die 
schwere Entscheidung für eine 
Schulform nach Klasse 4 erspa-
ren will, dann bleibt nur, für eine 
Schule für alle einzutreten. Das 
sollte nicht in Vergessenheit ge-
raten.

Klaus Bullan

Seit 2008 wurden im Rahmen 
der SvS (Selbstverantwortete 
Schule) die Vertreterstellen zum 
großen Teil nicht mehr in der 
Schulbehörde verwaltet, sondern 
über eine Budgetierung als Ver-
tretungs- und Organisationsmit-
tel (VOrM) an die Schulen ge-
geben. Der Leiter des Amtes für 
Schulen erläuterte dies in einem 
Schreiben an die Schulleitungen: 
„Die Budgetierung der Vertre-
tungsmittel wird in allen Schul-
formen zum Schuljahr 2008/09 
umgesetzt, für die Gymnasien, 

Gesamtschulen und Beruflichen 
Schulen gibt es keine Verände-
rungen gegenüber den bisheri-
gen Planungen. Speziell für den 
Bereich der Grund-, Haupt- und 
Realschulen sowie der Sonder-
schulen wird hingegen in diesem 
ersten Jahr der Umsetzung noch 
etwa die Hälfte der insgesamt 
verfügbaren Vertretungsmittel 
zentral bei den jeweiligen Perso-
nalreferenten bewirtschaftet und 
im traditionellen Verfahren auf 
Antrag an die Schulen zugewie-
sen werden. Erst nach Auswer-

tung der Erfahrungen damit soll 
dann zum Schuljahr 2009/10 die 
umfassende Budgetierung auch 
für die Grund-, Haupt- und Real-
schulen sowie die Sonderschulen 
realisiert werden.“

Im Regelwerk zu VOrM heißt 
es: „Die Schulleitung ist umfas-
send für die auskömmliche Be-
wirtschaftung des schulischen 
Vertretungsbudgets verantwort-
lich.“

Mit der Eigenbewirtschaftung 
hatten die Schulen die Möglich-
keit, direkt auf diese Mittel zuzu-

VOrM

Nicht zur freien Verfügung
Die Vorstellung so mancher Bildungspolitiker, man könne die nicht genutzten 
Vertretungs- und Organisationsmittel (VOrM) anderweitig nutzen, ginge voll 
zu Lasten der KollegInnen
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greifen. Erkrankte in den Schu-
len bis zu diesem Zeitpunkt eine 
KollegIn langfristig, mussten die 
Schulen die ersten 4 Wochen die 
Vertretung mit Bordmitteln orga-
nisieren. Nun konnten die Schu-
len sehr viel früher mit diesen 
Mitteln Lehraufträge vergeben 
und Aufstockungen finanzieren. 
Das bedeutet aber auch: sind die 
eigenen VOr-Mittel erschöpft, 
fehlt das Behörden-Auffangnetz.

Situation in den Schulkapiteln
Aufgrund einer Kleinen An-

frage in der Bürgerschaft durch 
die Abgeordneten Rabe (!), Hei-
nemann und Heyenn wurden die 
Umfänge der Zuweisungen und 
Ausgaben zu VOrM deutlich. In 
den ersten beiden Jahren nutz-
ten die Schulleitungen die neue 
Möglichkeit nur sehr vorsichtig, 
wie sich aus den Antworten auf 
Kleine Anfragen in der Bürger-
schaft ergibt. 

Im Saldo beider Schuljahre 
blieben in den Schulen noch 

14,5 Millionen Euro, was in etwa 
215,8 Stellen entsprach. Denn 
die Vertretungs- und Organisati-
onsmittel, die nicht ausgegeben 
werden, sind nicht verloren, son-
dern werden auf die Folgejahre 
übertragen.

Die Vorsicht im Umgang mit 
den VOr-Mitteln wurde aber 
bald abgelegt, wie die Aufstel-
lung der Zuweisung, Ausga-
ben und Saldi an die einzelnen 
Schulkapitel zeigt (ausführlich 
unter: www.gew-hamburg.de/
themen/arbeitsbedingungen/ver-
steckter-lehrermangel ): 

Die „Vorratshaltung“ wurde 
erheblich reduziert. Die Polster 
in den einzelnen Kapiteln wur-
den drastisch reduziert. In den 
Jahren 10/11 und 11/12 wurden 
die Reste bis auf 3,58 Millionen 
Euro abgebaut (vgl.Abb:1).

Die anfängliche Zurückhal-
tung der Schulleitungen und die 
Forderung die „Rücklagen“ ab-
zubauen, führte dazu, dass im 
Schuljahr 10/11 2,95 Millionen 

Euro mehr ausgegeben als in die-
sem Jahr zugewiesen wurde. Im 
Schuljahr 11/12 waren es sogar 
7,75 Mio. Euro, die mehr ausge-
geben als zugewiesen wurden.

Die Tabelle 1 gibt die Prozen-
tanteile wieder, die anzeigen, 
wie viel in den einzelnen Kapi-
teln jeweils mehr ausgegeben 
als zugewiesen wurde (negative 
Prozentzahlen geben an, das ent-
sprechend weniger ausgegeben 
wurde).

Im Rahmen der Bildung von 
Stadtteilschulen haben sich 
Verschiebungen aus den Be-
reichen GHR- und Gym in den 
Stadtteilschul-Bereich ergeben, 
die eine klare Abtrennung der 
Verläufe in den einzelnen Schul-
kapiteln erschweren, aber die 
generellen Tendenzen treten 
deutlich hervor. Das Instru-
ment VOrM wurde im Gymna-
sialkapitel besonders intensiv 
genutzt. In den Schuljahren 
08/09 bis 11/12 wurden insge-
samt 935.670 € mehr ausgeben 
als in allen Jahren zugewiesen! 
Nicht in allen Schulen wurde 
der Abbau der Überschüsse der 
VOr-Mittel nur als Ausgaben für 
Personal genutzt. Aus einigen 
Schulen wurde berichtet, dass 
die hohen VOrM-Überschüsse 
durch Umwandlung in Sachmit-
tel (Kompetenz-Plus-Verfahren) 
abgebaut wurden (Motto: „Be-
quemeres Sitzen auf neuem 
Schulmobiliar beim Warten auf 
die VertretungslehrerIn …?“). 

Schulen mit negativem 
VOrM-Saldo – und die sind be-
sonders im Gymnasialkapitel 
zu finden – müssen mittlerwei-
le Langfristerkrankungen mit 
den „Bordmitteln“ – den für 
Kurzzeitvertretungen gedach-
ten Vertretungsverpflichtungen 
aufgrund der A-Zeiten der Kol-
legInnen – ausgleichen. Das 
führt dazu, dass in kürzester 
Zeit auch diese Mittel erschöpft 
sind. Unter der Prämisse, dass 
Unterricht nicht ausfallen dür-
fe, werden an diesen Schulen 
die Funktionszeiten gekürzt, um 
auf diese Art Vertretungsarbeits-Abbildung 1: VOrM-Saldi nach 4 Jahren
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zeit zu generieren. Folge: das 
Missmanagement der Schullei-
tungen baden die KollegInnen 
aus. Ein besonderes Lehrstück 
der „selbstverantworteten Schu-
le“. Viele Leitungen solcher 
Schulen, die ein VOrM-Minus 
verzeichnen, bemühen sich mit 
„Betteltelefonaten“ um Kredite 
bei anderen besser aufgestell-
ten Schulen. Zu untersuchen 
wäre, wie es zu den negativen 
Saldi kam. Welche Rolle spielt 
da die Schulaufsicht? Findet 
überhaupt ein Controlling statt?  
Die GEW fordert seit längerem: 
Die Schulpersonalräte müssen 
Einblick in die Führung der 
VOrM-Töpfe erhalten, um ne-
gative Auswirkungen für die 
Kolleginnen und Kollegen zu 
verhindern!

Der VOrM-Topf hat in der 
Politik – wohl vor dem Hinter-
grund der Überschüsse der An-
fangsjahre – zu Begehrlichkeiten 
geführt. Schon die Altersentlas-
tung für Lehrkräfte über 60 Jah-
re wurde aus den VOrM-Stellen 
finanziert. Nun aber fordert die 
Grünen-Schulpolitikerin Ste-
fanie von Berg 13,3 Millionen 
Euro aus der Vertretungsreser-
ve zu entnehmen. Sie meint, 
das gäbe der VOrM-Topf her 
und bezieht sich auf die Aussa-
gen, die von Behördenseite im 
Schulausschuss getätigt wurden. 
Vor dem Hintergrund der Bilanz 
nach vier Jahren (vgl. Abbildung 
1), die aufgrund der Antwor-
ten auf die Kleinen Anfragen 
der Bürgerschaftsabgeordneten 
Rabe, Heinemann und Heyenn 
gezogen werden kann, würde 
dies zu einem Vertretungsfi-
asko in den Schulen führen!  
VOr-Mittel können nicht zur 
Finanzierung anderer Vorhaben 
im Rahmen der Inklusion heran-
gezogen werden. Im Gegenteil 
wird deutlich, dass bei gleich-

bleibend hohen, notwendigen 
Ausgaben der Schulen die zu-
gewiesenen Mittel nicht mehr 
ausreichen. Das wird sich auf die 
Unterrichtsversorgung und auf 
die Belastung der KollegInnen 
verschärfend auswirken. 

Gründe für befristete 
Lehraufträge

Die Gründe für befristete 
Lehraufträge, die aus den schu-
lischen Vertretungsbudgets be-
zahlt werden, sind aus folgender 
Darstellung ersichtlich (Tabel-
le 2, Bürgerschaftsdrucksache 
20/5470):

Es zeigt sich, dass vor allem 
in den Sek I / II-Schulen ein er-
heblicher Teil der VOr-Mittel zur 
Abdeckung des regulären Unter-
richts genutzt wird:

 Gym: 25% 
 StS: 45%
 HIBB 33 % der Lehraufträge.

Die deutlich niedrigeren 
Prozentzahlen in GS und So er-
klären sich wohl dadurch, dass 
es dort keinen klassischen fä-
cherspezifischen Bedarf gibt. 

Berücksichtigt man noch die 
Position „Überbrückung bis zur 
Besetzung der Stelle“, kommt 
man auf noch höhere Prozent-
zahlen bzgl. des Einsatzes von 
VOr-Mitteln zur Abdeckung des 
regulären Unterrichts:

 Gym: 33,6%
 StS: 53 %
 HIBB: 37% der Lehraufträge.

Dies sind deutliche Zeichen 
des Lehrkräftemangels. Es 
stellt sich die Frage, ob Ham-
burg überhaupt in der Lage ist, 
alle freien Lehrerstellen in den 
Schulkapiteln mit festen Lehr-
kräften zu besetzen. Hinweise 
aus den Schulen, dass es er-
hebliche Probleme gibt, liegen 
diesbezüglich vor. Behörden-
vertreter bestreiten, dass es ei-
nen Lehrkräftemangel – außer 
in den sogenannten Mangelfä-
chern – gäbe, da Hamburg als 
„wachsende Stadt“ eine extrem 
hohe Anziehungskraft besäße. 
Die Zahlen sprechen eine andere 
Sprache.

Hans VoSS
Ruheständler
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Die Tabelle 1 gibt die Prozentanteile wieder, die anzeigen, wie viel in den einzelnen Kapiteln jeweils 
mehr ausgegeben als zugewiesen wurde (negative Prozentzahlen geben an, das entsprechend 
weniger ausgegeben wurde). 

Tabelle 1,  Mehrausgaben in Relation zur jeweiligen Schuljahreszuweisung 

Schuljahr Grundschulen  Sonderschulen  Gymnasien  Stadtteilschulen  Berufsschulen  Gesamt 

10/11 35,62  % 5,43 %  40,05  % -8,95  % 23,67 %  12,24%   

11/12 73,05  % -19,82 % 52,80  % 11,71 %  35,59 %  32,17 %  
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VOr-Mittel können nicht zur Finanzierung anderer Vorhaben im Rahmen der Inklusion 
herangezogen werden. Im Gegenteil wird deutlich, dass bei gleichbleibend hohen, notwendigen 
Ausgaben der Schulen die zugewiesenen Mittel nicht mehr ausreichen. Das wird sich auf die 
Unterrichtsversorgung und auf die Belastung der KollegInnen verschärfend auswirken.  

 

Gründe für befristete Lehraufträge 

Tabelle 1: Mehrausgaben in Relation zur jeweiligen Schuljahreszuweisung

4 
  

Die Gründe für befristete Lehraufträge, die aus den schulischen Vertretungsbudgets bezahlt werden, 
sind aus folgender Darstellung ersichtlich (Tabelle 2, Bürgerschaftsdrucksache 20/5470): 

Tabelle 2 Gründe für befristete Lehraufträge 

Gründe für 
befristete 
Einstellungen 
Schuljahr 11/12 

Grundschulen Sonder-
schulen Gymnasien Stadtteil-

schulen 
Berufliche 

Schulen 

Fälle % Fälle % Fälle % Fälle % Fälle % 

Aufgaben von 
begrenzter Dauer 97 10 13 9 110 7 126 10 79 17 

Beurlaubte 
Lehrkraft 8 1 5 3 7 0 2 0 5 1 

Fächerspezifischer 
Bedarf 

109 12 5 3 388 26 570 45 149 33 

Mutterschutz / 
Elternzeit 98 10 12 8 173 12 71 6 42 9 

Teilnahme an 
einer Klassenreise 2 0 0 0 16 1 10 1 0 0 

Überbrückung bis 
zur Besetzung der 
Stelle 

99 11 14 9 114 8 103 8 21 5 

Vertretung wg. 
Erkrankung 529 56 101 68 688 46 387 30 159 35 

Summe Lehr-
aufträge 2011/12 942 100 150 100 1496 100 1269 100 455 100 

 
Es zeigt sich, dass vor allem in den Sek I / II-Schulen ein erheblicher Teil der VOr-Mittel zur 
Abdeckung des regulären Unterrichts genutzt wird: 

 Gym: 25%  
 StS: 45% 
 HIBB 33 % der Lehraufträge. 

Die deutlich niedrigeren Prozentzahlen in GS und So liegen wohl daran, dass es dort keinen 
klassischen fächerspezifischen Bedarf gibt. Berücksichtigt man noch die Position „Überbrückung bis 
zur Besetzung der Stelle“ kommt man auf noch höhere Prozentzahlen bzgl. des Einsatzes von Vor-
Mitteln zur Abdeckung des regulären Unterrichts: 

 Gym: 33,6% 
 StS: 53 % 
 HIBB: 37% der Lehraufträge. 

Dies sind deutliche Zeichen des Lehrkräftemangels. Es stellt sich die Frage, ob Hamburg überhaupt in 
der Lage ist, alle freien Lehrerstellen in den Schulkapiteln mit festen Lehrkräften zu besetzen. 
Hinweise aus den Schulen, dass es erhebliche Probleme gibt, liegen diesbezüglich vor. 
Behördenvertreter bestreiten, dass es einen Lehrkräftemangel – außer in den sogenannten 
Mangelfächern - gäbe, da Hamburg als „wachsende Stadt“ eine extrem hohe Anziehungskraft 
besäße. Die Zahlen sprechen eine andere Sprache. 
Hans Voß 

Tabelle 2: Gründe für befristete Lehraufträge
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Die GEW Hamburg führt seit 
Anfang 2012 in der Fakultät Er-
ziehungswissenschaft, Psycholo-
gie und Bewegungswissenschaft 
(EPB) der Universität Hamburg 
ein Organizing-Projekt. Ziel ist, 
Erfahrungen darüber zu sam-
meln, inwiefern Elemente des 
Organizing ein neues, sinnvolles 
Element gewerkschaftlicher Ar-
beit vor Ort darstellen können 
(vgl. hlz 1-2/2012). Zielgrup-
pe sind die wissenschaftlich 
Beschäftigten im Fachbereich 
Erziehungswissenschaft. Das 
Projekt zielt entsprechend dem 
Organizing-Paradigma nicht 
darauf, die Beschäftigten best-
möglich zu vertreten, sondern 
darauf, die Themen der Beschäf-
tigten zu Themen der GEW zu 
machen und zugleich diese Be-
schäftigten selbst zur Vertretung 
ihrer Interessen zu befähigen. 
Die Gliederung des Artikels folgt 
dem bisherigen Projektverlauf: 
Auf die Recherche der Beschäf-

tigungsbedingungen vor Ort 
schloss sich eine Phase an, in der 
das Organizing-Team Gesprä-
che mit den Beschäftigten führte, 
um die konkreten Probleme vor 
Ort herauszufinden. Seit Anfang 
Dezember läuft die Phase einer 
Aktivität mit dem Ziel, konkrete 
Verbesserungen in der täglichen 
Arbeitssituation zu erreichen.

Bildung eines 
Organizingteams

Das Organizing-Team be-
steht aus Ehrenamtlichen, die 
sich zum Beginn des Projekts 
im Januar 2012 aus dem Kreis 
interessierter GEW-Mitglieder 
gefunden haben. Über eine of-
fene Veranstaltung „Startschuss 
für ein Organizing-Projekt“ 
wurde im Februar versucht, 
weitere Aktive zu gewinnen. 
Diese Organizer_innen nehmen 
an den monatlichen Schulungs- 
und Planungstreffen mit Georg 
Wissmeier von OrKa teil und 

leisten darüber hinaus die 
im Rahmen eines solchen 
Projekts anfallenden Arbei-
ten (recherchieren, Inter-
views führen, Aktivitäten 
vorbereiten). Über dieses 
Team hinaus besteht ein of-
fener Kreis von Personen, 
die für konkrete Aktivtäten 
angesprochen werden. Zu 
diesen gehören die Spre-
cher_innen des Mittelbau-
treffens der Fakultät EPB 
und die Vertrauensleute der 
Fakultät.

„Unbefristet befristet“ – 
Recherche der Personal-
struktur

Ziel der Recherche war, 
einen genauen Überblick 
über die Personalkatego-
rien, die Personalstruktur 

sowie die Beschäftigungsbe-
dingungen in der Fakultät EPB 
zu gewinnen: Insgesamt sind 
214 wissenschaftlich Beschäf-
tigte (ohne Professor_innen) 
in den insgesamt fünf erzie-
hungswissenschaftlichen Fach-
bereichen beschäftigt, die in 
drei große Gruppen zerfallen: 
Wissenschaftliche Mitarbei-
ter_innen mit ausschließlicher 
Lehrtätigkeit (WiMiLe, früher 
LfbA), Mitarbeiter_innen mit 
ausschließlicher Forschungs-
tätigkeit auf sogenannten Pro-
jekt- oder ‚Drittmittelstellen‘ 
(WiMiPro) sowie eine geringe-
re Anzahl von promovierenden 
Mitarbeiter_innen auf Qualifi-
kationsstellen (WiMiDo). Wi-
MiLe sind zu 79% befristet und 
arbeiten zu 48% in Teilzeit, be-
fristet sind ebenso alle WiMiPro 
und WiMiDo-Stellen. Darüber 
hinaus sind WiMiPro zu 66%, 
WiMiDo zu 100% in Teilzeit be-
schäftigt (vgl. hlz 1-2/2012).

Nein sagen, Dienst nach Vor-
schrift machen und Probleme 
ansprechen

Im Mai nahmen die Organi-
zer_innen per mail und telefo-
nisch Kontakt mit einem Teil der 
Beschäftigten auf und vereinbar-
ten einen Gesprächstermin. Ziel 
der Gespräche war es, die The-
men, Probleme und Wünsche 
der Beschäftigten herauszufin-
den sowie die Vereinbarung zu 
erzielen, zu einem Auswertungs-
treffen zu kommen. Daneben 
wurde auf Angebote der GEW 
hingewiesen. Mit 17 Personen 
wurden Gespräche geführt, eine 
Interviewte trat in die GEW ein. 
Zu dem Auswertungstreffen im 
September kamen schließlich 
sechs Personen.

Die in den Gesprächen ge-

Hochschulen

„Don’t mourn – organize!“
Ein Zwischenbericht zum „Projekt Mittelbau“ an der Universität Hamburg

5 
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nannten Themen und Probleme 
beziehen sich einerseits auf die 
konkreten Arbeitsbedingungen 
und hier insbesondere auf die 
Arbeitsbelastung, andererseits 
auf die Personalstruktur (Befris-
tungsunwesen, Teilzeit-Miss-
brauch, nicht planbare Karriere). 
Daneben wurden Vereinzelung, 
mangelnde Beratung und Infor-
mation sowie Intransparenz in 
Bezug auf Raumvergabe, Reise-
richtlinien, (Arbeits-)Recht etc. 
beklagt. Gefordert wurde u.a. 
ein ‚Monitoring Arbeitsbedin-
gungen‘ sowie stellenspezifische 
Verbesserungen. So wünschen 
wissenschaftliche Mitarbeiter_
innen für die Lehre (WiMiLe) 
weniger Lehre, einen Zeitanteil 
für die Forschung und Weiterbil-
dung und eine Entfristung; wis-
senschaftliche Mitarbeiter_innen 
auf drittelmittelfinanzierten Pro-
jektstellen (WiMiPro) die Mög-
lichkeit für Lehre sowie eine 
Vertragslaufzeit, die mindestens 
Projektlänge besitzt; wissen-
schaftliche Mitarbeiter_innen 
auf Doktorand_innenstellen 
(WiMiDo) eine Verringerung ih-
rer Betreuungsleistungen sowie 
Vollzeitstellen. Die GEW solle 
den Beschäftigten „Mut machen 
und Öffentlichkeit schaffen“, die 
Beschäftigten sollten auch ein-
mal „Nein sagen, Dienst nach 

Vorschrift machen und Probleme 
ansprechen.“

Unterschriftenaktion der 
Beschäftigten in der Fakultät 
EPB gestartet

Auf dem Auswertungstref-
fen wurden diese Themen dis-
kutiert und auf Vorschlag des 
Organizing-Teams vereinbart, 
von Dezember bis Januar 2013 
in der Fakultät EPB eine Unter-
schriftenaktion mit Forderungen 
„Für gute Arbeit in der Wissen-
schaft“ durchzuführen, deren In-
halte auf den in den Gesprächen 
genannten Themen beruhen. Das 
Mittelbautreffen der Fakultät 
erklärte sich erfreulicherweise 
bereit, einen vom Organizing-
Team erstellten Entwurf auf ih-
ren Treffen zu diskutieren. Der 
Erfolg der Aktion wird dabei da-
von abhängen, ob es gelingt, eine 
gewisse Mobilsierung unter den 
Beschäftigten zu erreichen und 
bis Ende der Aktion eine rele-
vante Anzahl von Unterschriften 
zu sammeln. Diese werden im 
Anschluss von den Beschäftig-
ten an das Dekanat übergeben 
mit dem Ziel, mit diesem in ei-
nen konstruktiven Dialog über 
Mindeststandards zur Schaffung 
stabiler und attraktiver Beschäf-
tigungsbedingungen einzutreten.

Fazit
Elemente des Organizing in 

die bestehenden Routinen der 
Werbung, Bindung und Aktivie-
rung von Beschäftigten einzu-
beziehen erscheint nicht nur vor 
dem Hintergrund eines individu-
alisierten und prekären Berufs-
feldes, wie es im akademischen 
Mittelbau an den Hochschulen 
vorherrscht, ein notwendiges 
neues Element gewerkschaft-
licher Arbeit. Der Vorteil für 
aktive Mitglieder besteht in der 
systematisierten und strukturier-
ten Vorgehensweise des Organi-
zing, das die Möglichkeit bietet, 
gewerkschaftliche vor-Ort-Ak-
tivitäten den individuellen Res-
sourcen der ehrenamtlich Ak-
tiven anzupassen. Andererseits 
bestand die größte Schwierigkeit 
vor Ort darin, Organizer_innen 
zu finden, die kontinuierlich 
und ehrenamtlich aktiv sind. Die 
Vorteile für die Beschäftigten 
liegen in der Verbesserung der 
Beschäftigungsbedingungen, der 
Erfahrung von Selbstwirksam-
keit sowie in der Wahrnehmung 
der GEW als Organisation, die 
dabei unterstützt, die eigenen 
Interessen wirkungsvoll und kol-
lektiv zu vertreten. Hiervon wie-
derum profitiert die GEW.

Fredrik Dehnerdt, 
2. stellv. Vorsitzender

Rückenwind von der Bundesebene der GEW: „Gute Arbeit in der Wissenschaft“
Gute Lehre und Forschung auf der einen Seite sowie gute Beschäftigungsbedingungen auf der anderen 
Seite sind zwei Seiten einer Medaille. Daher hat die GEW bereits 2010 mit ihrem Templiner Manifest 
unter dem Motto „Traumjob Wissenschaft“ zehn Eckpunkte für eine Reform von Berufswegen und 
Personalstruktur in Hochschule und Forschung vorgelegt (www.templiner-manifest.de). Nun schlägt 
die GEW den Hochschulen und Forschungseinrichtungen vor, sich in einem Kodex „Gute Arbeit in 
der Wissenschaft“ zur Schaffung stabiler und attraktiver Beschäftigungsbedingungen zu verpflichten. 
Auf ihrer 6. Wissenschaftskonferenz „Baustelle Hochschule – Attraktive Karrierewege und Beschäfti-
gungsbedingungen gestalten“ im September 2012 in Herrsching am Ammersee hat die GEW Eckpunk-
te für einen solchen Kodex erarbeitet. 
Vom „Templiner Manifest“ zum „Herrschinger Kodex“
Geht es nach dem GEW-Vorschlag, dann sollen sich die Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
beispielsweise dazu verpflichten, Mindestlaufzeiten für befristete Beschäftigungsverhältnisse zu ga-
rantieren, promovierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern (Postdocs) eine geregelte Wissen-
schaftslaufbahn („Tenure Track“) anzubieten und ein aktives Personalmanagement zu betreiben, das 
stabile Beschäftigung auch bei wechselnder Finanzierung ermöglicht. Weiter wird im Herrschinger 
Kodex eine konsequente Anwendung der familienpolitischen Komponente des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes gefordert, welche die Verlängerung von Zeitverträgen von Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern, die Kinder betreuen, vorsieht (http://www.gew.de/Herrschinger_Kodex.html). 
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Dass das Weihnachtsgeld für 
verbeamtete Lehrkräfte (sog. 
Sonderzahlung) auf 1.000 € re-
duziert und seit Beginn diesen 
Jahres monatlich ausgezahlt 
wird, haben die KollegInnen 
zähneknirschend zur Kenntnis 
nehmen müssen.

Die von der GEW mit ini-
tiierten Musterverfahren zur 
Weihnachtsgeldkürzung bzw. 
-streichung sind bisher nicht ent-
schieden; Prozesse beim Bun-
desverwaltungsgericht dauern 
leider ihre Zeit. Allen BeamtIn-
nen im aktiven Dienst zahlt der 
Dienstherr seit Januar 2012 ein 
um 83,34 € erhöhtes Grundge-
halt. Referendarinnen und Refe-
rendare erhalten 25 €, Pensionäre 
gehen bekanntermaßen leer aus.

Um die Kürzung für Familien 
abzufedern, zahlt der Dienstherr 
seit 2011 300 € für jedes berück-
sichtigungsfähige Kind (auch für 
Pensionäre). Teilzeitbeschäftigte 
erhalten dies anteilig. 

Allerdings hat diese Weih-
nachtsgeldzahlung für alleiner-
ziehende BeamtInnen oder un-
verheiratete Paare mit Kindern 
eine negative Folge.

Wie ist das zu erklären? Beam-
te und Beamtinnen erhalten den 
Familienzuschlag der Stufe 1, 
den sogenannten Verheirateten-
zuschlag, in Höhe von 115,67€, 
wenn sie gemäß der entsprechen-
den Regelung im Beamtenbesol-
dungsgesetz eine andere Person 
(meistens also eigene Kinder) 
nicht nur vorübergehend in ihre 
Wohnung aufgenommen haben. 

Dieser Familienzuschlag wird 
allerdings nicht gezahlt, wenn 
die sogenannten Eigenmittel, die 
für den Unterhalt des Kindes zur 
Verfügung stehen, eine bestimm-
te Grenze übersteigen. Die Gren-
ze liegt beim 6fachen des Famili-
enzuschlags der Stufe 1, also bei 
694,02 €. Zu den Eigenmitteln 
werden das Kindergeld, der kin-
derbezogene Familienzuschlag, 
Unterhaltsleistungen des ande-
ren Elternteils sowie ggf. andere 
Mittel gerechnet. Ebenfalls wird 
die Sonderzahlung im Dezember 
hinzugerechnet, so dass bei allen 
die Eigenmittelgrenze im De-
zember überschritten wird. Diese 
als ungerecht empfundene Strei-
chung des Familienzuschlags 
der Stufe 1 im Dezember stößt 
bei den Betroffenen zu Recht 
auf Unverständnis und Empö-
rung, zumal die Anrechnung im 
Dezember 2011 nicht vorge-
nommen wurde. Dazu fehlte den 
Besoldungsstellen schlicht die 
Zeit. Der zu viel gezahlte Fami-
lienzuschlag aus 2011 wird nicht 
zurückgefordert. 

Die GEW hat sich dieses Prob-
lems angenommen und erreicht, 
dass das Personalamt plant, für 
2013 die Gesetzesgrundlage so 
verändern zu wollen, dass das 
Kinderweihnachtsgeld nicht 
zu den Eigenmitteln gerechnet 
wird. Inwieweit es auch für die-
ses Jahr eine Lösung gibt, blieb 
offen. Es soll aber geprüft wer-
den, ob es hierzu im Rahmen 
der derzeitigen Rechtslage eine 
Möglichkeit gibt. 

Mit der Abschaffung der Pra-
xisgebühr ist die Kostendämp-
fungspauschale in der Beihilfe 
wieder ins Gespräch gekommen. 
Die GEW ist in Hamburg, eben-
so wie in anderen Bundeslän-
dern, über den DGB an den 
Senat herangetreten, um die 
Abschaffung der Praxisgebühr 
in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) auch in der 
Kostendämpfungspauschale der 
Beihilfe einzufordern.

Während dies beispielweise in 
Niedersachsen schon beschlos-
sene Sache ist, hält sich Ham-
burg hier bedeckt. Man sehe auf-
grund der Unterschiedlichkeit 
beider Systeme keinen Anlass 
zu einer Änderung. Begründet 
wird dies damit, dass Hamburg 
die Eigenbeteiligungen der ge-
setzlichen Krankenversicherung 
nicht eins zu eins auf die Beihilfe 
übertragen hat. Das hat aber z. B. 
Niedersachsen gemacht, so dass 
Beamtinnen und Beamte dort 
bislang die Praxisgebühr direkt 
zahlen müssen.

Derzeit wird im DGB über-
legt, wie man auf diese Aussage 
reagiert. Jedenfalls wird zu über-
prüfen sein, inwieweit in der Ver-
gangenheit bei der Einführung 
der Kostendämpfungspauschale 
als Argument die Einführung der 
Praxisgebühr angeführt wurde.

Birgit Rettmer
GEW Referentin

Service

Mit einer Hand 
geben, mit der 
anderen nehmen

Sonderzahlungen haben ihre Tücken: zum wundersamen Verschwinden des 
Weihnachtsgeldes – Kinderweihnachtsgeldes - Familienzuschlags (Stufe 1)
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schneller bunterSchule

Klick

hlz: Herr Hermann, was raten 
Sie denn einem Schulleiter, wenn 
sich KollegInnen weigern, indi-
vidualisiertes Lernen zu prakti-
zieren, obwohl die Vorgaben dies 
verlangen?

Joachim Hermann: Die ei-
gentlich interessante Frage ist: 
wie gelange ich als externer 
Berater, aber auch als Schul-
leiterIn an die Gründe für eine 
als Verweigerung erscheinende 
Haltung? Das Thema Individua-
lisierung ist ja ein uraltes. Jeder 
Kollege, jede Kollegin merkt, 
dass die SchülerInnen unter-
schiedlich sind und dass ich mit 
dieser Unterschiedlichkeit um-
gehen muss. Und das ist eine 
Unterschiedlichkeit in sehr vie-
len Bereichen. Es ist ja nicht nur 
die Leistungsfähigkeit oder die 
Fachkenntnis, die unterschied-
lich verteilt ist, sondern auch 
Fragen der Aufmerksamkeits-
steuerung von SchülerInnen, der 
Konzentrationsfähigkeit, Fähig-
keiten aus dem sozialen Bereich. 
Die Frage ist doch: Wogegen 
richtet sich eigentlich die Ver-
weigerung? Wenn ich als Schul-
leiterIn das wissen will, dann 
will ich erst mal nichts anderes 
als die KollegInnen verstehen. In 
der Regel sind das Kommunika-
tionsprobleme zwischen Leitung 
und Kollegium. Häufig sind es 
zu abstrakte Vorstellungen da-
von, dass jetzt ein neues Thema, 
eine neue Methode beansprucht, 

das Problem zu lösen. Die De-
batte zwischen diesem Schullei-
ter und den sich verweigernden 
Kollegen ist eine, die auf einer 
anderen Ebene stattfinden muss. 
Sie muss sich beziehen auf die 
unmittelbaren Erfahrungen der 
KollegInnen in der Unterrichts-
praxis und die unterstützende 
Suche des Schulleiters muss 
daran anknüpfen und ihnen eine 
Unterstützung bieten.

hlz: Was könnte denn so eine 
Erfahrung sein, die nicht positiv 
ist?

Joachim Hermann: Nun ja, 
es gibt immer wieder Methoden, 
die gehandelt werden als geeig-
net für den Umgang mit Hete-
rogenität. Das ist nicht falsch, 
nur in dem Moment, wo ich sie 
mechanistisch umsetze, erlebe 
ich, dass sie für einzelne Schü-
lerInnen ganz hilfreich sind, 
aber dass andere umso größere 
Schwierigkeiten mit dieser Me-
thode haben, beispielsweise im 
kooperativen Lernen. 

hlz: Gut, nun aber kam diese 
Hattie-Studie, inwieweit haben 
die Ergebnisse Sie irritiert, über-
rascht?

Joachim Hermann: Sie ha-
ben zumindest von der Plakati-
vität der Zahlen her irritiert und 
überrascht, in dem Bereich, der 
in Hamburg common sense ist: 
man müsse gerade aufgrund der 

Unterschiedlichkeit der Schüle-
rInnen stärker offene, komplexe 
Situationen schaffen, in denen 
die SchülerInnen selbstständig 
ihre Ziele wählen und an diesen 
arbeiten. Das hat offensichtlich 
einen geringen Effekt. Das ist 
etwas, was häufig im Unterricht 
übersehen wird, dass gerade 
die eher leistungsschwächeren 
SchülerInnen Probleme haben, 
in zu offenen Lernsituationen 

Den Begriff Individualisiertes Lernen genauer – und richtiger? – zu verstehen 
und  mit ihm in Theorie und Praxis zu arbeiten, ist das Anliegen der einen. 
Die anderen wollen sich schnell neue Märkte sichern. Die Fortsetzung des 
Schwerpunktes aus hlz 7-11 wirft ein Licht auf beide und weitere Seiten.

Es gibt keine einfachen Lösungen
Interview mit Joachim Herrmann, dem Referatsleiter Schulformen und Schul-
stufen am LI ( siehe auch Artikel von J.Herrmann in der hlz 10-11/12, S.33-35)

Erst mal geht es darum die 
KollegInnen zu verstehen
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schneller bunterSchule

Klick

arbeiten zu können. Insofern ist 
das reine Faktum nicht neu, wird 
aber hier in einer Form auf den 
Punkt gebracht, die in völligem 
Gegensatz zu dem, was zurzeit 
reformpädagogische Diskussion 
ist, steht. Das bedeutete für uns 
– das war die eigentliche Irritati-
on – in dem Referat, in dem ich 
tätig bin, die Kommunikation 
von Angeboten und Unterstüt-
zungsleistungen zu überdenken, 
vielleicht auch die Gewichtung 
von Angeboten. Das will ich ger-
ne zugestehen.

hlz: Ich sehe das nicht so sehr 
als ein pädagogisches Problem, 
sondern mehr als ein psycholo-
gisches, lernpsychologisches, 
zu verstehen, wie jemand tickt, 
wenn er sich Fremdes aneignet. 
Das heißt doch auch, dass die 
Lehrerin oder der Lehrer eine 
ganz andere Voraussetzung ha-
ben müsste, um individuell ori-
entiert reagieren zu können.

 
Joachim Hermann: Ich wür-

de das nicht so grundsätzlich 
diskutieren wollen. Ich glaube 
schon, dass es auf Seiten der 
Lehrkräfte ein großes Spektrum 
an methodischen, didaktischen 
Handlungsmöglichkeiten gibt, 
dass die Rahmenpläne durchaus 
Spielraum zulassen, um Schwer-
punkte zu setzen, um bestimmte 
Inhalte auszuwählen.

Entscheidend scheinen mir 
zwei Punkte zu sein: Individua-
lisierung – im Gegensatz zu der 
Diskussion um Differenzierung, 
die es ja in den 80er Jahren gab 
– beansprucht stärker auf die tat-
sächliche Individualität der Ein-
zelnen einzugehen und Fragen 
des Unterrichts aus Perspektive 
der Anknüpfungsfähigkeit der 
Kinder zu betrachten, weniger 
aus Perspektive der Niveaudif-
ferenzierung eines gesetzten 
Themas. Dazu passt es, Schwer-
punkte zu setzen und im Rah-
men der Kenntnis, die ich von 
den Schülerlebenswelten habe, 
dort Anknüpfungsmöglichkeiten 
zu schaffen. Was bleibt, ist der 
Rahmenplan, sind Standards, die 
gelten.

Der Widerspruch zwischen In-
dividualisierung und Standards 
ist nicht ohne Weiteres lösbar. 
Aber für das Lehrerhandeln, 
glaube ich, ist die Kombination 
wichtig: Ich habe eine Orien-
tierung im Rahmenplan, in den 
Standards, ich habe ein Spekt-
rum an Handlungsmöglichkeiten 
und Inhaltsauswahlmöglichkei-
ten. Entscheidend ist zu expe-
rimentieren, gut hinzugucken, 
nicht vorschnell in Schubladen 
zu stecken, an welcher Stelle 
steht der/die einzelne SchülerIn 
und welche Arbeitsformen, Sozi-
alformen, Aufgabenstellung sind 
für diese/n SchülerIn geeignet, 
um in diesem Thema etwas zu 
lernen.

Ich glaube, wenn wir Fragen 
von nicht nur fachlicher Niveau-
differenzierung, sondern auch 

Differenzierung im unterschied-
lichen Bedarf der Schüler, eng 
oder offen geführt zu werden 
aufgrund unterschiedlicher Auf-
merksamkeits- und Selbststeue-
rungsfähigkeit, berücksichtigen, 
dann ist das ein Knochenjob. 
Aber ich glaube, dass es in dem 
Rahmen durchaus didaktisch 
und pädagogisch bleiben kann.

hlz: Ich will noch mal versu-
chen, das ein bisschen schärfer 
zu fassen, was an Hatties Er-
gebnissen überrascht hat. Was 
bei ihm durchgefallen ist - das 
findet sich ja auch in der klei-
nen Tabelle in ihrem Artikel 
wieder (s. S.34, hlz 10-11/12) -, 
ist individualisierte Instruktion, 
problemorientierter Unterricht, 
ganzheitliches Lesen lernen, 
induktives Unterrichten, kleine 
Klassen, jahrgangsübergreifen-
der Unterricht, also im Grunde 
all das, was die Reformpädago-
gik sich auf die Fahnen geschrie-
ben hat; dagegen eindeutig bes-
sere Ergebnisse bei dem, was wir 
unter lehrerzentriert verstehen: 
mastery learning, metakognitive 
Strategien, womit wohl dedukti-
ves Vorgehen gemeint ist. Steht 
nicht damit das gesamte Modell 
des individualisierten Lernens 
zur Disposition?

Joachim Hermann: Wenn 
wir mit Individualisierung tat-
sächlich ein Konzept bestimmter 
Methoden und offener Arbeit, 
selbständiger Arbeit meinen, 
dann entstehen vor dem Hinter-
grund dieser Untersuchung er-
hebliche Fragezeichen. Wenn wir 
Individualisierung ein bisschen 
weniger grundsätzlich und trotz-
dem breiter verstehen wollen, 
nämlich als Anforderung, auf 
die individuellen Lern- und Ar-
beitsvoraussetzungen der Schü-
lerInnen einzugehen, dann nicht. 
Denn ein sehr rigides Festhalten 
an diesen heutzutage reformpä-

Sich Neues aneignen – wie 
funktioniert das?
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dagogisch innovativ genannten 
Arbeitsformen ist eine Haltung, 
die die Arbeitsform vor den Un-
terstützungsbedarf des Kindes 
stellt. Das ist der Knackpunkt. 
Das, was Hattie beschreibt, ist ja 
nicht: Ich muss jetzt ausschließ-
lich Frontalunterricht machen 
und direkte Instruktionen geben, 
sondern entscheidend ist, wie 
ich - ob im offenen oder im fron-
talen Unterricht - als LehrerIn 
differenziert die SchülerInnen in 
ihrem Lernprozess führe.

 
hlz: Nur: ich muss es eben 

erkennen können. Ich sehe das 
so, dass im Augenblick die Aus-
bildung nicht so ausgerichtet ist, 
dass dieses Erkennen-Können 
davon, was für ein Typ ein Kind 
ist, selbstverständlich ist.

Joachim Hermann: Damit ist 
der Bereich der diagnostischen 
Fähigkeiten angesprochen. Ich 
kann das für die Ausbildung 
nicht im Detail beurteilen, aber 
in der Fortbildung ist das ein 
größeres Thema, wobei wir in-
tern Diagnostik durchaus auch 
im Rahmen dessen diskutieren, 
was ich didaktisch und pädago-
gisch tue, also bestimmte kleine 
Tests, Aufgabenstellungen, die 
Beobachtung im Unterricht, wie 
von SchülerInnen mit bestimm-
ten Aufgaben umgegangen wird, 
das alles hat nicht unerhebliches 
diagnostisches Potenzial, wenn 
ich in der Lage bin, im weiteren 
Verlauf zu variieren und auch 
mal zu beobachten, wie der glei-
che Schüler mit anderen Sorten 
von Aufgabenstellungen um-
geht. Es muss nicht immer der 
IQ-Test sein oder der Persönlich-
keitstest usw.

Das ist die eine Seite, die 
andere Seite ist die, dass es tat-
sächlich Schule bleibt. Wir reden 
hier nicht über psychologische, 
psychiatrische Settings, sondern 
es ist Schule und es geht um das 

Lernen von Fachinhalten. Das 
heißt, das, was hier notwendig 
ist, muss auch didaktisch leist-
bar sein. Ich kann nicht, wenn 
ich eine neue Klasse übernehme, 
erst einmal zwei Wochen mit al-
len Kindern diverse Testungen 
durchführen, weil ich das als 
Lehrkraft gar nicht beherrsche, 
weil ich die Zeit und die Res-
source nicht habe.

Die Frage ist: Wo tauchen 
Unterstützungssysteme auf an 
der Stelle, wo ich mit einzelnen 
SchülerInnen wirklich viel vari-
iert, erprobt, beobachtet, auch im 
Gespräch mit dem/der SchülerIn 
selber versucht habe etwas zu er-
möglichen, aber trotzdem an die 
Grenze komme. Dann brauche 
ich andere Systeme, das kann 
der schulinterne Beratungsdienst 
sein, das können die schulinter-
nen – sofern vorhanden – son-
derpädagogischen Lehrkräfte 
sein, das kann REBUS sein usw.

hlz: Für die Unterrichtssi-
tuation muss es entweder eine 
kleine Klasse sein oder Doppel-
besetzung.

 
Joachim Hermann: Ich glau-

be, Ressourcen sind ein erheb-
liches Problem. Ich möchte bei 
dem Thema Klassengröße ein 
bisschen zurückhaltend sein, da 
sind die empirischen Aussagen 
widersprüchlich. Das Thema 
Klassengröße ist auch sehr stark 
interessensgeprägt. Was wir se-
hen, ist, dass die Arbeitsbelas-
tung der Lehrkräfte, zum Teil 
aufgrund der Stundenzahlen, 
zum Teil aufgrund unterschied-
licher Bedingungen an unter-
schiedlichen Standorten, sehr 
erheblich ist. Das halte ich für 
relativ dramatisch im Moment, 
auf der Ebene der Lehrkräfte, 
aber auch auf der Ebene der Lei-
tungen.

hlz: Das verstehe ich nicht: 

bei den Klassengrößen zurück-
haltend. Ich meine, dass es ob-
jektiv kritische Größen gibt. Ein 
Mensch kann nicht mit 30, mit 
25, mit 20 SchülerInnen so ar-
beiten, dass er wirklich jedem 
Kind in dem Augenblick, wo es 
Unterstützung in seinem indi-
viduellen Lernprozess braucht, 
helfen kann. Ich will nicht, dass 
Sie sich auf eine Zahl festlegen, 
nur: da nichts zu fordern – und 
das als LehrerIn oder als Ge-
werkschaft – geht gar nicht.

Joachim Hermann: Das mag 
richtig sein, nur bin ich nicht die 
Gewerkschaft.

Ich sehe die Belastung der 
Lehrkräfte und dadurch die sub-
jektiven Möglichkeiten, das, was 
an Anforderungen da ist, zu be-
wältigen. Viele Lehrkräfte leiden 
unter dem eigenen Anspruch, 
weil der nicht erfüllbar erscheint. 
Interessant ist die Beobachtung, 
dass eine sehr, sehr große Rolle 
jenseits der Klassengröße die 

Für den gelingenden Lernprozess 
zählt der Erfolg, nicht die Methode
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Klassenzusammensetzung spielt. 
Wir haben eine Kumulation von 
bestimmten Konstellationen 
in der Zusammensetzung. An 
manchen Standorten in der Stadt 
sprengt das dann den Rahmen. 
Ab einer bestimmten Klassen-
größe ist die Arbeit dann kaum 
noch leistbar, zumindest dann 
nicht, wenn ich nicht dauerhaft 
Doppelbesetzung habe. Das 
sind aber, wenn ich das richtig 
sehe, Probleme, die aus der Wi-
dersprüchlichkeit einiger Steue-
rungsentscheidungen entstehen.

 
hlz: Früher legte der Lehrer 

das Lernziel fest und baute sein 
Konzept darauf auf; ähnlich dem 
Magier, der das Kaninchen zu 
Beginn seiner Show in den Zy-
linder tun muss, wenn er es zum 

Schluss zur Überraschung des 
Publikums aus dem Hut zaubert. 
Die SchülerIn hat aber noch 
gar kein Kaninchen, was er zu 
Beginn in den Zylinder stecken 
könnte. Wie löst die Reformpäd-
agogik diesen Widerspruch, dass 
man sich erst eigene (Lern-)
ziele stecken kann, wenn man 
den Lerngegenstand verstanden 
hat? Wie kommt man aus diesem 
Dilemma raus, wenn man das 
selbstgesteuerte Lernen auf sei-
ne Fahnen geschrieben hat?

Joachim Hermann: Meine 
Einschätzung ist - nicht für alle 
Schulen pauschal -, dass die An-
forderung, selbstständig arbeiten 
zu können, häufig vorausgesetzt 
wird, in der Praxis wird dann 
beobachtet, dass man das nicht 
voraussetzen kann und dann 
wird wieder komplett zurück-
gegangen in den ausschließlich 
zentrierten Unterricht.

Ich beobachte, dass es kaum 
eine ausgeprägte Vorstellung 
davon gibt, Fähigkeiten des 
selbstständigen Arbeitens sel-
ber zu „didaktisieren“ und zu 
lehren, d.h., die Vorstellung, ab 
der 1. Klasse oder von mir aus 
auch ab der 5. Klasse in einer 
Stadtteilschule, einem Gymna-
sium bewusst aktiv curricular 
etwas zu tun, um die Fähigkeit, 
sich zunehmend selber zu orga-
nisieren, zu lehren. Manchmal 
tun das Einzelne, aber ich sehe 
selten, dass das in einer Schule 
ausgeprägt vorliegt.

hlz: Alles das, was unter Re-
formpädagogik diskutiert wird, 
wird ja zu großen Teilen auch 
stark von der Wirtschaft unter-
stützt. Sie haben selber, ich zi-
tiere Sie da, geschrieben, dass 
„zwischen Schule und Bildung 
als Ort der Emanzipation und 
zugleich als Instrument der Re-
produktion gesellschaftlicher 
Verhältnisse“ aus Ihrer Sicht 

kein Widerspruch besteht, son-
dern beschreiben dies als dialek-
tisches Verhältnis. Frage: Kön-
nen Bertelsmann & Co. Ihrer 
Meinung nach wirklich emanzi-
patorische Ziele verfolgen?

Joachim Hermann: Ob Ber-
telsmann & Co. die verfolgen 
oder verfolgen wollen, da bin 
ich erst mal auch zurückhal-
tend. Fakt ist: Individualisierung 
ist vom Anspruch her insofern 
emanzipatorisch, als dass tat-
sächlich die Individualität der 
Einzelperson zu ihrem Recht 
kommen und berücksichtigt 
werden soll, auch in ihrer Viel-
fältigkeit verschiedener Berei-
che, nicht nur in dem des reinen 
Fachleistungs- und Lernstands-
niveaus. Der Job von Instituti-
onen wie die Schule ist es, auf 
diese Individualität zu reagieren, 
diese ernst zu nehmen, anzuer-
kennen und im weiteren Verlauf 
ihre Entfaltung zu unterstützen. 
Dass dies gleichzeitig impliziert, 
dass ich durch diesen fast sezie-
renden Blick auf die Einzelnen 
als System viel eher in die Lage 
gerate, sie dann vollständig ein-
zusortieren, einzukategorisieren, 
ist eben die Kehrseite.

Das ist ein insofern dialekti-
scher Widerspruch, weil er sich 
innerhalb dieses Systems nicht 
auflösen lässt. Durch das eine 
handele ich mir das andere ein. 
Diesem Bereich kann man auch 
Inklusion einordnen. In dem Mo-
ment jedoch, wo ich sage, Indi-
vidualisierung ist offener Unter-
richt, stelle ich die Form vor das 
Kind und im Grunde auch die 
Form vor den Anspruch, den der 
Begriff eigentlich mit sich bringt. 
Das ist es, was Hattie, denke ich, 
auf den Punkt gebracht hat. 

hlz: Früher konnte die Wut bei 
schulischem Misserfolg auf den 
Lehrer gelenkt werden: „Der ist 
schuld, dass ich nichts gelernt 

Früher konnte man dem Lehrer 
die Schuld geben, wenn man 
nichts gelernt hatte – heute ist 
man selber Schuld. Ist das nicht 
Neoliberalismus pur?
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habe“; heute heißt es: „Selbst 
schuld, nun weißt du, woran es 
liegt“. Ist das nicht Neoliberalis-
mus pur?

Joachim Hermann: Das wür-
de ich exakt genauso beschrei-
ben, nur wir reden an dieser 
Stelle nicht mehr über Indivi-
dualisierung, sondern wir reden 
über die aktuelle Orientierung an 
der Notwendigkeit, dass Schüle-
rInnen lernen sollen, eigenver-
antwortlich zu arbeiten, selb-
ständig, selbstverantwortlich zu 
arbeiten. Dahinter steht auf der 
einen Seite die Erkenntnis, dass 
Lernprozesse jemandem nicht 
von außen aufgepfropft werden 
können, sondern immer auch ei-
gene Leistungen und Konstruk-
tion sind, auf der anderen Seite 
produziere ich eine Situation, 
wo ich als Lehrkraft sagen kann: 
„Mir tut das unendlich leid, aber 
da hast du wohl falsche Lern-
entscheidungen getroffen, wenn 
du jetzt die Schule ohne Ab-
schluss verlassen musst.“ Der 
Verantwortungsdelegation an die 
Schüler wird Tür und Tor geöff-
net. Das ist klassisch neoliberal, 
zumindest dann, wenn diese 
Haltung von den Betroffenen 
selber übernommen wird. Das ist 
der Moment, wo man dann von 
Ideologie sprechen kann. Das 
sehen wir zum Teil auch in den 
Schulen, aber dort ist es eben 
auch widersprüchlich. Schön 
finde ich persönlich die Formu-
lierung von Johannes Bastian 
an der Uni Hamburg: „In letzter 
Konsequenz hat immer die Lehr-
kraft die Verantwortung, auch 
für das Maß und den Nutzen der 
Selbstverantwortung der Schüle-
rInnen.“

hlz: Das trifft sich mit Hattie, 
wenn ich ihn richtig verstanden 
habe.

Insofern ist die/der LehrerIn 
nicht raus aus dem Spiel, auch 

nicht beim Versagen eines Kin-
des. Nur – ich komme darauf 
zurück –: welche Möglichkeiten 
gibt es hier schon oder welche 
sind angedacht, damit die Leh-
rerInnen dafür qualifiziert wer-
den? Der Druck durch die sog. 
reformpädagogischen Neuerun-
gen ist schon groß genug. Jetzt 
kommt noch eine neue Aufgabe 
dazu, die das wirklich individu-
alisierte Lernen überhaupt erst 
möglich machen würde. Wie ist 
das institutionalisiert? 

Joachim Hermann: Zunächst 
von der Angebotsseite her: In der 
Fortbildungsabteilung im Lan-
desinstitut haben wir im Zuge 
dieser Diskussion in der letzten 
Zeit tatsächlich zunehmend den 
Bereich Lehrersteuerung weiter 
entwickelt und entwerfen syste-
matische Trainingsprogramme, 
wo wir mit Kollegien, mit Jahr-
gangsgruppen, mit Fachgruppen 
trainieren, auch das Lehrverhal-
ten. Wie verhalte ich mich in 
Phasen der Gruppenarbeit? Wie 
begleite ich, wie unterstütze ich? 
Wie eng führe ich zu Beginn ei-
ner Einheit, ab wann differenzie-
re ich?

Das Thema Lehrersteuerung 
nimmt einen großen Raum ein, 
und zwar gar nicht im Gegensatz 
zu Formen der offenen Arbeit 
der SchülerInnen, sondern gera-
de in diesen Situationen. Wenn 
ich offen arbeiten will, dann soll 
ich das tun, ich muss nur dann 
in der Steuerung der Schüler-
aktivität diese unterschiedlich 
begleiten und führen. Das ist 
das Eine. Das Andere: immer 
mehr Schulen beobachten, dass 
ein zu großes Maß an offenen 
komplexen Aufgabenstellungen 
für eine Reihe von SchülerInnen 
schlicht eine Überforderung dar-
stellt, und zwar auch hier nicht 
kognitiv, sondern von der Steue-
rungsanforderung her, die an sie 
gerichtet wird.

Es gibt einzelne Schulen, 
die in ihrem Selbstbild und ih-
rer Selbstdarstellung so großes 
Gewicht auf diese Arbeitsform 
legen, dass es kollektiv schwer 
ist anzuerkennen, dass sie hier 
einen Unterstützungsbedarf ha-
ben. Es gibt andere Schulen, die 
– und auch hier haben wir wie-
der das Bild der Selbstkonstruk-
tionen – sagen: „Na, das haben 
wir bis vor zehn Jahren sowieso 
immer gemacht.“ Auch da gibt 
es immer wieder dieses: „Habe 
ich ja gesagt“ – und zurück zum 
ordentlichen, dozierenden Fach-
unterricht. Wir am LI sind das 
Angebot und wir können versu-
chen, diese Konversität deutlich 
zu machen, aber wir sind nicht 
die Instanz, die Schulen davon 
abzubringen. 

hlz: Ist bei den Schulleitungen 
angekommen, dass individuali-
siertes Lernen etwas Neues ist, 
dass es nicht darum geht, mög-
lichst viele bunte Blätter zu zei-
gen?

Joachim Hermann: Ja – und 
da schließt sich der Kreis. Auch 
wenn ich als Schulleiter sage: 
Ist mir auch schon aufgefallen 
und jetzt will ich zumindest eine 
Diskussion oder eine Auseinan-
dersetzung mal anschieben und 
die KollegInnen fragen: Was 
beobachtet ihr eigentlich? Kom-
men alle mit bei euch? Auch da 
werde ich wieder eine Situation 
haben, wo aus unterschiedlichen 
Gründen KollegInnen sagen: Ja, 
stimmt eigentlich, oder sagen: 
nee, ich will aber hieran festhal-
ten.

hlz: Die Ambivalenz bleibt 
also – Herr Herrmann, wir dan-
ken Ihnen für das Gespräch.

Die Fragen stellten 
Susanne Berg 

Joachim Geffers
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Zukunftsmusik aus 
unerwarteter Ecke 
Anmerkungen zu einer Tagung „Zukunft der Schule 
und Schule der Zukunft“

Vodafone und Philologenver-
band sei’s gedankt: das inspirie-
rende Erlebnis einer erfrischen-
den Allianz aus Geist und Geld, 
aus junger Intelligenz und geron-
nener Berufserfahrung, aus uni-
versitärer fachlicher Expertise 
und geistigem Grenzgängertum.

Die Tagung „Zukunft der 
Schule und Schule der Zukunft“ 
brachte für zweieinhalb Tage ein 
ganz besonderes Klientel zu-
sammen auf der Hirschburg in 
Königswinter, einem Tagungs-
zentrum der Vodafone-Stiftung. 
Der Genius Loci, unterhalb des 
Petersbergs und über dem Rhein, 
unterlegte das Treffen mit land-
schaftlichem Charme und dem 
Symbolwert einer Industriellen-
villa im Gewand einer neugoti-
schen Ritterburg – nicht schlecht 
gewählt für ein Vorhaben, bei 
dem man dem noch im 19. Jahr-
hundert verwurzelten ständi-
schen deutschen Schulwesen mit 
konstruktiver Phantasie kämp-
ferisch zu Leibe rücken wollte. 
Eine kleine zusätzliche Pikante-
rie: die Burg war Vodafone als 
Morgengabe bei der feindlichen 
Übernahme von Mannesmann in 
den Schoß gefallen; eine für die 
englischen Herren zunächst eher 
ungeliebte Trophäe, die mit ei-
nigem finanziellen Einsatz dann 
zum eleganten Tagungsort um-
gebaut wurde und einen komfor-
tablen Rahmen für die Verhand-
lungen bot.

Nicht dass es an Kampfgeist 
gefehlt hätte und an gelegent-
lichen Scharmützeln unter den 
höchst heterogenen Akteuren 
des Treffens, aber es wurde eine 

freundliche An- und Übernahme 
unterschiedlicher Positionen mit 
einem erfreulich eindeutigen Er-
gebnis.

Mit der schlichten Feststel-
lung: „Wir können uns keine 
Quote von 20% dropouts unter 
den Schulabgängern mehr leis-
ten“ und „das deutsche Schul-
wesen ist höchst selektiv und 
produziert in besonderem Maße 
soziale Ungleichheit“ markierte 
David Deißner, Chef des Voda-
fone Thinktanks Bildungsfor-
schung und Integration, den Aus-
gangspunkt der gemeinsamen 
Bemühungen, zugespitzt durch 
Jürgen Oelkers‘, Universität Zü-
rich, Statement: „Wir erzeugen 
die falschen Eliten“.

Nun mag das für Leser der 

HLZ keinerlei Neuigkeitswert 
enthalten, für Mitglieder des 
Philologenverbands dagegen 
doch eher starken Tobak. Be-
gann nun doch Schritt für Schritt 
die gemeinsame Anstrengung, 
ein Schulwesen für die Zukunft 
zu entwerfen, das nicht nur die 
heterogene soziale Zusammen-
setzung der Gesellschaft wider-
spiegeln sollte, sondern für das 
Heterogenität zum obersten Wert 
deklariert wurde, von manchen 
Teilnehmern lieber mit dem Sy-
nonym „Vielfalt“ benannt. 

Was es in der Konsequenz 
wirklich bedeutet, diese Ein-

sicht in Praxis umzusetzen, 
stellten die jungen Heißsporne 
von „teach first“, unbelastet von 
jeder ideologischen Debatte, aus 
ihrem Erfahrungsraum Brenn-
punktschule heraus unmissver-
ständlich klar: Zuschneiden neu-
er Einzugsgebiete von Schulen, 
gezieltes Anwerben von Schüler-
gruppen aus anderen Stadtteilen/
Regionen durch spezifische An-
gebote, Ausnutzen von Gentrifi-
zierungseffekten (nicht mal das 
ein Tabu!).

Das Gymnasium ließen sie 
dabei ganz selbstverständlich in 
der Versenkung verschwinden – 
oder nur aus ihrem Fokus? (Das 
blieb zum Glück für die weitere 
Diskussion ungeklärt.) Es sollte 
ja um die Schule der Zukunft 
gehen… Das brachte selbst aus-
gewiesene Bildungsexperten wie 
Jan-Hendrik Olbertz, Rektor der 
Humboldt-Universität Berlin, 
ins Nachdenken: „Heterogenität 
erst mal herstellen – ja, in der 
Tat, das ist vielleicht die zentrale 
Aufgabe. Und das auf allen Ebe-
nen.“ 

Und wie sich einige der 
Schulpraktiker (Preisträger des 
Deutschen Lehrerpreises) und 
Verbandsvertreter (Philologen-
verband) noch die Augen rie-
ben, waren die jungen Leute 
von „Teach first“ schon dabei, 
unterstützt von den Mitgliedern 
des Buddy-Programms, mit Ver-
ve die neue „Verantwortungsge-
meinschaft“ zu skizzieren, die 
sich in verschiedenen Ringen 
wie eine Zwiebel um den Kern 
Kind/SchülerIn legt und die neue 
Einheits-Schule mit dem Stadt-
eil/der Region vernetzt.

Alle drei für die Dauer der Ta-
gung etablierten Arbeitsgruppen 
machten sich diese Vorstellung 
zu eigen und bearbeiteten sie 
unter einer spezifischen Perspek-
tive:

1. Wie können die neuen Bil-
dungslandschaften in die Tat 

schneller bunterSchule

Klick

„Wir erzeugen die 
falschen Eliten” (Jürgen 

Oelkers, Uni Zürich)
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umgesetzt werden, mit welchen 
Kooperationen, auf welche Er-
fahrungen kann bereits zurück-
gegriffen werden? 

2. Wie sieht Heterogenität im 
Kerngeschäft von Unterricht aus, 
in der Interaktion von Schülern 
und Lehrern, im Spannungsfeld 
von ministeriellen Vorgaben und 
kreativer Schöpfung vor Ort? 
Und wie kann in der Lehreraus-
bildung darauf angemessen vor-
bereitet werden (mit länderüber-
greifenden Standards, die auch 
eine bundeseinheitliche Grund-
besoldung nach sich ziehen)? 

3. Wie sieht Schulleitung aus, 
die für das Kerngeschäft den 
geeigneten Rahmen bereit stellt 
und initiativ dabei ist, die Schu-
le in der Bildungslandschaft zu 
vernetzen und die Attraktivität 
dieser Arbeit öffentlich ins rech-
te Licht zu setzen?

Dass in diesen Prozess nun 
die gesättigte Lebens- und Be-
rufserfahrung der Praktiker ein-
gebracht und fruchtbar werden 
konnte, ermöglichte die umsich-
tige und effiziente Moderation 
durch die drei Vertreter des Ber-
liner Decision Institute.

Warum auch immer diese 
wertvolle Einrichtung keinen 
deutschen Namen für ihr „Haus“ 
finden konnte, es wurde ihnen 
letztlich von einigen der vehe-
menten Sprachpuristen unter 
den Praktikern nachgesehen. Sie 
schluckten ihren Unmut herun-
ter, dem sie abends beim (nicht 
schlechten!) Wein noch freien 
Lauf gelassen hatten. Eine der 
Lehrerinnen aus Sachsen (ge-
ehrt für das Projekt: „Wir wollen 
nicht mehr denglisch sprechen“ 
an einer Haupt- und Realschule) 
gruselte es bei dem durchgän-

gig angelsächsischen Sprachge-
brauch: „Warum kann man denn 
statt dinner speech nicht einfach 
Tischrede sagen, wenn man 
schon so gepflegte Umgangs-
formen hier hat? Und dann diese 
„Fellows“ von „Teach First“ – es 
wirkt einfach arrogant, wenn sie 
uns mit ihrem „cultural achieve-
ment“ kommen. Dabei sind sie 
eigentlich nett und persönlich 
bescheiden, wenn man sie näher 
kennen lernt.“

Und die jungen „high poten-
tials“ raunen, nachdem sie viel 
von der Essenz der praktischen 
Lebenserfahrung und Sach-
kenntnis in ihre neuen Schläuche 
gegossen hatten: „Hätte ich gar 
nicht gedacht, dass die mit ihrem 
penetranten Detailwissen sich 
schließlich so kooperativ bei uns 
einbringen würden ... Schon gut, 
wenn man auf so einen Kennt-
nisstand zurückgreifen kann, wir 
wollen schließlich ja auch seriös 
rüberkommen.“

Vor meinem geistigen Auge 
erscheint die Bildungslandschaft 
der letzten vierzig Jahre. 1973 
schloss ich als Gymnasiallehre-
rin meine zweite Ausbildungs-
phase mit einer Arbeit über ein 
halbjähriges Projekt „Soziales 
Lernen in der Gesamtschule“ ab, 
übrigens in Teamarbeit mit mei-
ner Kollegin Isa Albers. In from-
mer Unschuld hatten wir schon 
die „Verantwortungsgemein-
schaft“ im Auge gehabt, eine 
„Gesamtschule“ antizipiert, die 
ihren Namen wirklich verdiente, 
um später dann abzustürzen in 
die Realität einer (sozialdemo-
kratischen) gesellschaftlichen 
Halbherzigkeit, die sich ein Sys-
tem ohne Selektion nicht vorstel-
len konnte und im Beharren auf 
äußerer Differenzierung noch 
einmal das dreigliedrige Schul-
system nach innen abbildete. 
Lust auf kreative Umgestaltung 
und mutiges bildungspolitisches 
Engagement wurden so über 

Der Tagungsort – Eine feste Burg für unser Vorhaben
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Jahrzehnte zum Stillstand ver-
urteilt.

Ist sie nun angebrochen die 
Zukunft, überwindet Deutsch-
land seine provinziellen, födera-
len Bildungsschranken und wagt 
sich ins Neuland bundeseinheit-
licher Bildungsstandards mit der 
großen Herausforderung Hetero-
genität? Oelkers sagt dazu ganz 
pragmatisch: „Das Internet treibt 
uns vor sich her. Die Zukunft hat 

längst begonnen in den medial 
ausgestatteten Kinderzimmern. 
Das kann kein Pädagoge mehr 
bremsen ... die Jugend ist unter-
wegs zu neuen Ufern. Wir kön-
nen sie darin begleiten und ein 
Stück weit leiten ...“

Heute Morgen, „am Tag da-
nach“, frage ich mich: war das 
Ganze nur ein Traum? Oder ist 
meine Utopie vom „herrschafts-
freien Diskurs“ für einen kost-

baren Augenblick Wirklichkeit 
geworden? Mit Sicherheit gab es 
einen breiten Resonanzraum, in 
dem Schwingungen ganz neuer 
Tonlagen zu spüren waren und 
ein Strom, in dem unterschiedli-
che Erzählungen in einem Strom 
gebündelt wurden. Gelebte Viel-
falt eben.

Christine Herde-Hitziger
Ruheständlerin

Mit Titeln wie „Mit Bomben 
und MGs über Polen“ und„Wir 
funken für Franco“ erzielte 
man Millionenauflagen. Ber-
telsmanns wohl schönster Bei-
trag zur offensiven Volksbil-
dung: 1934 wird Langsdorffs 
„Flieger am Feind“, das 
„Buch der todesbereiten 
Pflichterfüllung“zum „Weih-
nachtsbuch der Hitlerjugend“ 
gekürt und 124 000 Mal ver-
kauft. Doch das ist alles nichts 
im Vergleich zu dem, was bei 
Kriegsausbruch kommt: Ber-
telsmann gewinnt die Wehr-
macht als Großkunden und 
verkauft von 1939-1944 bis zu 
21 Millionen Feldausgaben. 
Das Ende des Dritten Reiches 
ist nicht viel mehr „als der 
Übergang von einem großen 
Auftraggeber zum anderen“: 
Bertelsmann stilisiert sich zum 
Widerstandsverlag, erschleicht 
sich bei der britischen Mili-
tärregierung eine Lizenz und 
druckt in deren Auftrag Hun-
derttausende von Schulbüchern 
für die gesamte britische Zone.

Und was hat sich „Krake 
Bertelsmann“ seit der Nach-

kriegszeit nicht alles ein-
verleibt! Gruner + Jahr, den 
größten Zeitschriftenverlag 
Europas, verantwortlich u. a. 
für Stern, Geo, Eltern, den 
Weltmarktführer Random 
House, rund 200 Musiklabels, 
18 Radio- und 22 Fernsehsen-
der, darunter die RTL-Gruppe, 
50 % der Sony BMG Music 
Entertainment … Zusätzlich 
aufgerüstet wird das Imperium 
durch den Bertelsmann-Buch-
club mit weltweit 25 Millionen 
Mitgliedern, Immobilienhan-
del, die Konzerntochter Arvato 
AG, spezialisiert auf die pri-
vate Verwaltung öffentlicher 
Einrichtungen, die in England 
bereits die Verwaltung einer 
ganzen Gemeinde übernom-
men hat und damit liebäugelt, 
auch die gesamte Verwaltung 
von Schulen zu übernehmen.

Kein Bereich, wo die um-
triebigen Bertelsmänner nicht 
tätig wären: Ganz gleich ob 
im Medien-, Verlags-, Finanz-, 
Gesundheits-, Sozial- oder Bil-
dungswesen – überall mischt 
und „reformiert“ die Neben-
regierung in Gütersloh mit und 

zwar de facto mit öffentlichem 
Geld – und zwar dank eines 
umstrittenen Steuertricks des 
2009 verstorbenen Firmen-
patriarchen Reinhard Mohn: 
Durch die Übertragung von 
drei Vierteln des Aktienkapitals 
auf die Bertelsmann-Stiftung 
werden gut zwei Milliarden 
Euro Erbschafts- oder Schen-
kungssteuer gespart und die 
jährliche Dividenden-Zahlung 
an die Stiftung ist steuerfrei.

Die einflussreiche Bertels-
mann-Stiftung ist der Think 
Tank des Unternehmens. Im 
Bildungs- und Kulturbereich 
verfolgt sie das Ziel einer 
weiträumigen „Kommerziali-
sierung von Wissenschaft und 
Bildung – nicht zuletzt deshalb, 
weil der Medienkonzern sich 
hier neue Märkte erschließen 
könnte“. Überall bietet die 
Stiftung ihre „Lösungen für 
die Zukunft“ an, will „Motor 
für Reformen“ sein – und ist in 
Wahrheit „der stärkste Motor 
beim Zerstörungswerk“.

Denn unter der Ägide von 
Bertelsmann wird planiert statt 
reformiert – mit zum Teil ver-
heerenden Auswirkungen auf 
die europäische Bildungsland-
schaft, die sich allmählich in 
eine öde Wüste verwandelt. 

Marc Erang
www.NachDenkSeiten.de

Krake Bertelsmann
Wenn es mit Bildungsgut etwas zu verdienen 
gibt, kennt der Konzern keine Hemmschwelle
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US-amerikanische Fondsma-
nager haben ein neues Profit-
feld entdeckt: Schulen, genauer 
„Charter Schools“. Das sind Ver-
tragsschulen, die im öffentlichen 
Auftrag von privaten Betreibern 
organisiert werden. „Wenn du 
bei einem Hedgefonds bist, sind 
Schulen definitiv eine heiße Sa-
che“, sagt Joe Williams von den 
„Democrats for Education Re-
form“. 

Die Lobbygruppe hat nichts 
mit den Demokraten gemein. Sie 
wird von drei milliardenschwe-
ren Fonds finanziert. Ihr Mot-
to heißt, dass im öffentlichen 
Schulsystem „Millionen Kinder 
– vor allem aus Elternhäusern 
mit niedrigem Einkommen und 
Farbige – in kontinuierlich schei-
ternden Schulen gefangen sind“. 
Das öffentliche Schulsystem der 
USA halten sie für „zutiefst dys-
funktional“. 

Der Satz von den eingesperr-
ten Kindern ist das Mantra vor 
allem konservativer Politiker, 
die meisten US-Amerikaner 
halten das Schulsystem sowieso 
für moribund. Bereits Studien 
der Reagan-Regierung identifi-
zierten die Schuldigen des Nie-
dergangs: faule, überbezahlte 
Lehrer, der bremsende Charakter 
einer Einheitsschule sowie libe-
rale Lehrinhalte, die Kindern die 
charakterbildende Möglichkeit 
des Wettbewerbs sowie Enga-
gement und Führungskraft ver-
bauen. 

Vertragsschulen
... sind Schulen, die der Staat 

auf Grundlage eines Vertrags von 
Dritten betreiben lässt. Seien es 
lokale Initiativen, Kirchen oder 
eben Unternehmen. So genannte 
Charter Schools sind spektaku-
läre Erfolge gelungen, etwa die 
„Harlem Children Zone“, die 
chancenlosen New Yorker Kin-
dern Chancen gegeben hat. Der 
Grund, der Alternativen auf den 
Plan holt, sind „failing schools“: 
Schulen, die dauerhaft scheitern. 
Auch England diskutiert über 
Vertragsschulen. Ein Berater des 
Premiers David Cameron schlug 
den Einsatz privater Unterneh-
men vor, die scheiternde Schulen 
auf Basis von „Bezahlung für Er-
gebnis“ betreiben sollen. 

Wer in den letzten Jahren 
eine öffentliche Schule in den 

USA betreten hat, gleichgültig, 
ob in New York City, Chicago 
oder dem ländlichen Wisconsin, 
dem springt die Krise ins Auge: 
Geografische Kenntnisse ent-
sprechen oft dem Berichterstat-
ter-Radius von Fox News, nicht 
wenige Lehrer meinen, dass am 
US-amerikanischen Wesen die 
Welt genesen müsse; von Schü-
lern kommt irgendwann die 
schüchtern vorgetragene Frage, 
wo denn Hitler nun gerade lebe. 
Zudem sind religiöse Überzeu-
gungen eine starke Konkurrenz 
für das, was in Textbüchern 
manchmal als höchstens „wis-
senschaftlich bewiesen“ dekla-
riert wird. 

Der Boston Globe entdeckte 
vor zwei Jahren eine interes-
sante Korrelation: Im Vergleich 
der Industrienationen liegen die 

Bildungskrise in den USA

Heuschrecke sucht profitable 
Schule
Hedgefonds haben die Schulen entdeckt. Über sogenannte Charter Schools 
wollen sie auf dem US-Bildungsmarkt mitmischen.

Wie man es auch dreht...
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Ausgaben für staatliche Schulen 
in den USA eher im mittleren 
Bereich, während gleichzeitig 
viel privates Geld Nachhilfe und 
Vorbereitung für die aufwändi-
gen Tests einkaufen muss. Leh-
rer verdienen kaum ein Drittel 
der Einkommen ihrer deutschen 
Kollegen. 

Die Bildungshistorikerin und 
ehemalige Spitzenbeamtin der 
Bush-Administration, Diane 
Ravitch, merkt an, dass Schulen 
nur so gut wie ihr soziales Um-
feld seien. In einem Buch über 
standardisierte Tests stellte sie 
2010 fest, dass soziale Verelen-
dung mit dem Herausbilden von 
ethnischen Monokulturen in die-
sen Nachbarschaften mit miesen 
Testergebnissen einhergehen. In 
den USA gelten über 21 Prozent 
der Kinder als arm. In wohlha-
benden Wohnvierteln waren die 
Testergebnisse der Schulen deut-
lich besser. 

Mehr Privatschulen
Zwischen den Bildungsre-

formen der US-amerikanischen 
Vorzeigepädagogen Horace 
Mann und John Dewey verfes-
tigte sich eine Philosophie, die 
das Schulsystem der USA als 
entscheidenden Mechanismus 
für eine gemeinsame Kultur der 

auf Einwanderung basierten Ge-
sellschaft begriff: Junge Men-
schen sollten zu selbstständigen 
und kritischen Bürgern in einer 
demokratischen Gemeinschaft 
herangezogen werden. Das Ide-
al galt etwa bis zu Ronald Re-
agans Amtsantritt 1981. Seitdem 
wächst der Anteil der privaten 
Schulen. Seit 1988 gibt es Ver-
tragsschulen, die formell keine 
Privatschulen sind. 

Die tiefgreifendste Verände-
rung verantwortete Präsident 
George W. Bush. Er schrieb in 
seiner Schulreform vom 8. Ja-
nuar 2002 eine Fixierung auf 
Testergebnisse fest, geprüft wird 
seitdem ab der 3. Klasse. 

Die Basis lieferte ein Doku-
ment mit dem Titel Reinventing 
Education: Entrepreneurship in 
America’s Public Schools. Nach 
Ansicht des Autors, Lou Gers-
ter, sind die Schulen Marktplatz, 
Schüler das Humankapital, Leh-
rer die Verkäufer. Gerster war zu 
dem Zeitpunkt Vorsitzender von 
IBM. 

Aus diesen Ideen Vorschlä-
gen wuchs das Gesetz, dass die 
Sprache der Business-Commu-
nity spricht und eine eindeutige 
Rechnung offenbart: Es gibt In-
put, also Dollar für die Schule, 
dem Output, also das Testergeb-

nis, gegengerechnet wird. Der 
konservative Kanon lautet seit-
dem: Schlechte Testergebnisse 
sind Zeugen schlechter Lehrer. 
Und je schlechter die Tests aus-
fallen, desto geringer werden 
Lohn und Zuschüsse – eine zu-
tiefst US-amerikanische Logik. 

Außerdem ist bis heute auch 
ein zweites Hätschelkind der 
Konservativen fest verankert: 
Die Testergebnisse, bei denen 
es fast ausschließlich um Lesen 
und Mathematik geht, sollten 
mit einer spezifischen Lehr-
methode aufgewertet werden – 
Phonics. Dabei handelt es sich 
um eine strikte, textbuchbasierte 
Lautwiederholungsmethode mit 
speziell hergestellten Lehrmate-
rialien. 

Gerald Coles, Autor einer Stu-
die über Analphabetismus, kom-
mentierte trocken: „Phonics ist 
eine Art über Analphabetismus 
nachzudenken, ohne die großen 
sozialen Ungleichheiten mit ein-
zubeziehen. Demnach kann An-
alphabetismus schlicht mit neu-
en Textbüchern geheilt werden.“ 

Lukrative Tests
Die Lernqualität wurde eher 

nicht verbessert, sehr viel mehr 
allerdings die Profite von Un-
ternehmen, die Teststandards 
erarbeiteten, Vorbereitungen 
und Hilfsliteratur anbieten sowie 
Testbögen zur Verfügung stellen 
und auswerten. Dies wird privat-
wirtschaftlich organisiert, Entre-
preneurship in America’s Public 
Schools: Mit der Bush’schen 
Reform verwuchsen die öffent-
lichen Schulen weiter mit einem 
Komplementärsystem der Ak-
tiengesellschaften. Bei der Ein-
führung des Gesetzes prognosti-
zierten Analysten dem Testmarkt 
einen Jahresumsatz zwischen 2,7 
und 7 Milliarden Dollar. 

Stephen Metcalf wies bereits 
2002 in der Wochenzeitung The 
Nation nach, dass selten ein Bil-

...beeinflusst Wirtschaft mehr und mehr die Schule
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dungsgesetz so eindeutig im Sin-
ne einer wirtschaftlichen Lobby 
geschrieben wurde. Und so sieht 
es aus: Pearsons North America 
verzeichnet im Halbjahresbe-
richt 2012 einen Umsatzzuwachs 
um 7 Prozent auf 4,005 Milliar-
den Dollar. Nach Steuern nahm 
der Konzern im vergangenen 
Jahr 1,185 Millionen Dollar ein, 
das Halbjahreswachstum 2012 
kletterte um 35 Prozent. Pear-
sons North America etwa ist der 
größte Schulbuchverlag der Welt 
und Vertragspartner für die wich-
tigsten Tests zur Universitätszu-
lassung SAT und GRE sowie für 
Schultests und Lehrerevaluation. 

Besonders steil wachsen die 
Zahlen der internetbasierten Un-
ternehmen: Der Markt rund um 
die 12 Klassen wird zwischen 
2010 und 2015 um 43 Prozent 
zunehmen, das Marktvolumen 
auf 24,4 Milliarden Dollar. Am 
Grundsatz der Testfixierung und 

des Konkurrenzgedankens der 
Systeme haben auch die zag-
haften Reformen von Präsident 
Barack Obama nichts geändert: 
Noch immer sind die Tests ein 
Sanctum der Schulpolitik. 

Eine abstruse Begleiterschei-
nung sind Lehrer, die Ergebnis-
se ihrer Schüler manipulieren, 
besonders schlechten Schülern 
wird auch schon mal angedeutet, 
am Testtag nicht zu erscheinen: 
Einkommen und Schulzuschüs-
se hängen vom Output ab. Für 
ehrgeizige Schüler gilt: Wer be-
stehen, zugelassen werden oder 
glänzen will, muss Geld auf den 
Tisch legen. 

Aus der Konkurrenz erwächst 
den öffentlichen Schulen ein er-
heblicher Nachteil: Staatliche 
Zuschüsse sind an die Schüler-
zahl gebunden, und die wandern 
in die Vertragsschulen ab. Von 
der New Yorker Stadtregierung 
erhalten die Charter zwischen 

13.653 und 16.660 Dollar öf-
fentliche Gelder pro Jahr und 
Schüler, 649 Dollar mehr als 
ein Schüler einer öffentlichen 
Schule. Während sie die fest-
gesetzten Summen verbuchen, 
sparen Vertragsschulen beim 
Bau und Unterhalt der Gebäude 
oder Lehrerlöhnen. Insider be-
haupten, Investoren könnten ihr 
Geld in wenigen Jahren doppelt 
zurückbekommen. 

Und so treffen sich in New 
York längst Fondsmanager auf 
Schulgründungsfesten, tragen 
Namenssticker am Revers, die 
ihre Firmenzugehörigkeit ver-
schweigen und prosten sich zu. 
Sie wissen: Bildung ist eine In-
vestition in die Zukunft.

Lennart Labenrenz
in: TAZ vom 24.10.12

(Abweichung: andere Abb.
als im Original)

Wer kennt sie nicht die Warner 
und gleichzeitigen Heilsbrin-
ger? In der digitalen Technik 
wittert ein Neurowissenschaft-
ler nichts Gutes für die Erzie-
hung des Nachwuchses. Spitzer 
sieht als Folgen bei SchülerIn-
nen mangelnde Aufmerksam-
keit. Auch Hyperaktivität, also 
nicht erwünschtes Verhalten, 
wird als ADHS gleich zum 
pathologischen Befund einer 
Gesundheitsstörung, die mit 
Pillen gedämpft wird. „Ängste, 
Abstumpfung, Schlafstörungen, 
Depressionen, Übergewicht, 
Gewaltbereitschaft“ haben Lap-
tops und Smartboards zu ver-

antworten. Er rechnet, was sich 
„ökonomisch auszahlt“ für das 
zukünftige Humankapital - ergo 
den Geldvermehrungsinteressen 
der Privateigentümer dient - und 
mit welchen „Kosten“ im „zwei-
stelligen Milliardenbereich“ 
Krankenkassen, die immer mehr 
Lasten dem Geldbeutel der Ver-
sicherten aufbürden, zu rechnen 
haben.

Linß ordnet das Buch als „re-
aktionär“ ein und bemängelt 
„zugleich populistische Kata-
strophen-Thesen“ (dradio.de 
11.09.12). 

Seit einiger Zeit hat die Hirn-
forschung als Lichtgestalt für 

Lehrerprobleme mit Schülern 
zurückgerudert. Was berufser-
fahrenen PädagogInnen eh klar 
war, „die aktuelle Neurowissen-
schaft hat auf dem Gebiet der 
praktisch-pädagogischen Erfah-
rung bisher nicht mehr heraus-
gebracht“ (Westerhoff, Neuro-
didaktik auf dem Prüfstand, G & 
G 2/08). Spitzer füllt „mit seinen 
Vorträgen über angeblich neu-
rowissenschaftliche Einsichten 
zum Lernen und Lehren landauf, 
landab Stadthallen und reprodu-
ziert dabei doch bestenfalls in-
tuitiv Plausibles (Lernen gelingt 
am besten bei guter Laune; Leh-
rerInnen sollten sich für ihr Fach 

Diskussion

Vermarktete Demenz
Der letzte Frontkämpfer der Hirnforschung als Beratungsinstanz der 
Pädagogik. Anmerkungen zu Spitzers „Digitale Demenz“ aus hlz 7-9/2012
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begeistern und so weiter). Doch 
all diese Einwände dringen nicht 
zum Kern der Sache vor. 

Nach dem Pisa-Schock hat 
es auch Spitzer gut verstanden, 
den aufkommenden Forschungs-
zweig der Hirnforschung für Pä-
dagogInnen und Eltern attraktiv 
zu vermarkten. Dem Bedürfnis 
von gestressten Eltern und Päda-
gogInnen nach Wegen, dem stör-
rischen Willen ihrer Kids beim 
Lernen Abhilfe zu schaffen, will 
ein Teil der Hirnforscher Genüge 
tun. Ratgeberliteratur fürs Ler-
nen überflutet den Markt; Neu-
ropädagogik und Neurodidaktik 
verheißen Eltern, Lehrenden und 
Lernenden das Hosianna des er-
folgreichen Lernens.

Dazu müsse das Lernen „hirn-
gerecht“ sein, so ihr Credo bis 
heute. Erfolgreiches Lernen ge-
mäß den Neurowissenschafts-
vertretern M. Spitzer und G. 
Roth spricht von folgenden Prä-
missen: Lernen brauche Zeit, es 
solle sich lohnen, Freude und 
Interesse erleichtere es, funkti-
oniere gar nur bei bester Laune, 
Kreativität sei unabdinglich, es 
bedürfe Vorwissen und es könne 
nur jeder selber. Das sind päd-
agogische Selbstverständlich-
keiten. Das Ideal jedes Lehrers, 
den Nürnberger Trichter, gibt es 
nicht. Schlussendlich wird ein 
Lehrer, der um das Funktionie-
ren der Gehirnfunktionen wisse, 
besser lehren können, so Spit-
zers Versprechen. Sie geben vor 
zu wissen, was es mit dem Ler-
nen auf sich hat. Sie haben den 
Schlüssel zum Gehirn des Schü-
lers entdeckt und wüssten damit, 
wie Lernprobleme abgestellt 
werden. Lehrer müssten nur ihre 
falschen Erziehungsgrundsätze 
durch die richtigen der Hirnfo-
schung ersetzen, schon wären 
sie auf dem richtigen Weg. Mit 
bildgebenden MRT visualisieren 
sie nämlich Abläufe im Gehirn, 
bestimmen die Glucoseverbren-

nung und den Sauerstoffver-
brauch, orten die Ausschüttung 
von Botenstoffen und Synapsen-
bildung. 

Die zentrale Grundlage der 
kognitiven Hirnforschung ist die 
Biologisierung des Gedankens. 
Demnach handelt der Mensch 
nicht mit Willen und Bewusst-
sein. Man stelle sich das so vor: 
jemand entschließt sich, diesen 
Artikel zu lesen, laut Hirnfor-
scher hat er nicht diese geistige 
Aktion vollbracht, sondern eine 
im Gehirn lokalisierte Instanz 
lässt ihn das vollziehen. Da spielt 
jemand gern Fußball, ein anderer 

findet das furchtbar. Jemand hört 
gern klassische Musik, die Ge-
genüber mag diese gar nicht. Die 
einen wünschen sich Ausländer 
aus `ihrem´ Land und wieder 
andere haben nichts gegen diese 
Menschen. Der Voraussetzung 
des Denkens, dem Gehirn, wird 
die geistige Operation einer Be-
wertung zugeschrieben. „Die 
Fehler der Theorie basieren alle 

auf der falschen Bestimmung 
des Verhältnisses von Verstand 
und Gehirn, von Geist und Na-
tur“ (Huisken, Der Mensch als 
Sklave des Gehirns, 2006, S. 8). 
Das Limbische System, Amyg-
dalla, Hippocampus u. ä. haben 
ihre organische Funktion und die 
Neurowissenschaft kann diese 
Areale mittlerweile lokalisieren. 
Die Gedanken als Überlegung 
zu einer Sache macht sich der-
jenige immer selber, er hat die 
Entscheidungsfreiheit, bei der 
Straßensuche zwischen einem 
„Navigationsmodul“, seiner Er-
innerung des Weges oder einem 

Stadtplans zu wählen. 
PädagogInnen haben aufgrund 

der Schwierigkeiten ihrer Schü-
lerInnen beim Lernen per se ein 
Bedürfnis nach Hilfestellung. 
Das wertet ihren Beruf auf und 
konterkariert die Aussage von 
Ex-Kanzler Schröder, sie seien 
„faule Säcke“. Schüler kommen 
ihnen frech, schwänzen die Schu-
le, zertrümmern Schulmobiliar, 
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sind unaufmerksam, stören Lern-
willige, machen den Kasper im 
Unterricht oder sind stumm wie 
das Mäuschen, entziehen sich 
den schulischen Anforderungen 
trotz Strafandrohung oder Mo-
tivationshelferlein, hänseln und 
drangsalieren Mitschüler, sagen 
deutlich, sie haben ´Null Bock´ 
auf Schule – all das ist in der Tat 
die heutige Schulwirklichkeit. 
Ginge es in der Schule darum, 
Heranwachsenden Kenntnisse, 
Wissen, Fertigkeiten und Urteile 
zu vermitteln, die sie befähigen, 
sich verständig in einer vernünf-
tigen Gesellschaft zu bewegen, 

die Notwendiges arbeitsteilig 
produziert, um so als Subjekte 
der „gesellschaftlichen Verhält-
nisse“ zu fungieren, wäre ande-
res vonnöten. 

Nur vollzieht sich das Lernen 
in der Staatsschule nach ganz 
anderen Kriterien. Grundlage 
des schulischen Lernens sind 
Bildungspläne, die von Kultus-
beamten gemacht, von Politikern 
abgesegnet und maßgeblich für 
die LehrerInnen sind. Sie sind 

die ´Exekutive`, die dem Schüler 
über prüfbares Wissen mittels 
Notengebung quittieren, welche 
Schulkarriere nach 4-jähriger 
Grundbildung vorgesehen ist. 
Ob sie auf einem Gymnasium 
landen oder eine Hauptschule 
besuchen müssen. Letztere wer-
den so von weiterer Bildung 
ausgeschlossen; für mehr als die 
Hälfte eines Jahrgangs bedeutet 
das 2-3 Jahre weniger Schul-
besuch. Die Sortierung verteilt 
die Masse auf die schlecht be-
zahlten Jobs mit viel ruinöser 
Anstrengung in Betrieben und 
Verwaltungen. Gerade in Kri-

senzeiten können sie jederzeit 
wegrationalisiert werden und 
folgen damit den Millionen von 
Hartz IV Empfängern mit dauer-
hafter Existenznot. Der kleinere 
Teil hat sich per Schulabschluss 
fürs Studium qualifiziert und je 
nach Arbeitsmarktlage Aussicht 
auf einen gut dotierten Job in 
der gehobenen Etage der Berufs-
hierarchie. Als Eliten vernichten 
sie als Manager Arbeitsplätze, 
sorgen als Ärzte für die Volks-

gesundheit – sprich Arbeitsfä-
higkeit ihrer Klienten, betreuen 
als Psychologen diejenigen, die 
den Anforderungen in und au-
ßerhalb der Familie nicht mehr 
gewachsen sind. Und als Vertre-
ter der höchsten Instanz predigen 
sie Verzicht und ein erträgliches 
Leben nach dem irdischen. Die 
Masse – wie es die Pädagogik 
so schön formuliert -solle frust-
rationstolerant in der Schule und 
im Leben danach alle Schäden 
widerspruchlos aushalten.

Formen der Verweigerung, 
weil der Lehrer den Lernvorgang 
mangels Zeit abgebrochen hat; 
mangelnde Grundlagen, weil 
trotz Nichtverstehen im Stoff 
fortgefahren wird: langsamere 
SchülerInnen scheitern zwangs-
läufig wegen knapp bemessener 
Zeit. Aus dem Lernen für Noten 
rührt das instrumentelle Verhält-
nis zum Stoff: Merkzettel aus-
wendig lernen oder abschreiben 
bei Lernzielkontrollen. Desin-
teresse, durch schlechte Noten 
erzeugt, ist eine weitere Folge. 
Dauerstörer, weil Verlierer in der 
Schulkonkurrenz, deuten die an 
ihnen hergestellten Lerndefizite 
als ihr ganz persönliches Manko. 
Sie greifen als Folge oft zu den 
unfeinen Formen der Konkur-
renz um Anerkennung, wie An-
gebereien mit Kleidung, Kraft u. 
ä., bis hin zu gemeinen Prügel-
attacken.

Das alles sind keine Ausnah-
meerscheinungen, sondern ne-
gative Folgen eines Schulalltags, 
dessen Zweck die Selektion ist. 
Die Schulorganisation produ-
ziert mehrheitlich die beschrie-
benen Resultate, der Erkennt-
nisgewinn der Hirnforschung ist 
gering, denn sie macht, ähnlich 
der Psychologie, den Kardinal-
fehler, gesellschaftlich herge-
stellte Probleme als individuelle 
zu interpretieren. 

F. Bernhardt
Ruheständler
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hlz: Du blickst auf fast 30 
Jahre Arbeit als GEW-Referent 
zurück, der sich um Tarif- und 
Rechtsfragen gekümmert hat. 
Was würdest du als deinen größ-
ten Erfolg betrachten?

Andreas: Das ist eigentlich 
relativ einfach: der größte Er-
folg ist die Arbeit mit den schu-
lischen Personalräten. Bedau-
erlicherweise ist dieser größte 
Erfolg ziemlich am Ende meiner 
Zeit in Hamburg. Dazwischen 
gibt es vielleicht auch noch ei-
nen Punkt, den man unbedingt 
nennen muss: Das ist die in die 
allgemeine Kampagne zur Ar-
beitszeitverkürzung eingebettete 
Aktion der GEW zur Arbeitszeit-
verkürzung der Lehrkräfte 1988, 
wenn ich das richtig erinnere, wo 
wir ja mit mehreren tausend Kol-
leginnen und Kollegen an einem 
Tag gestreikt und auch tatsäch-
lich damals erreicht haben, dass 
es eine, wenn auch geringfügige 
Verkürzung der Arbeitszeit gab, 
wovon man heute nur noch den 
freien Tag zwischen den Schul-
halbjahren erkennen kann.

hlz: Wo Licht ist, ist auch 
Schatten, was war denn die Nie-
derlage?

Andreas: Die Niederlage, 
wenn ich das jetzt nicht persön-
lich betrachte, ist die gewerk-
schaftliche Arbeit im gesamten 
Bereich der Weiterbildung und 
der privaten Bildungseinrich-
tungen. Da haben wir am An-
fang meiner Zeit hier, also 1985, 
ziemlich viel Arbeit investiert. 
Ich habe gerade in der alten hlz 
gesehen, dass mein erster Artikel 
zu einem Streik an der Ham-
burger Fremdsprachenschule 

war. Es ist uns nicht gelungen 
in diesem Arbeitsmarkt so or-
ganisiert aufzutreten, dass man 
dort wirklich was für die Kolle-
gInnen hätte erreichen können. 
Und inzwischen muss man auf-
grund der Sparpolitik feststel-
len, dass in weiten Teilen dieser 
Arbeitsmarkt tot ist, dass es also 
die Einrichtungen nicht mehr 
gibt,, dass sie aufgelöst wurden 
und die KollegInnen dann nicht 
weiterbeschäftigt werden konn-
ten. Das, finde ich, ist für unsere 
Arbeit hier, für meine Arbeit der 
negativste Punkt, den ich erken-
nen kann.

hlz: Im Rahmen der indivi-
duellen Beratung wirst du von 
mancher/m KollegIn als, sagen 
wir mal, ruppig wahrgenommen. 
Was entgegnest du darauf?

Andreas: Ich will gar nicht 
bestreiten, dass ich als ruppig 
wahrgenommen werde und ich 
will auch nicht bestreiten, dass 

ich ab und zu möglicherweise 
mal ruppig gewesen bin, aber 
bei ganz viele Punkten, bei de-
nen mir das vorgeworfen wird, 
geht es darum, dass es auch in 
Deutschland und nicht nur im al-
ten Griechenland üblich ist, den 
Überbringer schlechter Nach-
richten für dieselben zu ver-
prügeln, weil es eben halt viele 
Punkte gibt, wo KollegInnen 
sich ungerecht behandelt füh-
len und man ihnen leider sagen 

muss: rechtlich gesehen kann 
man da gar nichts machen.

Und das ist eine Wahrneh-
mung, die über die gesamte Ar-
beitszeit, aber insbesondere doch 
erst in der zweiten Hälfte mei-
ner Tätigkeit sichtbar geworden 
ist, weil das die Zeit war, in der 
ich dann auch den Rechtsschutz 
übernommen habe. Das war am 
Anfang ja nicht meine Aufgabe, 
am Anfang war ich für Tarif- und 
Angestelltenpolitik zuständig 
und für Personalrats- und Be-
triebsratsbetreuung. Nachdem 
der Kollege Amme bei der GEW 
ausgeschieden ist, da habe ich 
auch den Rechtsschutz und die 
Rechtsberatung übernommen 
und hatte dann natürlich genau 
mit diesen Problemen zu kämp-
fen. Interessanterweise wurde 
das über den Kollegen Amme 
auch so gesagt und wenn man 
sich im bundesweiten Rechts-
schutz der GEW umhört, dann 
haben alle Leute, die im Rechts-
schutz arbeiten, den Vorwurf 
auszuhalten, sie seien abwei-
send, ruppig oder würden sich 
nicht für die KollegInnen einset-
zen.

De facto glaube ich aber, dass 
wir in Hamburg und bundesweit 
und auch ich persönlich relativ 
viel erreicht habe durch die Art, 
mit den Behörden zu kommuni-
zieren, also viele Angelegenhei-
ten auf kurzem Dienstwege zu 
lösen, was in Hamburg natürlich 
zugegebenermaßen auch deut-
lich einfacher ist als in einem 
Flächenland wie Schleswig-Hol-
stein oder Niedersachsen.

hlz: Trotzdem, in der GEW 
habe ich auch schon mal den 
Satz gehört, eher ginge ein Ka-
mel durch ein Nadelöhr, als dass 

ABLÖSUNG

Über die Schlagzeile hinaus
Andreas Hamm zu seiner Arbeit und was er uns mit seinem Ausscheiden aus 
dem aktiven Dienst  mit auf den Weg gibt

Ich will nicht bestreiten, 
dass ich ab und zu 

möglicherweise mal 
ruppig gewesen bin
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die GEW Rechtsschutz gewähren 
würde. Dies spiegelt sich auch in 
den Zahlen wider: Der hambur-
gische Landesverband zählt zu 
denen, die regelmäßig die nied-
rigsten Prozesskosten haben. Ist 
das nun gut oder schlecht?

Andreas: Das würde ja be-
deuten, dass man Rechtsschutz 
auf Prozesskosten zu reduziert. 
Das halte ich für falsch, weil der 
Rechtsschutz ja aus mehreren 
Teilen besteht. Er besteht daraus, 
im Zweifel auch ein Gerichts-
verfahren zu führen. Da muss 
ich sagen, die, die wir geführt 
haben, haben wir in der Regel 
auch gewonnen. Das bedeutet 
aber, dass wir die, bei denen wir 
eingeschätzt haben, dass es nicht 
erfolgreich ist, auch nicht ge-
führt haben und versucht haben, 
andere Lösungen zu finden.

Es gibt keinen Grund darauf 
stolz zu sein, dass man – ich 

glaube, wir sind an drittletzter 
Stelle der Rechtsschutzkosten 
pro Mitglied oder viertletzter – 
so niedrige Rechtsschutzkosten 
hat, sondern es kommt auch dar-
auf an zu gucken, was man kon-
kret erreicht.

Eigentlich bin ich ganz zu-
versichtlich. Ich will das mal 
an zwei Beispielen versuchen 
ganz kurz zu erläutern. Wir ha-
ben häufig das Problem bei Ar-
beitnehmern – insbesondere bei 
ErzieherInnen und Sozialpäda-
gogInnen – in den Schulen, dass 
die berufsfremd anfangen und 
dass dann die Bezahlung nied-
riger ist als bei voll ausgebilde-
ten. Wir haben jetzt aufgrund 
vielfacher Diskussionen mit 
der Schulbehörde eine nirgend-
wo aufgeschriebene, aber doch 
wahrscheinlich wirksame Ver-
einbarung getroffen, nach wel-
chen Kriterien die KollegInnen 

mit Ablauf welcher Zeit höher 
gruppiert werden können. Das 
kann man im Gericht nicht er-
reichen, jedenfalls nicht für alle, 
sondern höchstens im Einzelfall 
und da auch eher selten.

Wir haben zweitens in einem 
anderen Fall einen Rechtsschutz 
verwehrt, weil wir der Auffas-
sung waren, dass das Ergebnis 
dieses Verfahrens zwar sein wür-
de, dass die Kollegin den Pro-
zess gewinnt, aber dass dieser 
Sieg vor Gericht eine Niederlage 
für die GEW darstellen würde 
und das war das Thema „gleiche 
Unterrichtstundenverpflichtung“ 
an einer Gesamtschule , wo vor 
dieser Gerichtsentscheidung 
GymnasiallehrerInnen weniger 
unterrichten mussten als Volks- 
und RealschullehrerInnen, was 
völlig ungerecht ist. Das hat 
das Gericht auch so gesehen, 
aber was dann dazu geführt hat, 

Kooperation – „auch damit sichert sich die GEW ihren Einfluss”. Andreas Hamm (rechts) mit Senatsdirektor 
Rosenboom auf der PR-Konferenz anlässlich der Bekanntgabe von Entlastungen im September d. J.
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dass die Unterrichtsverpflich-
tung der Gymnasiallehrer an 
Gesamtschulen angehoben, die 
der Volks- und Realschullehrer 
aber eben nicht entsprechend 
abgesenkt worden ist. Das konn-
te man erwarten, weil die Ver-
sorgungslage an den Schulen 
schlecht war. Andrerseits gab es 
vorher eine gleichlautende Ent-
scheidung bei Berufsschulen, 
wo die Versorgungslage total gut 
war und alle Lehrkräfte auf die 
damals geltenden 24 Stunden ab-
gesenkt worden sind.

Das heißt, man muss im 
Rechtsschutz auch ein bisschen 
darauf achten, welche Wirkun-
gen ein individuelles Verfahren 
auf die Gesamtheit der GEW-
Politik hat. Ich war ja für beide 
Bereiche zuständig, also sowohl 
für Angestellten- und Beamten-
politik wie für den Rechtsschutz 
und habe dies, glaube ich, zu 
einem Grundkriterium gemacht. 
Ich will aber nicht bestreiten, 
dass man vielleicht großzügiger 
Rechtsschutz hätte vergeben 
können, weil es ja nicht unser 
Problem ist, ob die KollegIn-
nen die Prozesse gewinnen oder 
nicht. Aber unterm Strich, glau-
be ich, haben wir doch relativ 
viel rausgeholt.

hlz: Was hast du in Rückschau 
auf deine Arbeit als besondere 
Herausforderung angesehen?

Andreas: Die besondere Her-
ausforderung war tatsächlich die 
Diskussion um die Einführung 
der schulischen Personalräte, 
nicht, weil das eine politische 
Diskussion ist. Die haben wir ja 
geführt und die Gesetzesände-
rung politisch bekämpft. Dann 
standen wir vor der Entschei-
dung, etwas zu tun ist. Reflexar-
tig kam die Diskussion auf: Wir 
haben uns politisch nicht durch-
gesetzt, jetzt müssen wir vor die 
Gerichte ziehen. Das haben wir 
bei der Lehrerarbeitszeit auch 
lange rauf und runter diskutiert.

In diesem konkreten Fall der 
Schulpersonalräte habe ich dem 
Vorstand gegenüber schriftlich, 
– das habe ich ganz selten ge-
macht – gesagt: KollegInnen, 
wir müssen uns darum küm-
mern, in diese Schulpersonalräte 
reinzukommen und die Arbeit 
zu betreuen. Dann haben wir die 
Chance, das von der Behörde als 
Personalvertretungsabbaugesetz 
geplante Gesetz in ein Personal-
vertretungsausbaugesetz umzu-
wandeln. Wir haben dann näm-
lich vor Ort KollegInnen, die wir 
a) gut informieren können, die 
wir b) betreuen können und die 
auch die Position der GEW wie-
der verbreiten.

Ich glaube, wir haben inzwi-
schen erreicht, dass an den Ham-
burger Schulen Personalrat mit 
GEW oder GEW mit Personalrat 
vielleicht nicht gleichgesetzt, 
aber doch zumindest in einem 
Zusammenhang gesehen wird. 
Das, finde ich, ist wirklich ein 
Erfolg, den ich natürlich nicht 
alleine erreicht habe, sondern da 
gab es schon ein paar KollegIn-
nen, die da engagiert mitgearbei-
tet haben.

hlz: Du hast über die Bundes-
ebene viele Vertreter der GEW 
auch aus anderen Landesver-
bänden kennengelernt, bist in 
so manchem Landesverband als 

Referent aufgetreten, nicht zu-
letzt, weil sie dich als profunden 
Kenner der Materie und als gu-
ten Redner schätzten. Kannst du 
Unterschiede zum Hamburger 
Landesverband ausmachen?

Andreas: Es gibt einen ganz 
grundsätzlichen Unterschied 
immer zwischen Stadtstaaten 
und Flächenländern. Also, in 
den Flächenländern funktioniert 
GEW-Arbeit ganz anders. Ich 
habe das in Nordrhein-Westfalen 
erlebt, wo ich vier Jahre Ge-
schäftsführer beim Stadtverband 
Münster war. Da kann natürlich 
Sachkompetenz und politische 
Kompetenz vor Ort nicht in dem 
Maße vertreten sein wie in einem 
Stadtstaat. Insofern gibt es schon 
mal diesen Unterschied, dass es 
keine Kreis- oder untere Ebene 
gibt, in der man GEW-Arbeit 
jetzt organisieren muss. Das pas-
siert alles auf der Landesebene.

Politisch-inhaltlich habe ich 
den Eindruck, dass es keine 
wirklich großen Unterschie-
de in der GEW gibt. Da wurde 
immer gesagt: Hamburg: linker 
Landesverband und Bayern: lin-
ker Landesverband und Baden-
Württemberg: konservativer 
Landesverband. Das, finde ich, 
kann man gewerkschaftlich ei-
gentlich so nicht betrachten, weil 
die interessante Frage eigentlich 
immer ist: was macht ein Lan-
desverband für seine Mitglieder 
in seinem Bundesland. Ich glau-
be, dass das tendenziell überall 
gut läuft und dass man das meist 
an der Entwicklung der Mitglie-
derzahlen sehen kann, ob die Po-
litik ankommt. Das ist zwar alles 
ein bisschen vermittelt, aber un-
term Strich merken die Beschäf-
tigten, ob das eine Organisation 
ist, die was für einen tun kann 
und dann gehen die da auch rein.

hlz: Du gehst jetzt in den 
vorgezogenen Ruhestand, ver-
abschiedest du dich damit auch 
innerlich von der GEW?

Andreas: Nein, das kann ich 

Andreas wie wir ihn kennen: 
Pointiert, nicht ohne Witz und 
mit einem Quäntchen Ironie, 
das manchem wie ein Quantum 
erscheint
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nicht sagen, dass 
ich mich innerlich 
verabschiede. Ich 
scheide nicht im 
Zorn, ich scheide 
aus, weil ich den-
ke, dass es für mein 
Leben ganz gut ist, 
wenn ich so ein 
bisschen gleitend in 
die völlige Renten-
zeit überwechsle, 
so Gott will. Man 
weiß ja nicht, was 
mit einem so alles 
passiert.

Ich scheide nicht im Zorn, bin 
ganz gerne in der GEW gewesen, 
berate auch meine Nachfolgerin-
nen weiter und bin ja auf dem 
letzten Gewerkschaftstag auch 
zum ehrenamtlichen Leiter der 
Landesrechtsschutzstelle ge-
wählt worden. Das heißt also, ich 
bleibe dem Thema auch erhalten. 
Ich werde weiter die Fortbildung 
für die schulischen Personalräte 
mitmachen. Wir sind ja sechs/
sieben Leute, die diese Fortbil-
dungen durchführen und, wie 
ich finde, auch sehr erfolgreich. 
Wir hatten gerade heute wieder 
eine, in der wir die Einführung 
ins Personalvertretungsrecht ge-
macht haben. Ich glaube, das ist 
ganz wichtig und das macht auch 
Spaß. Da hat man Leute, die 
kommen von der Schule, haben 
viele Fragen, haben viele Proble-
me, aber auch den Willen, etwas 
zu ändern und sich zu engagie-
ren, und deswegen mache ich 
das gerne. Aber ansonsten wird 
es hoffentlich auch noch ein paar 
Themen und Aufgaben geben, 
die außerhalb der GEW-Nähe 
sind. Von daher bleibt da sicher-
lich auch noch ein bisschen Zeit 
für andere Dinge.

hlz: Wir wissen alle, die GEW 
befindet sich im Umbruch, sei es 
demografisch, sei es, weil der ge-
werkschaftliche Geist sich ver-
ändert hat. Welchen Ratschlag 
gibst du der GEW mit auf den 
Weg? 

Andreas: Die Frage, ob sich 
der gewerkschaftliche Geist ver-
ändert hat, wäre vielleicht noch 
mal ein Thema einer intensiven 
Untersuchung. Vielleicht gibt es 
ja jemanden, der mal darüber 
seine Doktorarbeit schreiben 
will, denn ich glaube, dass das 
nur zum Teil richtig ist. Gewerk-
schaften haben immer zwei Sei-
ten gehabt: gestalten, politisch 
gestalten, gesellschaftlich ge-
stalten auf der einen Seite und 
auf der anderen Seite Mitglieder-
interessen der einfachen Art zu 
vertreten.

Was vielleicht ein bisschen 
anders geworden ist, ist, dass 
das Gewicht zwischen der indi-
viduellen Interessensvertretung 
und der gesellschaftlichen Ge-
staltung sich verschoben hat. 
Aber ich glaube gar nicht, dass 
sich das so großartig verändert 
hat – jedenfalls wenn man sich 
den Landesverband Hamburg 
anguckt. Dann, finde ich, ist der 
Landesverband sehr politisch, 
tritt sehr politisch auf und wird 
in der Stadt auch als solcher 
wahrgenommen und wird auch 
ernst genommen. Vielleicht wur-
de er früher, als der Eindruck 
war, er würde nur politisch auf-
treten, weniger ernst genommen 
als heute. Insofern habe ich ei-
gentlich gar keinen Ratschlag für 
die GEW. Man sollte natürlich 
niemals sagen: Bleib so, wie du 
bist. Das ist immer schlecht,man 
muss sich verändern, man muss 
die gesellschaftlichen Entwick-
lungen berücksichtigen. Aber ich 

glaube, dass die GEW in Ham-
burg, so wie sie aufgestellt ist, 
auf einem ganz guten Weg ist.

Ich habe tatsächlich die Bitte 
oder fordere euch auf: Kümmert 
euch darum, dass die Struktur 
und die Arbeit der Personalräte 
an Schulen erhalten, ausgebaut 
und gefördert wird. Damit si-
chert sich die GEW ihren Ein-
fluss im Bereich der Schule. 
Das heißt, da wird sie dann auch 
ernst genommen, wenn sie in po-
litischen Fragen tätig wird. Wir 
haben das gerade aktuell erlebt: 
Wir wollen Entlastungen und 
haben welche gekriegt. Die fin-
den wir nicht nur toll, weil nicht 
ausreichend, aber immerhin hat 
sich etwas bewegt. Das beruht 
darauf, dass nicht nur die GEW 
eine Schlagzeile produziert hat, 
sondern dass es auch vor Ort 
jede Menge KollegInnen gab, 
die dieses Thema aufgenommen 
haben. Das Gleiche gilt auch für 
die Novellierung des Personal-
vertretungsgesetzes. Auch da 
wird auf die GEW gehört. Viel-
leicht könnte die GEW innerhalb 
des DGB und gegenüber Ver.di 
etwas offensiver auftreten, aber 
nicht übermütig.

hlz: Ich nehm das mal als dein 
Credo: Fahrt aufnehmen – in die 
gleiche Richtung. Wir danken dir 
für das Gespräch und wünschen 
dir einen gelungenen Einstieg in 
den neuen Lebensabschnitt.

Das Interview führte
Joachim Geffers

Starredner Hamm: klar vorn in der Hitliste des früheren HLZ-Kolumnisten Fidel Chanel
aus: hlz 10/1994  

 

                                                                  aus: hlz 10/1994 

Starredner Hamm: klar vorn in der Hitliste des früheren HLZ-Kolumnisten Fidel 
Chanel                                                                                               
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Selbstbehauptung und
Selbstverteidigung
Jenseits von „Patentrezepten“ 
geht es darum, mit viel Spaß 
die persönlichen Handlungs-
möglichkeiten zu erweitern und 
die individuellen Fähigkeiten 
zur Abwehr von verbalen und 
tätlichen Übergriffen zu stärken. 
Ein Seminar für Lehrerinnen.
Samstag, 23.02.13, 12-18 Uhr
Hamburg, Curiohaus,
Rothenbaumchaussee 15
Kostenanteil: 10 € incl. Verpfl. 
(Nicht-Mitglieder 40 €)

Seminar für Vertrauensleute
In diesem Seminar beschäf-
tigen wir uns mit Aufgaben 
und Handlungsfeldern, aber 
auch aktuellen Problemen der 
Vertrauensleutearbeit: Welche 
Handlungs- und Aktionsmög-
lichkeiten gibt es für die Arbeit 
an meiner Schule? Wie kann 
mich die GEW besser unterstüt-
zen? Wie können wir uns besser 
vernetzen?
Freitag, 22.03.13, 15 Uhr bis 
Samstag, 23.03.13, 15 Uhr. 
Hamburg, Curiohaus,
Rothenbaumchaussee 15

kostenlos für GEW-Mitglieder
(incl. Verpflegung)
Do., 11.04.13, 10-17 Uhr
Sa. 11.04.13, 10-17 Uhr
Hamburg, Curiohaus,
Rothenbaumchaussee 15
kostenlos für GEW-Mitglieder ( 
incl. Verpflegung)

50 Plus – Schaffe ich die Ar-
beit oder schafft sie mich?
Schulentwicklung, Arbeits-
zeitverlängerung und Arbeits-
verdichtungen sind einige der 
Probleme, die insbesondere 
älteren Kolleg_innen in Schulen 
und Kitas zu schaffen machen. 
Dieses Seminar bietet konkrete 
Hilfen, kollektive Gestaltungs-
möglichkeiten
zu entwickeln, die Belastungen 
des Arbeitsalltags abzubauen 
und Kraft zu tanken
für den weiteren Berufsweg.
Mittwoch, 17.04.13, 11 Uhr bis 
Freitag, 19.04.13, 14 Uhr
Brodten bei Travemünde, 
Theodor-Schwartz-Haus
Kostenanteil: 60 € incl. Unter-
kunft / Verpfleg. (ermäßigt 30 €)

Wertschätzende
Kommunikation
In praktischen Beispielen lernen 
wir im Seminar effektive Kom-
munikationswerkzeuge kennen, 
um Konflikte zu lösen und eine 
essentielle Basis zu schaffen, 
um in unserem Lehrer_innen-
team in der Schule, in der Ge-
werkschaft sowie im Privaten
gemeinsame Ziele zu erreichen.
Samstag, 20.04.13, 10-17 Uhr
Hamburg, Curiohaus,
Rothenbaumchaussee 15
Kostenanteil: 10 € incl. Verpfl. 
(Nicht-Mitglieder 40 €)

Informationen zu inhaltlichen 
Fragen und weiteren Angeboten:
Frank Hasenbein
Referent für gewerkschaftliche 
Bildungsarbeit
Tel. 040 / 41463319, E-Mail: 
hasenbein@gew-hamburg.de
Fax 040 / 440877
E-Mail: gba@gew-hamburg.de

gb@-Seminare Febr./April 2013

Hau rein
Weitere Infos und Seminarangebote unter 
www.gew-hamburg.de/seminarprogramm.html 

Anmeldung 
unter Angabe von Name, 
Adresse, Telefon, Email, 
ggf. Ermäßigungsanspruch 
bei:
Annette Meents
GEW Hamburg
Rothenbaumchaussee 15,
20148 Hamburg
Tel. 040 / 41463322
Fax 040 / 440877
meents@gew-hamburg.de

In Griechenland hat die drasti-
sche Sparpolitik im Gefolge der 
Schuldenkrise zu einer Verar- 
mung großer Teile der Bevölke- 
rung geführt. Finanzielle Mittel 
für die folgenden Hilfen werden 

dringend benötigt: Imp- fungen, 
Behandlungskosten, Laborunter-
suchungen und Lebensmittel.

Spenden können unter dem 
Stich- wort „Griechenlandhilfe“ 
auf das folgende Spendenkonto 

eingezahlt werden:
„Ärzte der Welt“ Deutsche 

Kreditbank, Konto Nr. 1004 333 
660, Bankleitzahl: 120 300 00

Spenden für medizinische 
Versorgung in Griechenland
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Wir, die protestierenden Ge-
flüchteten, sind hier am Bran-
denburger Tor, weil unsere 
Menschenrechte durch die be-
stehende Asylpolitik missach-
tet werden.

[...] haben sich Menschen 
aus verschiedenen Ländern zu-
sammengeschlossen, um gegen 
die ungerechten und unmensch-
lichen Bedingungen und Rege-
lungen zu protestieren, die in 
den langwierigen und zum Teil 
langjährigen Asylverfahren vor-
herrschen und von denen sie 
unmittebar betroffen sind. Die 
Geflüchteten möchten damit ge-
genüber der deutschen Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen, dass 
sie sich stets für Freiheit, Gleich-
heit und Gerechtigkeit eingesetzt 
haben. Sie verstehen sich dabei 
als Teil eines Kampfes, der sich 
in den vergangenen Monaten zu 
einer wirkungsvollen politischen 
Bewegung entwickelt hat und so 
einen großen Teil in der Bevöl-

kerung und auch die Spitzen der 
Politik erreichen konnte.

Nach über einem halben Jahr 
der Proteste in den Straßen von 
sieben Städten haben sich die 
Geflüchteten zusammenge-
schlossen, um sich mit einem 
Fußmarsch und einer Busroute 
von Würzburg aus auf den Weg 
nach Berlin zu begeben und dort 
in direkter Nähe zur Politik ih-
ren Forderungen Nachdruck zu 
verleihen. Hier in Berlin haben 
wir zwei Protestcamps errich-
tet – eines am Oranienplatz und 
eines am Pariser Platz vor dem 
Brandenburger Tor.

Unsere zentralsten Forde-
rungen sind:
1) �Die Anerkennung aller Asyl-

suchenden als politische Ge-
flüchtete

2) �Den Stopp aller Abschie-
bungen

3) �Die Abschaffung der Re-
sidenzpflicht, welche den 
Asylsuchenden verbietet, 

ihren von den Behörden aus-
gesuchten Aufenthaltsort zu 
verlassen

4) �Die Abschaffung der Lager-
pflicht, welche den Asylsu-
chenden verbietet, ihren Auf-
enthaltsort selbst auszuwählen

Es gibt zahlreiche weitere Re-
gelungen, die dazu beitragen, das 
Leben im Asylverfahrensprozess 
unmenschlich und ungerecht zu 
gestalten.

Wir sind Menschen, und da 
wir unser Menschsein nicht 
ändern können, wollen wir 
die unmenschlichen Zustände 
ändern. Wir werden unseren 
Kampf nicht beenden, bevor 
die unmenschlichen Gesetze 
gekippt sind!

Für weitere Informationen:
Internet: www.refugeetentac-

tion.net
Facebook: www.facebook.

com/Refugeemarch

Warum wir protestieren
Presseerklärung der protestierenden Flüchtlinge am Brandenburger Tor 
(Auszüge)

Spendenkampagne für den Protest der Flüchtlinge
Um dieses Vorhaben zu verwirklichen, sind wir auf Ihre Solidarität und Ihre finanzielle Unterstüt-
zung angewiesen. Bitte spenden Sie! Jeder Betrag ist willkommen, ob 10, 20, 50 Euro oder noch 
mehr.
Bitte helfen Sie uns, diesen Spendenaufruf zu verbreiten! Sprechen Sie Freunde, Familie und Nach-
barn auf unseren Marsch an. Gerne auch via Facebook, Twitter und anderen Netzwerke.
Ihre Spende ist steuerlich absetzbar! Sie erhalten auf Wunsch eine Spendenquittung.  Bei Spenden 
bis 200 Euro reicht der Kontoauszug als Nachweis.

Bankverbindung: Förderverein Karawane e.V., GLS Gemeinschaftsbank eG 
Stichwort: Protestmarsch Berlin, Kontonummer: 4030780800, Bankleitzahl: 43060967
IBAN: DE28430609674030780800, BIC: GENODEM1GLS
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hlz: Marily, im vergangenen 
Jahr bist du mit einer Gruppe 
aus Hamburg im Sommer nach 
Serbien und Mazedonien ge-
fahren. Was war das Ziel eurer 
Reise?

M: Wir sind mit zwei Grup-
pen losgefahren, eine Gruppe 
aus Frankreich und eine aus 
Deutschland, um Angehörige 
verschiedener Familien, die in 
Hamburg waren und die von 
Abschiebung bedroht waren, 
zu besuchen. Mit ihnen hatten 
wir Petitionen geschrieben, um 
für sie ein Bleiberecht zu be-
kommen. Die Idee war, vor Ort 
zu dokumentieren, wohin die 
Familien abgeschoben werden 
sollten, weil wir gemerkt haben, 
dass die, die die Entscheidungen 
treffen, also MitarbeiterInnen 
der Ausländerbehörde, aber auch 
die Politikerinnen und Politiker, 
nie einen Besuch an dem Ort ge-
macht haben, wohin sie die Leu-
te abschieben und wir dachten: 
wenn die nicht hin gehen, dann 
gehen wir hin und bringen Bilder 
und Videos und Material mit, da-
mit sie nicht sagen können, dass 
sie nichts gewusst haben.

Und wir haben eine Broschü-
re „Abgeschobene verschwin-
den nicht“ (Jan. 2012) gemacht. 
Wir haben viele Veranstaltungen 
über die Reise gemacht.

hlz: In der Gesamtschule St. 
Pauli zum Beispiel.

M: Wir haben mit einer oder 
zwei Familien, die schon „frei-
willig“ abgereist waren – in 
Wahrheit schon eine Abschie-
bung, die aber nicht in Statisti-
ken vorkommt –, ein öffentliches 
Skypen gemacht, was total rüh-
rend war.

Für die Familien war es super 
wichtig. Die Familien, die da-
mals noch in Hamburg waren, 
waren glücklich, dass Leute In-
teresse hatten, dort hin zu fahren 
und sich alles anzugucken, weil 
sie immer das Gefühl haben, das 
keiner ihnen glaubt.

hlz: Ihr habt in der Schule 
auch eine Foto-Ausstellung ge-
macht und ich erinnere mich an 
ein kleines Mädchen, das vor ei-
nem Besucher stand und sagte : 
„Das ist genau der Ort, wo wir 
gewohnt haben.“

M: Das war Sajda. An die-
sem Ort sind wir angekommen 
nach ihrer Abschiebung nach 
Mazedonien in diesem Jahr. Da 
waren wir nur zu zweit.Wir ha-
ben sechs verschiedene Roma-
Siedlungen in Serbien und Ma-
zedonien besucht und haben alle 
unsere Freunde, mit denen wir 
mit der Roma-Unterstützungs-
gruppe Petitionen erstellt hatten, 
besucht.

hlz: Alle?

M: Ja. Alle waren abgescho-

ben oder gezwungen, freiwillig 
auszureisen. Diese Reise war 
sehr anders als die im letzten 
Jahr; letztes Jahr waren wir so 
frohen Mutes. Jetzt kamen wir 
an und es waren total rührende 
Begegnungen mit diesen Fami-
lien und ihren kleinen Kindern, 
die wir aus Hamburg kennen, 
wo wir mit denen viel über Ab-
schiedsschmerzen und Wegge-
hen-müssen geredet haben.

hlz: Haben die Kinder mit 
euch deutsch geredet?

M: Die meisten. Wir haben 
den Kindern deutsche Kinderbü-
cher und CDs mit Deutschunter-
richt mitgebracht, damit sie wei-
terlernen können. Der Einzige, 
der sein Deutsch absolut verges-
sen hatte, war Dalibor, der kleine 
Memetovic, bei dessen Abschie-
bung wir frühmorgens waren.

Dieser süße kleine Junge hat 
Deutsch verdrängt, wahrschein-
lich nicht nur die Sprache, son-
dern die Zeit in Deutschland. Er 
erkannte uns wieder, aber konnte 
mit uns nicht reden. Er machte 
große Augen, hat dann seiner 
Schwester gesagt, was sie uns 
sagen soll und ist dann in ein 
Kinderbuch, das wir mitgebracht 
hatten, total versunken.

hlz: Ein Kinderbuch auf 
Deutsch?

M: Ja. Er hat in seiner Spra-

Vom Bleibenwollen 
und Gehenmüssen

Zurück in Serbien, Mazedonien 
oder Hamburg
Die Fotojournalistin Marily Stroux besuchte auf zwei Reisen Romafamilien
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che gesagt, dass er sich an seine 
Schule, seine Freunde erinnert 
und sie grüßen will.

hlz: Haben denn Hamburger 
MitschülerInnen oder LehrerIn-
nen der Kinder Kontakt zu den 
Familien oder den Kindern auf-
genommen?

M: Nein. Aber ich glaube, 
dass es für die LehrerInnen und 
die Schulklassen schwer ist, den 
Kontakt aufzunehmen, weil sie 
nicht wissen, wo sie genau leben. 
Deswegen ist mir wichtig, in den  
Schulklassen der Kinder, die wir 
besucht haben, über diese Reise 
zu erzählen, ihnen kleine Videos 
mit Grüßen an sie zu zeigen. Das 
haben wir den Kindern verspro-
chen, weil die Schulzeit in Ham-
burg für sie eine ganz wichtige 
Zeit war. Ich glaube, wenn der 
Kontakt aufrecht erhalten würde, 
wäre das eine große Hilfe für die 
Kinder.

hlz: In der neuen Broschüre 
„Feen“ vom November 2012 
schreibst du, dass es für die Kin-
der schon der zweite Abschied 
war. Gehen die Kinder zur Schu-
le und wie ist das, wenn sie ihre 
Freunde wiedersehen? Wie sind 
sie aufgenommen worden?

M: Sehr unterschiedlich. Zum 
Beispiel die erste Familie, die wir 
in Belgrad besucht haben: das 
eine Kind geht in den Kindergar-
ten und das andere ist ein Baby. 
Tomo ging auch in Hamburg in 
den Kindergarten. Er ist gerade 
so alt – fünf – wie sein Vater war, 
als er mit seiner Familie nach 
Hamburg gekommen ist. Mit 19 
wurde er abgeschoben nach Ser-
bien und als er geheiratet hat, ist 
er wieder nach Hamburg gekom-
men, weil er für seine Kinder so 
eine Kindheit wollte, wie er sie 
gehabt hat. Nur sitzt Tomo jetzt 
mit fünf in Belgrad.

Die Eltern haben von Tomo 
erzählt, das er am Anfang in Ser-
bien die ganze Zeit gefragt hat, 
ob es Freitag ist. Und sie: „Wie-

so, was ist denn Freitag?“ Dar-
auf Tomo: „Ja, weil da Spieltiger 
kommt.“ Dann haben sie ihm er-
klärt: „Hier gibt es keinen Spiel-
tiger mehr“. Die Familie lebt 
in einer Siedlung, wo nicht nur 
Roma leben, aber wo total viel 
Rassismus gegen Roma ist. Der 
Vater erzählte, dass es viele Leu-
te gibt, die ihn nicht angucken, 
die ihn nicht ansprechen, weil 
er Roma ist. Sie wohnen nicht in 
einem Roma-Viertel, sondern in 
einem gemischten serbischen.

hlz: Und die Schulkinder, die 
hier in die Schule gingen?

M: Zum Beispiel die Kinder 
aus der Broschüre mit den Feen 
sind sehr gern zur Schule gegan-
gen und haben sehr schnell sehr 
gutes Deutsch gelernt. Als wir in 
Serbien ankamen, riefen wir sie 
an und fragten, wann sie von der 
Schule zurückkommen. Sie ha-
ben gesagt: „Wir sind den gan-
zen Tag zu Hause. Komm mal 
her, wir erzählen dir das.“

Es gibt eine Roma-Schule 
in der Siedlung in Nic’, wo sie 
leben. Die Mutter ist mit den 
Kindern hingegangen, um sie in 
der Schule anzumelden und der 
Schulleiter soll ihr gesagt haben: 
ihr ward in Deutschland, jetzt 
können die Kinder hier nicht 
mehr zur Schule kommen. Und 
als sie insistiert hat, sagte er: 
„Sie müssen die Papiere, dass 
die Kinder in Deutschland zur 
Schule gegangen sind, überset-
zen.“

Die Mutter hat die Papiere 
übersetzt, ist wieder zu der Schu-
le gegangen und hörte dann: 
„Geht trotzdem nicht, da ist kein 
Platz für die Kinder.“ Sie sollten 
versuchen, in eine andere Schule 
zu kommen. Sie hat es versucht, 
aber natürlich wollte sie gerne, 
dass sie in die Schule im Viertel 
mit den anderen Kindern gehen. 
In der anderen Schule haben sie 
sie auch weggeschickt und ge-
sagt, sie sollte zurückgehen in 
die Schule in ihrem Viertel.

hlz: Aber es gibt doch Schul-
pflicht in Serbien?

M: Wahrscheinlich gibt es 
Schulpflicht. Vor ein paar Ta-
gen rief mich die älteste von den 
Kindern an und fragte, ob ich ihr 
nicht helfen kann: „Wir gehen 
noch immer nicht zur Schule“. 
Das sind Kinder, die lernen wol-
len und durstig sind. Sie fragte, 
ob ich ihnen nicht helfen und sie 
zurück nach Hamburg bringen 
kann, damit sie hier weiter zur 
Schule gehen. In Deutsch alles, 
natürlich.

hlz: Hier kümmert sich nie-
mand darum, auch niemand von 
der Schulbehörde, wie es mit den 
Kinder weitergeht. Die Schulen 
könnten Zeugnisse übersetzen 
und sich kümmern, was in den 
Ländern, in die die SchülerInnen 
abgeschoben werden, passiert.

M: Ich glaube, dass es auch 
unsere Aufgabe ist, dies den 
Schulen und LehrerInnen klar zu 
machen. Vielleicht kriegen viele 
gar nicht mit, dass die Kinder 
weg sind, dass sie abgeschoben 
wurden oder gezwungen wur-
den, freiwillig auszureisen und 
dass sie endgültig weg sind. 
Wenn sie das mitkriegen, ist es 
Wochen später und dann können 
sie den Kontakt nicht herstellen.

hlz: Aber meistens bekommen 
sie das mit.

Tomo mit seiner Kindergarten- 
Erinnerung
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M: Ich weiß nicht. Ich habe 
einen Schulleiter gesprochen, 
der meinte: „Oft bleiben die Kin-
der einfach weg und wir wissen 
nicht, wo die bleiben.“ Über 
diese freiwilligen Ausreisen gibt 
es keine Statistiken und wie wir 
wissen, werden mehr und mehr 
Leute unter Druck gesetzt, frei-
willig auszureisen. Ich glaube, 
dass eine solche Statistik geführt 
werden muss. Die Schulen wä-
ren die ersten, die das machen 
könnten, sie könnten einmal im 
Jahr alle Kinder, die nicht mehr 
da sind, aufschreiben.

hlz: Das wäre eine Forderung, 
die auch die GEW stellen könnte. 

M: Für die Schulen wäre es 
wichtig, den Kontakt zu den 
Kindern aufrecht zu erhalten und 
sich immer noch verantwortlich 
zu fühlen, ein bisschen das mit-
zukriegen, was mit ihnen pas-
siert.

hlz: Wie wohnen die Famili-
en? Jetzt wird es ja Winter.

M: Um bei der Familie mit 
der Feengeschichte zu bleiben: 
Sie sagten schon, als sie noch in 
Hamburg waren, dass sie Angst 
haben zurückzugehen, weil ihr 

Haus, das aus einem Zimmer 
besteht, neben einem Baum steht 
und wenn schlechtes Wetter ist, 
der Baum sich bewegt und auf 
das Haus fallen könnte. Und tat-
sächlich ist irgendwann ein gro-
ßer Ast vom Baum abgefallen. 
Da sind sie nach nebenan zu der 
Oma gegangen, die ein Einein-
halb-Zimmer-Haus hat und da 
wohnen sie alle zusammen drin. 
Es ist große Armut, sehr große 
Armut.

hlz: Es gibt vom Schweizer 
Flüchtlingsrat eine Untersu-
chung, die darlegt, wie es den 
Roma jetzt in Serbien und Ma-
zedonien geht. Das ist gutes Un-
terrichtsmaterial. Da wird noch 
mal ganz genau mit Zahlen be-
legt, dass die Kinder nicht in die 
Schulen aufgenommen werden.

M: Die Kinder von Sajda und 
Sebbo in Mazedonien, die Unter-
stützung von zwei aus Deutsch-
land angereisten Begleitern 
hatten, die dafür sorgten, dass 
die Kinder in die Schule einge-
schrieben werden, gehen jetzt 
zur Schule. Aber sie sind in ganz 
niedrige Klassen gekommen, 
weil sie die Sprache nicht mehr 
konnten. Die sind total zurück-
gefallen.

hlz: Gibt es keine 
Extraklassen,in denen ihnen die 
entsprechende Sprache beige-
bracht wird?

M: Wahrscheinlich nicht. 
Zurückgekommen, werden die 
Familien in Serbien oder Maze-
donien kriminalisiert, weil sie 
abgeschoben wurden oder frei-
willig ausgereist sind. Sebbo, 
der in Begleitung einer Mitar-
beiterin der Ausländerbehörde, 
einer Ärztin und eines Polizisten 
abgeschoben wurde, sagte, dass 
er am Flughafen in Skopje von 
den Polizisten angemacht wurde: 
„Was bist du für ein Krimineller, 
dass die dich zu dritt begleiten 
aus Deutschland, um sicher zu 
sein, dass du weg gehst. Was hast 
du alles gemacht?“ Sie fingen an, 
ihn zu verhören. Dann hat sich 
die Ärztin der Ausländerbehör-
de eingemischt, weil sie wahr-
scheinlich Schiss kriegte, dass 
ihm jetzt doch etwas passiert, 
und sagte, er wäre krank. Das 
ist ziemlich erstaunlich, weil sie 
ihn als gesund begleitet hat. Sie 
sagte, sie sollten aufhören ihn zu 
verhören und ihm einen neuen 
Termin geben.

hlz: Das heißt, die Abgescho-
benen haben ein Stigma, wenn 
sie nach Hause kommen, das 
sich natürlich auf die Kinder 
überträgt.

M: Bei unseren Reisen ha-
ben wir Zeit, uns Gedanken zu 
machen. Ein Gedanke war, die 
Goethe-Institute, die es in jedem 
Land gibt, einzubeziehen, um 
den einheimischen Kindern und 
Jugendlichen die deutsche Spra-
che beizubringen. Das wäre eine 
schöne Aufgabe für die Institute: 
alle Kinder, die aus Deutsch-
land weggeschickt werden und 
die die Sprache und die Kultur 
schon kennen, nehmen sie auf 
und versuchen, dass die Kinder 
die Sprache nicht verlieren, son-
dern dass sie später etwas Posi-
tives damit machen können. Das 
wäre so eine unserer Ideen.

Suljic Kinder mit Familie
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hlz: Denkst du denn, dass es 
Hoffnung gibt für diese Kinder 
und ihre Familien, wieder nach 
Deutschland zu kommen?

M: Meine Meinung ist, dass 
das nicht die Lösung sein kann, 
weil es nicht sein kann, sein gan-
zes Leben in so einem Kreislauf 
zu verbringen. Die Eltern kamen 
schon hierher und wurden ab-
geschoben. Sie leben in einem 
Kreislauf, wie die eine Mutter 
mal erzählte: „Ich hatte mei-
nen Kindern versprochen, nach 
Deutschland zu kommen, damit 
sie einmal Weihnachten und die 
Lichter sehen.

Und dann waren wir in Horst 
und es war Weihnachten und es 
gab keine Lichter und die Kinder 
haben gesagt: Du hast gelogen, 
Deutschland ist nicht schön.“ 
Aber was wir denken, ist die eine 
Sache, was die Familien denken, 
die in der Situation sind, ist eine 
andere. Für sie gibt es nur den 
einen Gedanken: bloß weg hier, 
bloß irgendwohin gehen, wo es 
nur besser sein kann. Ich glaube, 
die Hoffnung ist stärker als das 
Wissen, dass es nicht geht. Die 
meisten Leute werden immer 
wieder versuchen zu kommen. 
Deswegen habe ich solche Ge-
danken wie die zum Goethe-
Institut. Nicht um sie da festzu-
halten, sondern um ihrer Zukunft 
irgendwie …

hlz: ...eine Perspektive zu ge-
ben und mit der Realität etwas 
anzufangen, weil das ja sehr 
schwierig ist.

M: Aber auf der anderen Seite 
denke ich, die Menschen sollten 
wissen, dass es ziemlich egal ist, 
was wir denken, die Hauptsache 
ist, was sie selber denken. Man 
kann sie nur informieren und ih-
nen die aktuelle Situation immer 
wieder erklären, damit sie ihre 
Entscheidungen auf dem Hinter-
grund von aktuellen Informatio-
nen treffen.

Obwohl es total schwer sein 
kann ihre Entscheidungen aus-

zuhalten. Zum Beispiel als jetzt 
Sajda, die vier Mädchen und der 
kleine Andrejas, das Baby, abge-
schoben werden sollten, haben 
wir versucht Sajda zu erklären, 
wie wichtig es für diese Mäd-
chen ist, hier zur Schule zu gehen 
– Dejvrijas ist zwölf – und da-
nach vielleicht zurück zu gehen. 
Die Mutter war aber so fertig 
und konnte sich nicht vorstellen, 
alleine mit fünf Kindern ohne ih-
ren Mann, der abgeschoben wor-
den war, hier zu sein, sie wollte 
nicht kämpfen, obwohl sie 24 ist. 
Da war ich richtig wütend. Ich 
bin noch immer wütend. Als wir 
in Mazedonien bei ihnen waren 
und die vier Mädchen uns ent-
gegen kamen, waren sie wütend 
und traurig. Sie waren am Tag 
davor angekommen, abgescho-
ben. Da habe ich zum ersten Mal 
richtig gespürt, wie so eine Ab-
schiebung, so ein Zurück-Gehen 
für die Kinder ist. Schevra hat 
zu Reimer gesagt: „Ich war die 
Einzige, die richtig geheult hat 
beim Weggehen.” Und Reimer: 
„Ja, klar, weil du die Größte bist 
und du weißt, was du vermissen 
wirst.“ Sie sagte: „Ja, ich habe 
mein ganzes Leben verloren 
jetzt.“ Sie war richtig so ein wü-
tendes Mädchen geworden.

hlz: Und für Mädchen ist es ja 
besonders schlimm.

M: Die wird geklaut.

hlz: Oder verheiratet. Das 
weiß sie natürlich auch.

M: Verheiratet und bekommt 
ein Kind in einem oder zwei Jah-
ren.

hlz: Und was denkst du, war-
um für die Mutter die Entschei-
dung so schwer war, hier zu blei-
ben ?

M: Es war nicht die Wahl: du 
bleibst hier oder du gehst, son-
dern es war die Entscheidung: 
du bleibst hier versteckt in ei-
nem Kirchenasyl und versuchst 

es auszuhalten, bis wir eventuell 
juristisch etwas erreicht haben. 
Und dafür hatte sie keine Kraft. 
Das kann man ihr nicht übel neh-
men.

hlz: Das ist für diejenigen, 
die die Familien unterstützen, 
schwer, dass sie so eine kleine 
Gruppe sind und es sehr wenige 
Leute gibt, die so eine Entschei-
dung einer Familie mittragen 
könnten.

Ich habe jetzt noch eine blöde 
Frage: Du bist schon lange als 
Mitglied von „Kein Mensch ist 
illegal“ und von anderen Grup-
pen aktiv in der Flüchtlingsar-
beit mit Fotos, Broschüren und 
Aktionen. Wie hältst du das aus, 
dich immer wieder mit dem Leid 
der Menschen zu konfrontieren?

M: Das finde ich gar keine 
blöde Frage, sondern eine sehr 
gute. Solche Gedanken habe ich 
nicht, aber es fragen mich im-
mer wieder Leute danach. Für 
mich hat es nichts mit Aushalten 
zu tun. Mir ist es wichtig, das, 
was ich sehe und schlecht fin-
de, aber auch gut finde, weiter 
zu erzählen und ich erzähle es 
halt mit Fotos und mit Texten – 
es gibt mir Kraft. Wenn Leute 
die letzte kleine Broschüre aus 
dem November lesen und sagen: 
„Oh, das ist richtig gut, was die-
se Kinder gesagt haben“, dann 
ist das für mich eine Freude, 
das zu machen. Deswegen habe 
ich die Broschüre auch mit den 
Kindern gemacht. Wenn ich mir 
das nur angucke, dann bin ich 
ohnmächtig. Meine Art, aus der 
Ohnmacht rauszukommen, ist 
zu handeln. Das Handeln macht 
dich stark und macht dich nicht 
fertig. Ich glaube, wenn wir alle 
handeln würden, dann würden 
wir …

hlz: Stärker.

M: Alle stärker.

hlz: Vielen Dank.
Das Interview führte Ursula Sapel 

Bleiberechtsausschuss
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SCHULE UNTERM HAKENKREUZ / NAZIBIOGRAPHIEN (18)

Die braunen Lehrer des 
schwarzen Schülers
(Teil 2: Friedrich Grimmelshäuser)

Hans Jürgen Massaquoi, 1926 als afrodeutscher Sohn in Hamburg geboren, 
hat 1999 seine Kindheits- und Jugenderinnerungen in der Autobiografie „Ne-
ger, Neger, Schornsteinfeger!“ veröffentlicht. In der letzten hlz ist Schulleiter 
Hinrich Wriede bereits vorgestellt worden. Im Kollegium gab es aber noch 
andere Lehrer, die den Schüler Massaquoi malträtierten, wie zum Beispiel 
Friedrich Grimmelshäuser.  Wer war er und was wurde aus ihm nach 1945?

Hinrich Wriede

Schulleiter Hinrich Wriede 
leitete an der Schule Käthner-
kamp 8 ein kleines Kollegium 
von 10 Personen. Dazu gehörte 
auch der vormalige Schullei-
ter, Friedrich Gosau, der nicht 
NSDAP-Mitglied werden woll-
te und deshalb durch Hinrich 
Wriede ersetzt worden war. Zu 
Wriedes Aufgaben gehörte es, 
das Kollegium auf die national-
sozialistische Ideologie einzu-
schwören. Er machte es auf seine 

schlichte Weise, wie in den Pro-
tokollen der Lehrerkonferenzen 
nachzulesen ist:

Am 11. Dezember 1936 be-
fasste sich die Konferenz „ein-
gehend mit der Frage des welt-
anschaulichen Unterrichts“. Der 
Schulleiter erläuterte an Hand 
sämtlicher vorliegender Verfü-
gungen die „allgemeine Ziel-
setzung des weltanschaulichen 
Unterrichts, wie er maßgeblich 
für die genannte Erzieheraufga-
be der allgemeinen Volksschule 
ist und im Geschichts- und Le-
benskundeunterricht besondere 
Aufgaben stellt“. 

Schulleiter Wriede hatten in 
den Tagen vor der Konferenz in 
allen Klassen „den Stand der na-
tionalsozialistischen Erziehung“ 
nachprüfen wollen und zu die-
sem Zweck Arbeiten schreiben 
lassen, in denen „je nach der 
geistigen Reife des betreffenden 
Lebensalters eine Reihe von Fra-
gen zu beantworten waren“. Das 
Ergebnis dieser Arbeiten stand 
im Mittelpunkt der Aussprache, 
an der sich das ganze Kollegium 
beteiligte.

Der Schulleiter führte aus, 
dass diese Arbeiten auf keinen 
Fall einer Kontrolle der mehr 
oder minder erfolgreichen poli-
tischen Arbeit der eingehenden 
Kollegen dienen sollten oder 
auch nur dienen könnten. Er sei 
vielmehr davon überzeugt, dass 

„alle Mitglieder des Lehrkör-
pers sich bemühen, in das nati-
onalsozialistische Gedankengut 
einzudringen und es so oft wie 
möglich an die Kinder heranzu-
tragen“. Er räumte ein, dass die 
Form der Arbeiten nicht sehr 
glücklich gewählt worden sei, 
die Fragen selbst vielleicht zu 
sehr vom Standpunkt der Er-
wachsenen aus gestellt. „Sie 
müssten ihrem ganzen Wesen 
nach nur an der Oberfläche blei-
ben, ohne zu der letzten Wahr-
heit vordringen zu können.“ 

Wriede ließ protokollieren: 
„Der Erfolg der Erziehungsarbeit 
könne nicht in erster Linie nach 
einem Wissen beurteilt werden, 
sondern mehr nach dem innerem 
Erlebnis und daher letzten Endes 
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am besten an der nationalsozia-
listischen Haltung des Schülers, 
die sich in seinem Handeln do-
kumentiert“. Dazu zitiert Wriede 
eine Aussage des Präsidenten der 
Schulbehörde, Karl Witt, der in 
einer Ansprache gesagt hatte, 
„dass Nationalsozialismus sich 
nicht durch Reden und nicht 
durch Unterricht, sondern durch 
Vorleben erzielen lasse“. 

Den breitesten Raum der An-
sprache nahm die Rassenfrage 
in ihrer unterrichtlichen Behand-
lung ein. 

Dazu stellt das Protokoll 
dann fest: „Als Ergebnis der 
Ansprache, die sich stark auf 
Erfahrungen des lebenskundli-
chen Unterrichts stützte, blieb 
die Erkenntnis, dass nicht etwa 
ein nordischer Rassedünkel das 
Resultat sein darf, dass die Ras-
sefrage mit allem pädagogischen 
Takt zu behandeln sei, dass aber 
der Wille zur Reinerhaltung der 
arischen Rasse und zum Han-
deln aus der seelischen Haltung 
des nordischen Blutes geweckt 
werden müsse. Die Erbgesund-
heitslehre muss einen wichtigen 
Abschnitt des lebenskundlichen 
Unterrichts bilden.“

Zum Schluss beschäftigt sich 

die Konferenz dann noch mit 
dem Religionsunterricht in der 
„heutigen politischen Situation“. 
Wriede verkündet ein einfaches 
Konzept: „Richtschnur in Zwei-
felsfällen müsse der Wille sein, 
nichts zu lehren, was im Gegen-
satz stände zur sittlichen Lebens-

auffassung unserer Zeit und zum 
Parteiprogramm der N.S.D.A.P.“

Dass in diesem Geist auch 
tatsächlich unterrichtet und ge-
arbeitet wird, erfährt Hans Mas-
saquoi am eigenen Leib.

Friedrich Grimmelshäuser
Hans Massaquois‘ Lehrerin 

der ersten beiden Schuljah-
re, Margarethe Beyle, die ihn 
freundlich und fair behandelt 
hatte, wurde an eine andere 
Schule versetzt. Der Klasse wur-
de mitgeteilt, „dass ein anderer 
Lehrer, Herr Grimmelshauser 
(Massaquoi schreibt den Namen 

in seiner Autobiografie ohne 
Umlaut; Anm. des Verf.), ihren 
Platz einnehmen würde. 

Es verging kein Tag, an dem 
nicht irgendwelche abfälligen 
Kommentare über die Juden ge-
macht wurden. ‚Wenn die Juden 
nicht gewesen wären‘, beteuer-
te Herr Grimmelshauser, ‚hätte 
Deutschland den Krieg gewon-
nen.‘	

Herr Grimmelshauser, ein 
großer, schlaksiger Mann mit 
dunklem, welligem Haar und 
schwarzer Hornbrille, erklär-
te uns den Begriff ‚Dolchstoß‘, 
demzufolge die Juden mit ihren 
Lügengeschichten über deutsche 
Niederlagen die Zivilbevölke-
rung schließlich zu der Über-
zeugung gebracht hätten, dass 
jede weitere Kriegsanstrengung 
vergeblich wäre. 

Herr Grimmelshauser las uns 
mit Begeisterung Artikel aus 
dem Stürmer, dem Völkischen 
Beobachter und dem Angriff vor, 
drei Naziblättern, die von juden-
feindlicher Hetze nur so trieften. 
Doch damit nicht genug. Eines 
Tages verkündete er, dass wir 
uns einen Film ansehen würden, 
der uns einen sehr viel genaue-
ren Eindruck davon vermitteln 

Wriedes Konzept:  
Nichts  lehren, „was im 
Gegensatz stände … 

zum Parteiprogramm der 
N.S.D.A.P.“

Der Beratende Ausschuß im Entnazifizierungsverfahren über Grimmelhäuser
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könnte, wie die Juden tatsächlich 
seien. Das filmische Machwerk 
stellte Juden als verschlagene, 
wild gestikulierende, moralisch 
und körperlich unsaubere Wesen 
dar. Doch dieser Film war noch 
eine gemäßigte Version des soge-
nannten ‚Dokumentarfilms‘ Der 
ewige Jude, der zu Beginn der 
vierziger Jahre in die Kinos kam 
und als einer der perfidesten an-
tisemitischen Propagandafilme 
gilt. Er zeigte angeblich Juden 
in überfüllten Ghettos, wie sie 
verstohlen dahineilen, um ihren 
unsauberen Geschäften nachzu-
gehen. Als nächstes schwenkte 
die Kamera auf abstoßend aus-
sehende Ratten, die ‚verstohlen 
dahineilen‘, um Abfälle und Aas 
zu suchen. Damit auch ja nie-
mandem die Parallelsetzung von 
Juden und Ratten entging, er-
klärte ein Sprecher, dass Juden 
ebenso wie Ratten Ungeziefer 
seien, dass sie Krankheiten und 
Seuchen verbreiten und daher 
aus der Gesellschaft getilgt wer-
den müssten.

Solche Filme hinterließen 
einen tiefen Eindruck bei uns 
Kindern. Noch Wochen später 
schauderte uns bei dem Gedan-
ken, körperlichen Kontakt mit 
Juden zu haben. Das erklärte 
Ziel der Juden, so machte man 
uns glauben, war die totale Ver-
nichtung des edlen Volkes und 
seiner edlen Kultur. 

‚Warum verhaftet die Poli-
zei sie nicht einfach und steckt 
sie ins Gefängnis?‘, fragte ein 
Klassenkamerad, nachdem Herr 
Grimmelshauser wieder mal 
eine antijüdische Rede vom Sta-
pel gelassen hatte. 

‚Nur Geduld, mein Junge‘, 
meinte unser Lehrer zu dem em-
pörten Kind. ‚Ich bin sicher, dass 
der Führer zur passenden Zeit 
schon eine Lösung finden wird.‘ 
Weder ich noch Herr Grim-
melshauser, glaube ich, ahnten 
damals, wie nah er damit der 
schrecklichen Wahrheit kam.“

Friedrich Grimmelshäuser, am 
13.4.1887 in Hamburg geboren, 
besuchte die Volksschule bis 

1901, danach das Lehrerseminar 
in Hamburg und arbeitete nach 
der 1908 abgelegten Lehrerprü-
fung bis 1939 an der Schule Kä-
thnerkamp 8. Grimmelshäuser 
war seit dem 1.5.1933 NSDAP-
Mitglied und stieg im Laufe der 
Jahre innerhalb der Partei kon-
tinuierlich auf: 1933-1936 poli-
tischer Zellenleiter, 1936-1944 
erst Ortsgruppenorganisations-
leiter, dann Propagandaleiter 
und ab dem 1.10.1944 sogar Ver-
treter des Ortsgruppenleiters im 
Ortsamt. 

Am 31.8.1945 wurde er aus 
dem Schuldienst entlassen, nach-
dem er drei Tage zuvor von der 
Kripo verhaftet worden war. Wie 
viele andere Nationalsozialisten 
in politischen Funktionen wurde 
er bis zum 18.1.1946 im Civilian 
Internment Camp in Neumünster 
inhaftiert.

Der Beratende Ausschuss 
bezeichnete ihn im Entnazifi-
zierungsverfahren als einen der 
„aktivsten und unsympathischs-
ten führenden Parteigenossen in 
Volksdorf“. 

Zur Begründung wird ange-
führt: „Er machte den Eindruck 
eines beschränkten und sturen 
Menschen. Es ist erschütternd zu 
denken, dass solche Menschen 
Macht über andere Menschen 
ausgeübt haben.“ 

Und der neue Schulrat Hans 
Brunkhorst stellt fest, dass Grim-
melshäuser „in Volksdorf als eif-
riger Nationalsozialist bekannt 
war, dem man gern aus dem 
Weg ging.“ Vom Beratenden 
Ausschuss darauf angesprochen 
erklärte Grimmelshäuser dies la-
pidar so: „Die Leute hatten eben 
Angst vor der Partei.“ 

Diesem Menschen als Klas-
senlehrer war der 7-jährige Hans 
Massaquoi ausgeliefert.

Als Leumundszeugen für 
Grimmelshäuser treten nach 
1945 Nachbarn ein, die ihn als 
hilfsbereit bezeichnen. Einer, 
Erich Sasse, fügt dabei hinzu: 
„Es ist mir wohl aufgefallen, 
dass Herr G. sich nicht besonde-
rer Beliebtheit erfreute, aber ich 

schreibe das seinem Charakter 
(kurz angebunden) zu.“ 

Zum Charakter Grimmelshäu-
sers gehört es auch, wie er sich 
nach 1945 verteidigt. Mit einem 
Drittel seines Lehrergehaltes in 
den Ruhestand versetzt, als Bau-
hilfsarbeiter mit Trümmerräu-
men beschäftigt, beklagt er, dass 
vergleichbare NS-Funktionäre 
bei der Entnazifizierung besser 
weggekommen seien. Detailliert 
listet er diese mit ihrer jeweili-
gen NS-Funktion auf. Der für 

ihn zuständige Berufungsaus-
schuss stellt dazu am 25.6.1948 
nüchtern fest: „Wenn, wie Grim-
melshäuser behauptet, andere 
stärker Belastete günstiger ab-
geschnitten haben, so kann die-
ser Ausschuss das nur bedauern, 
aber nicht ändern.“

Zu den Unsäglichkeiten in 
den Entnazifizierungsverfahren 
gehört es, dass NS-Belastete 
sich gegenseitig Persilscheine 
ausstellen. So attestiert der für 
den Bezirk Wandsbek zustän-
dige NS-Schulrat und NSDAP-
Ortsgruppenleiter Hugo Millahn, 
dass keinerlei Beschwerden von 
Schulleitern in Volksdorf gegen 
Grimmelshäuser vorgelegen hät-
ten und dass Grimmelshäuser 
keinen überragenden Einfluss in 
der NSDAP-Ortsgruppe gehabt 
hätte. Und selbst Hinrich Wriede 
mischt sich ein und bescheinigt 
am 7.4.1947, „dass G. pünktlich 
seinen Dienst versah, bei Schü-
lern und Eltern gleichermaßen 
beliebt war und seine Klassen 
gut abschnitten.“ 

Da war die Meinung von Hans 
J. Massaquoi und seiner Mutter 
nicht gefragt gewesen. 

HANS-PETER DE LORENT

                        Fortsetzung folgt

Einer der „aktivsten 
und unsympathischten 

führenden Parteigenossen 
in Volksdorf“.



hlz  – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2012	 55

  

Herr Prof. Ahrens, ein Ergebnis der Allensbach Studie besagt, dass mit den Berufsjahren bei vielen 
Lehrkräften auch die Begeisterung für ihre Arbeit schwindet. Was meinen Sie, woran das liegt? 

Prof. Ahrens: Zunächst einmal besagt die Studie, dass die deutliche Mehrheit der Pädagogen ihre Arbeit 
gern macht. Jedoch gibt es auch vielfältige Belastungsfaktoren: Größere Klassen und veränderte 
Strukturen bescheren Lehrern immer mehr Arbeit. Insgesamt findet jeder zweite Lehrer, dass die 
Anforderungen an Unterrichtsgestaltung und im Umgang mit Schülern in den letzten zehn Jahren deutlich 
zugenommen haben, so das Ergebnis der Studie. Das kann vielen Pädagoginnen und Pädagogen zu 
schaffen machen – und zu Stress führen.  

Und dieser Stress, diese psychischen Belastungen, schlagen sich dann auf die Gesundheit?  

Prof. Ahrens: Wenn man nicht ausreichend gelernt hat, mit Stress umzugehen – ja! Dann gilt es, die 
sogenannte Stressresilienz zu fördern, die Fähigkeit, Stress an sich abprallen zu lassen. Da gibt es 
zahlreiche kleine Übungen, um die persönliche Widerstandskraft zu stärken. Viele Pädagoginnen und 
Pädagogen müssen lernen, den eigenen Perfektionismus und Leistungsanspruch herunterzuschrauben, 
nicht alles ausgleichen zu können und auch mit mangelnder Wertschätzung zurechtzukommen – für fast 
jeden Dritten ist das beispielsweise ein Problem.  

Wie können Sie im Fachzentrum Falkenried dabei helfen?  

Prof. Ahrens: Zuerst einmal schauen wir, welche Situationen besonders belastend sind, wir suchen nach 
persönlichen Stressherden und -mustern und entwickeln gemeinsam Strategien zur Bewältigung der 
Belastungssituation. Der Behandlungsumfang wird dann ganz individuell festgelegt. Man kann die 
ambulanten Angebote in unseren Fachzentren für Stressmedizin in Eppendorf und Blankenese nutzen 
oder die vertiefende Behandlung in unserer Tagesklinik im Fachzentrum Falkenried in Anspruch nehmen. 
Und falls ein stationärer Aufenthalt notwendig ist, sind Lehrkräfte in der Psychosomatischen Privatklinik 
Hamburg West gut aufgehoben.  

Werden die Kosten übernommen? 

Prof. Ahrens: Private Versicherungsträger und Beihilfen übernehmen die Behandlungskosten. Für die  
stationäre Aufnahme ist kein langwieriger Kostenübernahmeantrag erforderlich, diese kann direkt erfolgen.  
 
Prof. Ahrens ist Leiter des Fachzentrums Falkenried, Facharzt für Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie sowie für Psychiatrie und Neurologie, Psychoanalyse 

 

Nach einer neuen Allensbach-Studie sieht sich ein  
Drittel der Pädagoginnen und Pädagogen hierzulande  
hohen psychischen Belastungen ausgesetzt, Belastungen,  
die krank machen können.  
Das Fachzentrum Falkenried bietet Lehrkräften ein breit 
gefächertes Angebot – von der Vorbeugung bis hin zur  
Beratung und Therapie in Krisensituationen, in Einzel-  
oder Gruppentherapien. 

Anzeige 

Prof. Dr. Dr. Stephan Ahrens 

 
Lehmweg 17 
20251 Hamburg 
Tel:   (040) 41 34 343-0  
Fax: (040) 41 34 343-28 
info@psychosomatik-falkenried.de 
www.psychosomatik-falkenried.de 
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Das Land befindet sich über 
30 Jahre im Krieg. Generationen 
wurden traumatisiert und Angst 
vor Anschlägen und Gewalt prä-
gen den Alltag der Menschen in 
Afghanistan. Die Beurteilung 
der internationalen Gemein-
schaft und ihres Engagements 
in Afghanistan fällt ernüchternd 
aus. Trotz starker Präsenz und 
Unterstützung der Regierung 
Karsai haben die ISAF-Truppen 

es innerhalb von 11 Jahren nicht 
geschafft, das Land zu stabilisie-
ren und die Taliban zu entmach-
ten. 

Die Gründe hierfür sind kom-
plex. Eine wichtige Rolle spielt 
das Nachbarland Pakistan, das 
massiv die Taliban unterstützt 
und an einem schwachen Afgha-
nistan interessiert ist, um seine 
eigene Machtposition in der Re-
gion zu stärken.

Die inneren Probleme Afgha-
nistans sind enorm. Das Land ist 
hochkorrupt, traumatisiert und 
wird von einer Regierung ge-
führt, die lediglich am eigenen 
Machterhalt interessiert ist. 

In den Jahren des Bürgerkrie-
ges ist das afghanische Bildungs-
wesen kollabiert. Die Zahl der 
Analphabeten beträgt über 70%.

Zahlreiche Schulen wurden 
zerstört, Mädchen und Frauen 
fast vollständig vom Zugang zu 
Bildungseinrichtungen ausge-
schlossen. Auch wenn sich die-
ser Zustand geändert hat, sind 
die Defizite des afghanischen 
Bildungswesens immer noch 
enorm hoch. 

Der Bedarf an Bildung ist 
groß: 1,3 Millionen Jugendliche 
benötigen Ausbildungsplätze, 
landesweit gab es 2011 nur 129 
Berufsschulen für 44 300 Schü-
ler. (Quelle:GIZ)

Eine deutsche Organisation, 
die in Afghanistan den Bildungs-
sektor unterstützt, ist die Gesell-
schaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ). Sie fördert die 
Lehrerausbildung, stärkt die Pla-
nung und Managementkapazi-
täten des Bildungsministeriums 
und unterstützt die Ausbildungs-
stätten, z.B. durch Weiterbildung 
der Lehrer.

Ich habe als Gewerbelehrer in 
einem Bildungsprojekt für die 
GIZ im Kabul Mechanical Insti-
tut (KMI) gearbeitet. Meine Auf-
gaben waren das Unterrichten 

Afghanistan

„Bildung ist die 
stärkste Waffe”
In Afghanistan gibt es Unmengen an Waffen. 
Leider sind diese Waffen jedoch nicht die Bildung 
der Bevölkerung, sondern Waffen in Form von 
Landminen und Blindgängern. Davon gibt es in 
kaum einem anderen Land der Welt mehr als in 
Afghanistan

Was man selber sieht, ist anders 
als das, was man hört. (E. Habib)

Sie sitzen auf dem felsigen Boden in der Sonne, betreut von ein paar 
mutigen LehrerInnen.
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von afghanischen Lehrern sowie 
der Aufbau von Fachräumen für 
die naturwissenschaftlichen Fä-
cher.

Diese Unterstützung ist sehr 
hilfreich für die einzelnen Schu-
len und die afghanischen Kolle-
gen. Gerne werden sie als Vor-
zeigeprojekte präsentiert.

Doch die meisten Schulen 
haben nicht einmal minimale 
Grundausstattungen, wie der fol-
gende Bericht zeigt:

Eine Schule ohne 
Gebäude

Ein afghanisches Sprichwort 
sagt: Was man selber sieht und 
erlebt, ist ganz anders als das, 
was man nur hört. 

Seit meiner Ankunft aus Ka-
bul kann ich kaum schlafen. Vor 
mir sehe ich die Augen der klei-
nen Mädchen und Jungen im Al-
ter zwischen 6 bis 13 Jahren, die 
auf dem felsigen Boden sitzen 
und von ein paar mutigen Leh-
rer/innen in der heißen Sonne 
betreut werden. Hilflos blicken 
sie zu mir.

Auf meine Frage, woher die-
se Kleinen in der Hitze etwas zu 
trinken bekommen, erwidert die 
selbst erschöpfte Lehrerin, dass 
die Schule keinen Brunnen habe. 
Die Kinder müssen den dreistün-
digen Unterricht aushalten. Da-
nach werden sie entlassen, um 
sich auf einen langen Fußmarsch 
über den Berg hinunter in ihre 
Dörfer zu machen.

Anschließend kommt eine 
neue Gruppe Schüler, insgesamt 
sind es 800 Kinder täglich, die 
hier in dieser Feldschule, nicht 
weit von der Hauptstadt, unter-
richtet werden.

Drei halb hochgezogene Mau-
erwerke, die selbst keine Decke 
verbindet, bilden das Schulge-
bäude, in dem es weder Wasser 
noch Strom gibt.

Die Sufi-Askari Schule ist eine 
Grundschule. Nach einem afgha-
nischen Mystiker und Dichter 
wurde sie getauft. Sie kann nicht 
mit einer üblichen Schule vergli-
chen werden, denn es fehlt an ei-

nem Gebäude, an Wasser, Strom, 
Stühlen und Bänken.

Trotzdem unterrichten hier 
Lehrer und Lehrerinnen 8oo 
SchülerInnen wie in einer übli-
chen Schule.

Die Sufi-Askari Schule wird 
von der Kabuler Schulbehörde 
verwaltet und taucht wahrschein-

lich auch in den Statistiken auf, 
die gerne auswärts präsentiert 
werden, um den Fortschritt des 
Landes zu präsentieren.

Unverständlich nur, wieso die-
se Feldschule, 15 km von der af-
ghanischen Hauptstadt entfernt, 
nichts von dem vorgeblichen 

Fortschritt mitbekommen darf.
Das afghanische Bildungswe-

sen ist in den Jahren des Bürger-
krieges zusammengebrochen, 
zahlreiche Schulen wurden zer-
stört. Mädchen und Frauen wur-
den fast vollständig vom Zugang 
zu Bildung ausgeschlossen. Dies 
hat sich geändert. Seit dem Ende 
der Taliban-Herrschaft zeigen 
sich insbesondere im Bereich 
der Grundbildung beachtenswer-
te Erfolge.

Die Kriegsgeneration, die 
heute im Erwachsenenalter ist, 
wird davon jedoch kaum er-
reicht. Insgesamt liegt die Zahl 
der Analphabeten über 70 %.

Bildung wird für eine lange 
Zeit eine große Herausforderung 
für die afghanische Regierung 
und Gesellschaft bleiben. Ohne 
internationale Hilfe kann sie 
nicht die Defizite im Bildungs-
sektor ausgleichen.

 Enayatulla Habib
ehemals Gewerbeschule Bautechnik

Kollege Enayatulla Habib bittet 
um eine Spende für die von ihm 

betreute Sufi-Askari-Schule
„Schule in Not“

Hamburger Sparkasse
BLZ 200 505 50, Kto Nr. 1169534912

800 Kinder tagtäglich, die in dieser Feldschule unterrichtet werden.

Schulen
in Afghanistan

Enayatulla Habib
berichtet über seine per-
sönlichen Eindrücke

von der Situation in den 
Schulen Afghanistans

Freitag,  25 .01.13
um 16 Uhr

im Curiohaus
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Auch wenn nach vorliegen-
den Befunden jugendlicher 
Alkoholkonsum rückläufig ist, 
so ist riskantes Trinken un-
ter Jugendlichen vor allem bei 
Freizeitzusammenkünften mit 
Gleichaltrigen nach wie vor weit 
verbreitet. Und exzessiver Alko-
holkonsum fördert offenkundig 
die Bereitschaft zu aggressivem 
Verhalten. Im schulischen Alltag 
ist Alkoholkonsum von Jugend-
lichen zwar eher die Ausnahme. 
Immer wieder kommt es jedoch 
auf Klassenreisen und ande-
ren Schulfahrten trotz Verboten 
durch Alkoholkonsum zu für 
Lehrkräfte und auch Schüler/in-
nen belastenden Situationen.

Der Wettbewerb „Klar auf 
Fahrt“, der in diesem und im 
folgenden Schuljahr zum ersten 
Mal in Hamburg, Niedersachsen, 
Bremen und Schleswig-Holstein 
läuft, ist ein Angebot zur Nut-
zung dieses wichtigen Anknüp-
fungspunktes für schulische 
Alkoholprävention. Er bietet 

Unterstützung sowie Anreize für 
die Planung und Durchführung 
attraktiver alkoholfreier Klas-
senreisen bzw. Fahrten von Pro-
jekt-, Profil- und Tutorengrup-
pen. Durchgeführt wird er vom 
Hamburger Institut für interdis-
ziplinäre Sucht- und Drogen-
forschung (ISD) in Kooperation 
mit dem Nordverbund suchtprä-
ventiver Fachstellen, vor allem 
mit der Niedersächsischen Lan-
desstelle für Suchtfragen (NLS) 
und dem Hamburger SuchtPrä-
ventionsZentrum (SPZ) des LI. 
„Klar auf Fahrt“ wird von der 
Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) sowie 
dem Verband der privaten Kran-
kenversicherung e.V. (PKV) ge-
fördert. 

Alle Schulklassen ab der 
Jahrgangstufe 8, die sich mit 
mindestens 90% für die Wett-
bewerbsteilnahme entscheiden, 
sind dazu eingeladen, sich in, 
vor oder während einer Klas-
senreise kritisch mit den Risiken 

und Bedingungen des Alkohol-
konsums auseinanderzusetzen, 
an der Planung und Gestaltung 
einer alkoholfreien Klassenrei-
se mit reizvollen Alternativen 
zum Alkoholkonsum mitzuwir-
ken, einen Wettbewerbsbeitrag 
zu erstellen und einzureichen 
(z. B. Film, Drehbuch, Lied, 
Poster, Comic, Sketch, Theater-
stück …), der zur Vermittlung 
alkoholpräventiver Botschaften 
für andere Gleichaltrige dienen 
kann. 

Schulklassen, die ihre Klas
senreisen nicht zum Schwer-
punkt „Alkoholprävention“ 
geplant haben, können die Wett
bewerbsbeiträge auch nach der 
Klassenreise erstellen. Möglichst 
vier Wochen nach Beendigung 
der Klassenreisen müssen die 
Wettbewerbsbeiträge zusammen 
mit einer Bescheinigung über die 
Einhaltung der Abstinenzregel 
im Wettbewerbsbüro eintreffen. 
Im November 2013 werden im 
Rahmen einer Abschlussveran-
staltung in Hamburg die Klassen 
mit attraktiven Sach- und Geld-
preisen ausgezeichnet, deren 
Beiträge von einer unabhängigen 
Jury dafür ausgewählt wurden. 
Den ersten Preis, eine 5-tägi-
ge Erlebnisklassenfahrt „Leben 
– Lernen – Abenteuer“ nach 
Schwangau/Allgäu, sowie zwei 
weitere Hauptpreise stiftet die 
BZgA. Die Deutsche Bahn (DB) 
ermöglicht allen Gewinnerklas-
sen kostenfreie Bahnfahrten für 
die Teilnahme an der Preisver-
leihung in Hamburg und für die 
Einlösung der drei Hauptpreise.

Ein Manual kann angefordert 
werden. Der Wettbewerb endet 
am 11. Oktober 2013 (neue ver-
längerte letzte Abgabefrist für 
Beiträge). 

Weitere Informationen zum 
Wettbewerb gibt es unter www.
klar-auf-fahrt.de und im Wettbe-
werbsbüro des ISD bei der Pro-
jektkoordinatorin Elke Rühling 
(Tel.: 040/ 74 10 – 586 25). 

Hermann Schlömer 
Projektleiter

 

Alkoholprävention 

„Klar auf Fahrt“ bei 
Klassenreisen
Wettbewerb ab Klassse 8

 
 

 
 
 
...und dabei noch einen Preis gewinnen



hlz  – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2012	 59

Mit „Klasse unterwegs“ 
    die Region entdecken

Jetzt den Online-Newsletter  

mit spannenden Tipps anfordern!

Regio Schleswig-Holstein

Das Schulprojekt der DB Regio AG

 Erlebnisreiches Lernen an interessanten Orten in der Region
 Über 60 Partner in Schleswig-Holstein und Hamburg 
  Umweltfreundlich und günstig unterwegs in den Nahverkehrs-
zügen in Schleswig-Holstein

 Bis zu 70% Ermäßigung mit dem Gruppenticket  
 im Schleswig-Holstein-Tarif

Weitere Informationen im Internet unter  
www.bahn.de/klasse-unterwegs 

Die Bahn macht mobil. 

AZ_157x238_Klasseunterwegs_hlz-2012_NEUES MOTIV.indd   1 19.11.12   08:56
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Nach zweijährigen Vorarbei-
ten, an denen die GEW über 
die DGB-Senioren Hamburg 
wesentlich beteiligt war, hat die 
Bürgerschaft am 24. Oktober 
2012 das Hamburgische Seni-
orenmitwirkungsgesetz (Hmb-
SenMitwG) verabschiedet, und 
am 9. November ist das Gesetz 
im Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 42/2012 veröffentlicht wor-
den.

Im ersten Halbjahr 2013 
werden nun die Bezirkssenio-
renversammlungen (BSV) in 
allen sieben Hamburger Bezir-
ken nach diesem Gesetz neu 
zusammengesetzt und dann die 
Bezirksseniorenbeiräte und der 
Landesseniorenbeirat (LSB) 
neu gewählt. Diesen Gremien 
kommt wachsende Bedeutung 
zu, weil einmal der Anteil der 
Seniorinnen und Senioren an der 
Bevölkerung von 20 in Richtung 
25 Prozent steigt, zum anderen 
das Bewusstsein für die Ansprü-
che, Bedürfnisse und Probleme 
im Zusammenhang mit dem 
„Älterwerden der Bevölkerung“ 
gewachsen ist (10. Deutscher 

Seniorentag im Mai 2012 in 
Hamburg) und schließlich das 
Hamburger Gesetz ausdrücklich 
generationenübergreifende Vor-
haben in die Beteiligungsrechte 
der Seniorenvertretungen ein-
schließt. 

Die GEW als regional und 
überregional tätige Organisa-
tion entsendet in jede Bezirks-
seniorenversammlung eine/n 
Delegierte/n und kann bei der 
Ergänzung des Landessenio-
renbeirates nach § 9 (2) Nr. 3 
HmbSenMitwG berücksichtigt 
werden. Über die Entsendungen 
in die BSV müssen wir jetzt bald 
entscheiden, da die Delegier-
tenabfragen der Bezirksämter 
in den ersten sechs Wochen des 
neuen Jahres zu erwarten sind. 
Wir wollen – so weit wir es kön-
nen – in jedem Bezirk eine/n 
Delegierte/n und eine/n Stellver-
treter/in benennen.

Hierfür suchen wir (der Vor-
stand der Betriebsgruppe Ruhe-
ständlerinnen und Ruheständler, 
BGRR) noch interessierte und 
engagierte MitstreiterInnen. 
Wir können einige Positionen 
wieder mit den bisherigen, be-
währten Delegierten besetzen, 
andere Positionen aber sind 
(teilweise schon länger) vakant 
und müssen nach Möglichkeit 
jetzt besetzt werden. So fehlt 
uns für den Bezirk Mitte sowohl 
ein/e Delegierte/r als auch ein/e 
Stellvertreter/in, ebenso für den 
Bezirk Harburg. Für Bergedorf 
haben wir Peter Puhle (De-
legierter) und Norbert Raum 
(Stellvertreter) gewonnen. Für 
Wandsbek ist Michael Nawo 
unser Mann, aber hier fehlt noch 
ein/e Stellvertreter/in. In den Be-
zirken Nord (Jörg Petersen und 
Jutta Jaensch), Eimsbüttel (Hol-
ger Radtke und Jutta Martens-

Hinzelin) und Altona (Bettina 
Wehner und Christian Bock-
Voigt) sind wir gut aufgestellt, 
zumal mit Jörg Petersen, Jutta 
Martens-Hinzelin, Bettina Weh-
ner und Christian Bock-Voigt 
„alte Hasen“ bzw. Häsinnen ans 
Werk gehen können.

Wen suchen wir, was wird von 
einer/m Delegierten erwartet? 
Er/Sie muss wenigstens 60 Jah-
re alt sein (nicht notwendig im 
Ruhestand) und im jeweiligen 

Seniorenmitwirkungsgesetz

Was machen wir nun damit?
Der steigende prozentuale Anteil der über 60-jährigen schlägt sich in neuen 
Mitwirkungsgesetzen nieder

Michael Nawo Holger Radtke

Peter Puhle
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Bezirk seine/ihre Haupt-
wohnung haben. Wir 
stellen uns vor, dass der/
die Delegierte (und/oder 
auch sein/e Stellvertre-
ter/in) an den Sitzungen 
der Bezirksseniorenver-
sammlung teilnimmt, 
die in der Regel zwei-
mal im Jahr stattfinden. 
Wir wünschen uns, dass 
Versammlungsverlauf 
und -ergebnisse mit dem 
Vorstand der BGRR 
und den DGB-Senioren 
Hamburg rückgekoppelt 
werden. Und wir erwar-

ten, dass der/die Delegierte und sein/ihr Stellvertreter/in als 
Ansprechpartner für Anregungen, Fragen und Probleme zur 
Verfügung stehen, die aus dem Bereich des jeweiligen Be-
zirkes an die GEW herangetragen werden, gegebenenfalls 
auch für lokale Kooperation mit den GdP-Senioren, die sich 
daran interessiert gezeigt haben. Näheres hierzu werden wir 
auf einem Treffen aller Interessierten im Anschluss an die 
Januar- oder Februarsitzung des Vorstandes der BGRR be-
sprechen.

Das jetzt verabschiedete Seniorenmitwirkungsgesetz er-
öffnet darüber hinaus die ganz neue Möglichkeit, dass Inter-
essierte, die 20 Unterstüt-
zerInnen-Unterschriften 
aus ihrem Bezirk bei-
bringen, in die jeweilige 
BSV einrücken können. 
Auch das wäre ein Weg, 
auf dem die Präsenz 
gewerkschaftlicher Po-
sitionen in den Bezirks-
seniorenversammlungen 
verstärkt werden könnte. 
Wie nötig das ist, hat sich 
in der Sitzung der BSV 
Nord am 19.11. gezeigt: 
es herrschte allgemeine 
Begeisterung über den 
Einsatz von 1 Euro-Kräf-
ten in einem Projekt in Langenhorn (einem Begleitservice 
für bedürftige Senioren: Begleitung zu Einkäufen, Arztbe-
suchen, Behördengängen, etc.).

Näheres zum Ablauf der Benennungen und Wahlen und 
zu den Erwartungen, die wir mit unserer Präsenz in den 
Seniorengremien verbinden, werden wir in einem Treffen 
aller Interessierten im Anschluss an die Januar- oder Feb-
ruarsitzung des Vorstandes der BGRR besprechen. Damit 
wir hierzu gezielt einladen können, benötigen wir, Ihr Inte-
ressierten, Eure (e-Mail-) Adressen bzw. Telefonnummern. 
Bitte, meldet Euch!

Kontakt: Hein Hocker,
Tel. 46090659, H.Hocker@web.de

Bettina Wehner

Hamburg

Mittwoch, 20. Februar 2013
15.30 – 19.00 Uhr 
Veranstaltungs-Nr. 1310A9001

Eine gemeinsame Tagung des 

Landesinstituts und der Sportkommission 

der GEW – Bund

Veranstaltungsort:

Landesinstitut für Lehrerbildung und 

Schulentwicklung (LI)

Felix-Dahn-Straße 3, 20357 Hamburg

Tagung

Jörg Petersen
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Eingeladen waren alle Kol-
leginnen und Kollegen, die 50 
Jahre Mitglied in der GEW oder 
einer anderen DGB-Gewerk-
schaft sind und diejenigen, die in 
diesem Jahr ihren 80.Geburtstag 
feiern konnten. 

Von den 30 eingeladenen Gäs-
ten waren elf erschienen, eine 
„Quote“, die nur in wenigen Jah-
ren zuvor erreicht worden war. 
Angesichts der erhöhten Lebens-
erwartung in den kommenden 
Jahren werden wir wohl mehr 
und mehr 80Jährige zu erwarten 
haben.

Nach der Begrüßung durch 
den Unterzeichnenden, bei der 
er auf die Bedeutung dieser Fei-
er für den Zusammenhalt in der 
GEW und den Mitgliedererhalt 
in den älteren Jahrgängen hin-
wies, stellte Klaus Bullan die bil-
dungspolitischen Schwerpunkte 
dar, die die Gremien der GEW 
z.Z. am intensivsten beschäfti-
gen.

Für den kulturellen Anteil 
an der Feierstunde konnten in 

diesem Jahr die auch 
im Ruhestand befindli-
chen Kollegen Frieder 
Bachteler und Hajo 
Sassenscheid gewonnen 
werden. Sie sorgten mit 
musikalischen Beiträgen 
und Rezitationen für eine 
gelungene Einstimmung 
in den Nachmittag.

Ein von allen Anwe-
senden als Höhepunkt 
empfundener Redebei-
trag unseres ehemali-
gen Schulsenators Joist 
Grolle war der Bericht 
über seine Erlebnisse als Mit-
glied einer GEW-Delegation, 
die zwischen 1987 und 1989 
vier Verhandlungen mit der da-
maligen „Gewerkschaft für Er-
ziehung und Unterricht“ in der 
DDR und in der Bundesrepublik 
führte. Es ging darum, ein ge-
meinsames Grundsatzpapier zur 
Friedenserziehung zu erarbeiten. 

Joist Grolle stellte eindrucks-
voll dar, unter welchem Druck 
die Kollegen aus der DDR 

standen und bei den z.T. unter-
schiedlichen Auffassungen zur 
Friedenserziehung keinem Kom-
promiss zustimmen durften.

Der Vorstand der BG der Ru-
heständlerinnen und Ruheständ-
ler wird sich darum bemühen, 
auch für die Jubilare des Jahres 
2013 ein Programm zusammen-
zustellen, für das es sich lohnt, 
sich auf den Weg ins Curiohaus 
zu machen.

Jürgen Walkstein
(BG der RuheständlerInnen)

Ruheständlerinnen

Ehrenmitgliedsfeier 2012
Ein Highlight für uns im Jahreslauf der gewerkschaftlichen Tätigkeiten

Erst jetzt erfuhren wir,
dass unser verehrter Kollege

Johannes Neumann
bereits am 23. Juli 2012

im Heim der Diesterweg-Stiftung verstorben ist.

Johannes Neumann ist den älteren Kolleginnen
und Kollegen als kritischer Debattenredner in den früheren Hauptversammlungen der 
„Gesellschaft der Freunde“ noch in guter Erinnerung. Mehrere Jahre lang war er auch 

der Vorsitzende der Betriebsgruppe der Ruheständlerinnen und Ruheständler.
Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren

Jürgen Walkstein
(im Namen der BG d. RuheständlerInnen)

Klaus Bullan und Ex-Schulsenator 
Joist Grolle (1978-1987)
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Das HLZ-Rätsel

Des letzten Rätsels Lösung…

… ist Spanien. Die erfolgreichen Fußball-Welt-
meister haben ebenso wenig wie die spanischen 
Schulkinder ihre Nationalhymne gesungen – da 
diese offiziell gar keinen Text hat. Das wusste 
auch Gaby Thoß. Sie bekommt die gewünschte 
CD des HSV-Hymnen-Sängers Lotto King Karl. 
Herzlichen Glückwunsch!

MH/MK 

Live and Let Die 
Nicht nur GEW-Referent Andreas Hamm hört auf: 
Die Financial Times Deutschland verschwindet, und der 
Frankfurter Rundschau geht es auch schon ganz schlecht. 
Wesentlich munterer sind immer noch BILD und taz.

Wusstet ihr schon, dass das Bindeglied zwischen diesen 
beiden Antipoden des Blätterwaldes ein prominenter 
BILD-Mann und Freund Dieter Bohlens ist? Er ist Mitei-
gentümer der taz, obwohl er auf deren Berliner Gelän-
de mit einer, nun ja, pikanten Skulptur gewürdigt wird.    

Welcher BILD-Mann hängt als Skulptur bei 
der taz? 

a) Josef Wagner   b) Günter Wallraff   c) Kai Diekmann   d) Hans-Hermann Tiedje

Antworten bitte mit Postanschrift bis zum 16.1.2013 an die hlz, am besten an hlz@gew-
hamburg.de.  Zu gewinnen gibt es das beliebte HLZ-Saunatuch in Rot, Grün, Blau oder Gelb. 
Gebt bitte euren Wunsch an! Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Spanien: Weltmeister ohne Hymnen-Gesang

Der BILD-Mann bei der taz
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GEW Termine – Dezember 2012

Referat B	 Kontakt über buchmannhh@web.de
Referat D	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen 
Referat F	 Gruppe Gewerkschaftliche Bildung
	 Wir treffen uns unregelmäßig aber effektiv.
	 Wir freuen uns über die Teilnahme von 
	 Interessierten. Info: Anja Bensinger Stolze,
	 Mail: anjabensinger-stolze@arstolze.de 
GEW-Studies	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen
Junge GEW	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen
FG Grundschule u. Ak Vorschule	 17.01.2013, 17.00-20.00 Uhr, Raum A/B
FG Stadtteilschulen	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen
FG Gewerbe und Handel	 19.12.2012, 16.30-19.00 Uhr, GBW
FG Gymnasien	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen
FG Kinder- und Jugendhilfe	 09.01.2013, 19.00-22.00 Uhr, Raum C
FG Primarschulen	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen
FG Sonderpädagogik	 29.01.2013, 17.00-19.00 Uhr, Raum C
FG Hochschule u. Forschung	 17.12.2012, 14.00-18.00 Uhr, Raum C
	 07.01.2013, 18.00-20.00 Uhr, Raum C
FG Frauen	 15.01.2013, 17.00-20.00 Uhr, Raum C
FG Bleiberecht	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen
AK Integration	 Termin in der Geschäftsstelle nachfragen
BG Ruheständler	 19.12.2012, 10.15-13.00 Uhr, Raum C
	 09.01.2013, 10.15-13.00 Uhr, Raum C
Mittelamerikagruppe	 14.01.2013, 19.30-22.00 Uhr, Raum C
AG Fair Childhood	 10.01.2013, 16.00-20.00 Uhr, Raum A

 
 

Hamburger Lehrer-Feuerkasse 
seit 1897 

 
 Die preisgünstige Hausratversicherung 
 im Großraum Hamburg und Lübeck 

für Angehörige aller pädagogischen Berufe. Wir versichern Ihren Hausrat für 1,20 Promille der 
Versicherungssumme, inkl. Versicherungssteuer, und das unverändert seit 1996. 

Beitragsfrei eingeschlossen sind u. a.: 
Diebstahl von Fahrrädern und Kinderwagen, Kfz.-Aufbruch, Überspannungsschäden, jeweils bis zu 

festgelegten Höchstgrenzen, Höherversicherung gegen Zuschlag möglich. 
 

 Informationen und Unterlagen bitte anfordern unter: 
E-Mail: info@h-l-f.de 

Tel.: 040 333 505 14 (Tobias Mittag) 
Tel. : 040 796 128 25/ Fax : 040 796 128 26 (Georg Plicht) 

Tel.: 040 679 571 93 / Fax: 040 679 571 94 (Sibylle Brockmann) 
www.hamburger-lehrer-feuerkasse.de 
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Kapuzen sind ja bei vielen 
Jugendlichen beliebt, nicht nur 
wegen der winterlichen Kälte. 
Hab ich auch schon mal bei ei-
nigen RAP-Musikern gesehen? 
Eine Mode, eine persönliche 
Note? Ganz einfach hip – dachte 
ich bisher. Anderer Schauplatz: 
Anti-Nazi-Blockkade in Wands-
bek Anfang Juni. Einige Müllei-
mer auf der Straße brennen, weit 
entfernt eine Polizisten-Sperre. 
Nazis irgendwoanders mit Po-
lizeischutz auf dem Heimweg. 
Eine Gruppe von schwarz ge-
kleideten Demonstranten läuft 
über die leere Straße: Vermummt 
mit Kapuzen und Gesichtsmas-
ken. „Du hast ja keine Ahnung. 
Ich muss mich vor den Neo-Na-
zis schützen .“,erklärt mir einer, 
weil ich ihn frage, wieso er so 
kriegerisch durchs bürgerliche 
Wandsbek läuft. Die würden al-
les ins Internet stellen und einen 
dann fertig machen. Da bin ich 
wohl naiv, dass ich wie die an-
deren Blockierer, die da auf der 
Straße sitzen, mein nacktes Ge-
sicht zeige. Einfach so auf mein 
Demonstrationsrecht vertrauen, 
geht das noch im Internetzeital-
ter? Hab ich was verpasst?

Anderer Schauplatz: GEW-
Arbeitsversammlung gegen die 
Arbeitsüberlastung. Ich möch-
te junge KollegInnen für ein 
hlz-Interview zu ihrer Arbeits-
situation befragen. Die erste 
KollegIn ist sofort bereit.(Siehe 
S.12 dieser hlz-Ausgabe). Aber 
dann wird es schwierig. Nein, 

wenn das Foto auch im Internet 
(wie die gesamte hlz-Ausgabe) 
erscheine, dann wolle sie das 
nicht. „Ich habe dann ja keine 
Kontrolle mehr darüber, was mit 
meinem Foto gemacht wird.“, 
erklärt die Kollegin. Immerhin 
eine Erklärung. Die anderen ver-
trösten mich auf spätere Emails. 
Das war nun wirklich naiv von 
mir, darauf zu vertrauen. Auch 
meine Nachfrage blieb bis auf 
einen Kollegen unbeantwortet. 
Früher „Schweigen im Walde“ – 
heute „Mail-absence“.

Der um Antwort bemühte Kol-
lege hatte sich mit seinem Perso-
nalrat beraten: „Der Schulleiter 
würde das wohl sehr kritisch 
sehen“. Folglich keine öffentli-
che Aussage zu Fragen der per-
sönlichen Belastung am Arbeits-
platz. Waren hier Personalrat und 
Schulleiter identisch? Oder ist da 
was schief gelaufen in der GEW-
Personalratsschulung? War wohl 
wieder naiv von mir anzuneh-
men, der Personalrat sei dafür 
da, die Arbeitnehmerinteressen 
gegenüber dem Arbeitgeber (hier 
Schulleiter) zur Geltung zu brin-
gen. 

Oder ist der Personalratstitel 
auch nur so etwas wie so eine 
Kapuze oder Tarnkappe? Ich 
weiß nicht, ob die Kollegin, 
die sich vor einem Foto fürch-
tet, das evt. im Internet sichtbar 
wäre, sich inzwischen eine Ka-
puzenjacke besorgt hat. Aber 
das sollte dann doch neben dem 
Ordner mit Lehrplänen zur Erst-

ausstattung von frisch eingestell-
ten KollegInnen gehören. Denn 
wie soll man heutzutage die Pau-
senaufsicht überstehen, wo doch 
nahezu jede/r SchülerIn über ein 
fototaugliches Handy verfügt?

Der Vorteil der Kapuze wäre 
dann auch noch, dass man die be-
ginnende Faltenbildung und die 
Ringe unter den Augen nach der 
durchkorrigierten Nacht nicht so 
direkt sieht. Gewerkschaftlich 
organisierte KollegInnen tragen 
natürlich weiße Kapuzenjacken 
mit deutlich rotem GEW-Emb-
lem. Denn unsere gewerkschaft-
lichen Rechte, die lassen wir uns 
doch nicht nehmen! Ich bitte die 
jungen KollegInnen mit ihrem 
Personalrat zu klären, wie der 
Schulleiter über das Tragen von 
GEW-Kapuzenjacken im Unter-
richt denkt. Denn wer wollte so 
ungeschützt in die Zukunft den-
ken?

Stefan Gierlich

Wie viel Gesicht wollen wir zeigen?
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Hamburger Beamten - Feuer- und Einbruchskasse
Die günstige Hausratversicherung

Hermannstraße 46 . 20095 Hamburg . Telefon  040 / 33 60 12 . Fax 040/28 05 96 06 . E-Mail: info@hbfek.de . Internet: www.hbfek.de

In Hamburg sind wir zu Hause ..., ... Sie auch?

Oder in Schleswig-Holstein, im Kreis Harburg bzw. Stade?

Wenn Sie dann noch im öffentlichen Dienst im weitesten Sinne beschäftigt sind und eine 
Hausratversicherung suchen, die Ihren Geldbeutel schont, dann kommen Sie zu uns. Bei uns 
zahlen Sie weiterhin

nur 1,20 € je 1.000 Euro Versicherungssumme
inklusive Versicherungssteuer

um Ihren H a u s r a t gegen Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Ein-
bruchdiebstahl, Vandalismus, Raub, Leitungswasser, Sturm und Hagel zu versichern. Für eine 
Versicherungssumme von z.B. 50.000 € zahlen Sie einen Beitrag von 60 € pro Jahr.
Informieren Sie sich bitte durch einen Anruf in unserer Geschäftsstelle.
Sie haben außerdem die Möglichkeit, sich auf unserer Internetseite zu informieren. Dort finden 
Sie z.B. auch ein Antragsformular, das Sie ausdrucken, ausfüllen und uns zusenden können.

Museumshafen Oevelgönne e.V.
Ponton Neumühlen
22763 Hamburg – Altona

Bus 112 bis Neumühlen
HADAG Linie 62 bis Neumühlen

Sie planen einen Klassenausfl ug 
an die Elbe?

Der Museumshafen Oevelgönne e.V. ist 
der älteste deutsche Museums hafen in 
privater Trägerschaft und mit Schiffen 
in Vereinseigentum. 

Hier erfahren Sie alles über historische 
Segler und Dampfschiffe, die Tradition 
des Hafens und die Geschichte der 
Schifffahrt.

Im Anschluss an eine Führung bieten 
wir ein Mittagessen an Bord der D.E.S. 
Bergedorf – einem Fährschiff aus den 
50er Jahren – an. 

Führung und Mittagessen inklusive 
Getränk EUR 6,90 pro Person

Wir freuen uns auf Ihre Anfrage unter 

040-397383
Dieses Angebot gilt nur für Schulklassen 

und Kindergartengruppen.

S C H U L E N W E T T B E W E R B

T R I A L O G  D E R  K U L T U R E N

H E R B E R T  Q U A N D T - S T I F T U N G

I N F O S :  www.trialog-schulenwettbewerb.de oder & 06172 404-505

BERWERBEN BIS 

30. APRIL 2013!

Wurzeln erinnern – Zukunft gestalten

Sprachen,
      Kulturen,
      Religionen
     in Deutschland.

Mehr als 130 begeisterte
Schulen seit 2005!
Der „Trialog der Kulturen“- Schulen-
wettbewerb zeigt, wie interkulturelle
und interreligiöse Verständigung
in der Schule gelingen kann.

Bewerben Sie sich mit Ihrer Schule für die 
Runde 2013/14. Gefördert werden innovative 
und kreative Projekte zum Jahresmotto. Jede 
Teilnehmerschule erhält ein Startgeld von 
3.500 Euro – und am Ende winken Preisgelder 
in Höhe von insgesamt 60.000 Euro.

Unser Jahresmotto:

HLZ_HH_139x63_sw_rz.indd   1 05.12.12   11:51
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„Das Team für Ihre Tischlerarbeiten. 
Innenausbau, Fenster, Türen u.v.m.”

die holzhandwerker HHW GmbH & Co. KG
Leverkusenstraße 5
22761 Hamburg
Telefon : 040 / 851 39 70
Telefax : 040 / 851 39 60
www.dieholzhandwerker.de
info@dieholzhandwerker.de
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Prag? Nur mit uns!
Einzigartig: Ihre Wünsche, 
Ihre Reise, Ihr Programm.

Der Journalist und Autor Ronny Blaschke
liest aus seinem Buch

Angriff von Rechtsaussen

Wie Neonazis den Fußball missbrauchen

Mittwoch, 16. Januar 2013 – 19 Uhr Gewerkschaftshaus
Raum St. Georg – Ebene 9

Kartenvorverkauf: Büchergilde (Gew.haus) Eintritt 12 Euro,
Gewerkschaftsmitglieder 10 Euro – Azubis, SchülerInnen,

Studierende 5 Euro – Arbeitslose frei
www.kultur-im-gewerkschaftshaus.de

Frank Teichmüller
Kulturverein Be60

Arbeitsgemeinschaft Jugendliteratur 
und Medien (AJuM) - Landesstelle 
Hamburg

Termine
Ort: Universität Hamburg, Von-Melle-Park 8,
20146 Hamburg, Raum 215 (vermutlich, ansonsten 
Aushang an der Raumtür beachten)

Montag, 4.2.2013, 18.30
Landesstellen-Treffen
Schwerpunktthema: Hamburg und Mee(h)r
Kontakt: Christoph Jantzen (christoph.jantzen@uni-
hamburg.de) oder auf www.ajum.de.
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